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von Uwe Kremer 
· Vorgeschichte, Verlauf und Ausgang 
des bayerischen Metallerstreiks weisen 
über einen begrenzten Tarifkonflikt of­
fensichtlich hinaus. Möglicherweise 
handelt es sich sogar um eine historische 
ldassen- urid gesellschaftspolitische 
Wegmarkierung - zusammen mit dem 
ebenfalls bemerkenswert Verlauf des 
Arbeitskampfes in der Holzindustrie 
und der in eigener Sache ungewohnt ak­
tiven und gegenüber der !GM solidari­
schen Haltung der IG Chemie. Die kom­
plette Niederlage des Arbeitgeberver­
bandes bei der Forderung nach "Kom­
pensation" von Lohnerhöhungen (ein 
Begriff, der im Kontext der Pflegeversi­
cherung auftauchte und nun in die Tarif­
politik verlängert werden sollte), die 
Beibehaltung des Fahrplans in die 35-
Stunden-Woche und eine Anhebung der 
Reallöhne stehen in bemerkenswertem 
Kontrast zum Treiben auf der Bonner 
Bühne. 

Unter den heute obwaltenden Um­
ständen dürfte die Verlängerung der Ta­
rifvertragslaufzeit für die Gewerkschaf­
ten sogar eher nützlich sein - als Fest­
schreibung einer vergleichsweise gün­
stig gezogenen Waffenstillstandslinie. 
Allerdings dürfte nun umsomehr die be­
triebliche Strukturierung des Klassen­
konfliktes in den Vordergrund treten -
gekennzeichnet durch einen anhalten­
den Fragmentierungsprozeß, der nicht 
zuletzt mit Einflußverlusten der Ge­
werkschaften wie im übrigen auch und 
gerade der Arbeitgeberverbände einher­
geht. Ob es in dieser Gemengelage ge­
lingen kann, den ldassenmäßigen Zu­
sammenhalt und das politische Mandat 
der Gewerkschaftsorganisation zu si­
chern, bleibt offen. Aber die Bedingun­
gen dafür haben sich verbessert. Immer­
hin: "Jeder Streik 'für eine gerechte Sa­
che' stärkt Selbstgefühl. Menschen, die 
gewöhnlich isoliert voneinaruier leben 
urui arbeiten, fangen an, gemeinsam urui 
öffentlich über ihre Lage und die ihrer 
Familien nachzudenken. Aruiers als bei 
Wahlen, die zwar ein politischer Akt 
sirui, die der einzelne aber doch als Pri­
vatmensch absolviert, e,fahren sie sich 
als gesellschaftlich bedeutsame Wesen 
und Klasse. " (Wolf Gunter Brügmann 
in der FR) 

• 
Im letzten Heft ist es zu einem er­

neuten Anlauf gekommen, um die Ge­
schichte der deutschen Linken aufzuar­
beiten - verbunden mit dem Vorschlag 
von Horst Peter, dies Anfang Oktober 
auch in Form von Veranstaltungen fort­
zusetzen. Dabei wird diese Geschichte 
v. a. als eine Geschichte der Linken im 
Verhältnis zur DDR und zum "realen 
Sozialismus" interpretiert. Soweit, so 
gut. Aber wenn ich lese, wie schnell und 
selbstverständlich in einem Artikel der 
letzten Ausgabe die Etikette "links" an 
SPD und Bündnisgrüne vergeben und 
der PDS verweigert wird, dann erscheint 
es mir sinnvoll, doch auch die eigene 
Parteigeschichte ein wenig kritischer un­
ter die Lupe zu nehmen. 

So erinnere ich mich gut an meine 
maßlose Enttäuschung als gerade einge­
tretenes SPD-Mitglied über das Schwei­
gen des damaligen Bundeskanzlers Wil­
ly Brandt zum US-Weihnachtsbombar­
dement auf Hanoi von 1972. Vor 1969 
waren führende sozialdemokratische 
Politiker sogar auf der Seite der Unter­
stützer dieser Kriegsführung zu finden 
gewesen, was dann angesichts der offen­
kundig kriegsverbrecherischen Dimen­
sionen einer betretenen Nichteinmi­
schung wich. Die spätere Selbstkritik 
ehrt Willy Bandt in ihrer Offenheit (z.B.: 
"Vietnam war für mich ein Bereich, 
über den ich einfach nicht genug wußte; 
vielleicht wollte ich auch nicht genug 
wissen, weil mich dies in einen Konflikt 
mit der amerikanischen Politik gebrach! 
hätte, auf die ich als Berliner Bürger­
meister, aber auch in der Zeit danach in 
starkem Maße angewiesen war." Aus: 
W. Brandt, Begegnungen und Einsich­
ten, 1977). Derartige Mechanismen der 
Verdrängung im Zeichen der Blockkon­
frontation hatte die eher sowjetfreundli­
che Linke anscheinend nicht für sich ge­
pachtet. Und die Angelegenheit, um die 
es dabei im Namen der "freien Welt" 
ging, war gewiß nicht weniger schwer­
wiegend und weniger menschenverach­
tend als das, was man auf der anderen 
Seite im Namen des "Sozialismus" ver­
anstaltete. Sehr zurückhaltend ausge­
drückt ... 

• 
Zu den Aspekten, die einem mit 

Blick auf die SPD am meisten zu denken 
geben, gehört die Generalionenfolge des 
politischen Personals. Um es an den Ju­
sos festzumachen: Aus den Bundesvor­
sitzenden wie auch dem größten Teil der 

Bundesvorstandsmitglieder der Periode 
1969 bis Anfang der 80er Jahre ist et­
was im oberen sozialdemokratischen 
Funktionärskörper und Staatspersonal 
geworden. Für die Juso-Spitzen aus der 
Periode seit 1984 gilt das glatte Gegen­
teil (übrigens weitgehend unabhängig 
von der Juso-Fraktionszugehörigkeit). 
So ist für die Partei ein Rekrutierungs­
loch von mittlerweile ca. 10 Jahren ent­
standen. Dies gilt erst recht für die 
"Parteilinke" (den Jusos der 70er Jah­
re), die mit ihrer in den 80er Jahren zur 
Schau gestellten Saturiertheit und Igno­
ranz auch die Hauptverantwortung für 
diese Situation trägt und die heute - nach 
dem weitgehenden Abgang ihrer "Pro­
minenz" - über keine politisch,profilier­
ten, strategisch ausgewieseilen und 
identitätsstiftenden personellen Alterna­
tiven mehr verfügt. Kurzum: Die perso­
nellen Verhältnisse urui die mit ihnen 
eng verburuienen politischen Konstella­
tionen in der SPD sind mindestens bis 
zum Eruie des Jahrzehntes weitgeherui 
festgeschrieben. Großangelegten Manö­
vern zur Veränderung der SPD von 
links fehlt schlicht und einfach die per­
sonelle Basis in den entscheidenden hö­
heren Etagen der Sozialdemokratie. 
Jede Strategie linkssozialdemokrati­
scher Kräfte hat diese Tatsache illusi­
onslos in Rechnung zu stellen. 

Der soeben skizzierte Sachverhalt ist 
allerdings Bestandteil einer großen 

. strukturellen Blockade der gesamten 
deutschen "Parteilinken", womit ich all 
jene radikaldemokratisch-sozialisti­
schen Kräfte meine, die in Parteien orga­
nisiert sind. Der jüngste PDS-Parteitag 
wie auch die nach den Bundestagswah­
len eingetretene Lage einer endgültigen 
politischen Etablierung der GRÜNEN 
läßt sich für die Linke in einem "es geht 
nicht vor und nicht zurück" zusammen­
fassen. Meines Erachtens sind also die 
Grenzen der Veränderung nicht nur im 
Falle der SPD, sondern bei sämtlichen 
Parteien des mehr oder weniger linken 
Spektrums mittlerweile weitgehend er­
reicht worden - auch wenn man sich bei 
der einen noch an das Wunder einer 
"Westausdehnung" klammert oder bei 
der anderen noch innerparteilichen Ein­
flußillusionen aufsitzt. Kurzum: Nichts 
wäre für die radikalreformerische Linke 
der verschiedenen Parteiformationen 
unsimtiger, als sich gegenseitig die je­
weiligen parteispezifischen Blockaden 
vorzuhalten statt gemeinsam über Aus­
wege aus der übergreifenden Mega­
Blockade nachzudenken. 
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MAGAZIN---------------------------

Jugend,Arbeit,Zukunft? • 
Zur Situation auf dem Ausbildungsmarkt 

In den letzten drei Jahren, die von 
wirt-schaftlicher Rezession geprägt 
waren, haben die Unternehmer mit 

Unterstützung der konservativen Bun­
desregierung unter dem Deckmantel der 
sogenannten "Standort-Debatte" die 
Lage genutzt, um die Rechte von Ge­
werkschaften und Arbeitnehmerinnen 
massiv zu beschneiden und Reallohnab­
bau durchzusetzen. Dabei haben die Ar­
beitgeberinnen sich auch ihrer Verant­
wortung für eine qualifizierte Ausbilc 
dung als Zukunftsstart junger Menschen 
immer mehr entzogen. Die Forderung 
nach "Kompensation" von Kostenbela­
stungen heißt heute: Frühpensionierung 
und das Einstellen der Ausbildung. 

Vor allem große Betriebe stehen auf 
der Skala des Ausbildungsstellenabbaus 
ganz oben. Die ehemalige Bundesunter­
nehmen TELEKOM, Postdienst und 
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Postbank haben in den 
letzten zwei Jahren ihr 
Ausbildungsplatzange­
bot von 16.000 auf 
ganze 1.400 (!) zurück­
gefahren. Die Deut­
sche Bahn AG steht 
dem in nichts nach. 
Auch der Öffentliche 
Dienst hat seine Aus­
bildungsstellen um 
25 % abgebaut. Dies ist 
dann natürlich keine 
gute Argumentations­
grundlage, um in Ap­
pellen an Unternehmen 
die gesellschaftliche 
Verantwortung für die 
Ausbildung einzufor­
dern. 

Die Wirtschaft geht 
von den kurzfristigen 
Anforderungen des Ar­
beitsmarktes und der 
Maximierung ihrer Er­
träge aus. Eine zu­
kunftsorientierte Per­
pektivplanung im Aus­
bildungsbereich fehlt 
völlig. Ein solcher An­
satz ist mangelhaft und 
wird den zukünftigen 
Erfordernissen nicht 

gerecht. Für Jugendliche heißt dies 
nicht nur Arbeitslosigkeit, sondern auch 
Perspektivlosigkeit. Schon beim Start in 
ihr berufliches Leben wird ihnen die 
Zukunftsperspektive verbaut und sie 
werden an den Rand der Gesellschaft 
gedrängt. Aus diesem Teufelskreis her­
auszukommen, stellt sich als immer 
schwieriger dar. 

Der Präsident des Deutschen Indu­
strie- und Handelstages (DIHT), Hans­
Peter Stihl, hat im Mai 1994 noch an 
seine Mitglieder apelliert: "Wer heute 
nicht ausbildet, fällt morgen aus dem 
Markt. Die Wirtschaft schadet sich nur 
selbst, wenn sie Ausbildungsplätze ab­
baut. Unternehmen, die sich vom Fach­
kräftenachwuchs abkoppeln, leben ge­
fährlich." Schöne Worte, denen · aber 
keine Taten folgten. Allein in Nord­
rhein-Westfalen haben die Unterneh­
men im letzten Jahr ihre Ausbildungska­
pazität um 14 % abgebaut. Die Zahl der 

von Adi Eicklwjf* 

Schulabgängerlnnen stieg gleichzeitig 
um 8 % . In 15 Arbeitsamtbezirken des 
Landes kann eine Deckung der Ausbil­
dungsplatznachfrage nicht mehr er­
reicht werden. Ein besonders trauriges 
Bild bietet sich in der Stadt Duisburg, 
die nur noch ein Angebot von 1 zu 0,48 
erreicht. Der negative Trend wird sich 
1995 weiter fortsetzen. 

Entwicklungen 
an der „2. Schwelle" 

Über 100.000 Jugendliche waren • 
Ende Dezember 1995 in NRW-arbeitslos 
gemeldet. Die Dunkelziffer ist jedoch si­
cherlich noch einmal so hoch. Dramati­
sche Entwicklungen gibt vor allem an 
der sog. "2. Schwelle". Vielen Jugend­
lichen, die nach Ihrer Ausbildung nicht 
übernommen werden, fehlen damit auch 
faktisch jegliche Ansprüche auf Sozial­
leistungen. Gesellschaftlich aktuell ge­
wordene Diskussionen über Perspektiv­
losigkeit, Orientierungslosigkeit, Zu­
kunftsängste und die wachsende Ge­
waltbereitschaft bei jungen Menschen 
haben bisher nicht zu wirksamen Ge­
genmaßnahmen geführt. 

Die Gewerkschaften fordern schon 
seit Jahren die Politik zum Handeln auf. 
Den Forderungen nach einer Umlagefi­
nanzierung und einer Ül,j,mahrnegaran­
tie nach der Ausbildung haben sich die 
Konservativen natürlich· nicht anschlie­
ßen können, aber auch die SPD tut sich 
schwer damit und fordert eher die Regu­
lierung durch die Tarifparteien. Die Bau­
branche praktiziert schon seit fast 20 Jah­
ren ein Modell der Umlagefinanzierung, 
wodurch auch gerade nach der Vereini­
gung viele Ausbildungsplätze in den öst­
lichen Bundesländern finanziert werden 
konnten. 

Die IG Metall hat im Dezember 1993 
eine grundsätzliche Übemahrnegarantie 
für 6 Monate im Tarifvertrag vereinba­
ren können, mußte allerdings die Ein­
schränkung hinnehmen, "soweit dem 
nicht personenbedingte Gründe entge­
genstehen". Erwähnenswert sind auch 
Modelle, wie z.B. bei Opel in Bochum, 
wo die Auszubildende_n grundsätzlich in 
ein unbefristetes Arbeitsverhältnis über­
nommen werden. Dieses wird innerhalb 
von drei Jahren erreicht, wobei im er-
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sten Jahr eine Wochenarbeitszeit von 25 
Stunden, im zweiten .Jahr von 30 Stun­
den vereinbart wurde. Parallel werden 
dazu verschiedene Möglichkeiten der 
Weiterbildung angeboten. 

Umlagefinanzierung 
der beruflichen Bildung 
Um das Problem unzureichender 

Anzahl - und Qualität - von Ausbil­
dungsplätzen zu lösen, reichen aber 
branchenbezogene und auf freiwilligen 
Vereinbarungen der Tarifparteien beru­
hende Regelungen nicht aus. Hier sind 
gesetzliche Regelungen notwendig, die 
insbesondere die Finanzierung der be­
ruflichen Bildung auf eine solidarische 
Basis stellen und ein flächendeckendes 
Angebot qualifizierter Ausbildungsplät­
ze gewährleisten. Die Idee der Umlage­
finanzierung ist nicht neu. Bereits Ende 
der siebziger Jahre verabschiedete der 
Bundestag ein Ausbildungsplatzförde­
rungsgesetz, in dem eine Fondsfinanzie­
run, bei nicht ausreichendem Ausbil­
dungsplatzangebot vorgesehen war. 
Aufgrund eines Formfehlers wurde die­
ses Gesetz vom Bundesverfassungsge­
richt 1980 für nichtig erklärt, wobei das 
Gericht aber die Umlagefinanzierung 

I 

grundsätzlich für verfassungsgemäß 
hielt. 

Als sich Mitte der 80iger Jahre die 
Situation ähnlich dramatisch zuspitzte 
wie heute, legte die SPD-Bundestags­
fraktion einen neuen Gesetzentwurf zur 
"Finanzierung von Ausbildungsplätzen 
in der Berufsausbildung" vor, in dem es 
in der Einleitung heißt: "Da offensicht­
lich die Wirtschaft nicht in der Lage ist, 
das Ausbildungsplatzangebot so zu stei­
gern, daß es mindestens der Nachfrage 
nach Ausbildungsplätzen entspricht, 
sind vorübergehend gesetzliche Maß­
nahmen erforderlich, um dieser Notlage 
abzuhelfen." Diese Erkenntnis ist im 
Jahre 1995 genau so richtig wie damals. 

Aber an parlamentarischen Initiati­
ven dieser Art fehlt es. Von Kohl & Co 
sind diese sicherlich auch nicht zu er­
warten. Daß aber auch die SPD sich in 
Appellen und Feststellungen über die 
Dramatik der Lage übt und konkrete 
Maßnahmen ablehnt, muß doch . ver­
wundern. Die Jusos in Schleswig-Hol­
stein, Niedersa"hsen, Sachsen-Anhalt, 
Nordrhein-Westfalen und Rheinland­
Pfalz haben deshalb unlängst in einer 
gemeinsamen Initiative ihre Landesre­
gierungen aufgefordert, das Modell der 
Umlagefinanzierung umzusetzen und 

MAGAZIN 

eine entsprechende Bundesratsinitiative 
einzubringen . 

Dabei ist auch uns klar, daß die Um­
lagefmanzierung nur ein Schritt sei 
kann auf dem Weg, den Herausforde­
rungen einer veränderten Arbeits- und 
Ausbildungslandschaft in Zukunft ge­
recht zu werden. Die Übernahmegaran­
tie für mindestens sechs Monate als wei­
tere gesetzliche Maßnahme, wie z.B. in 
Sachsen-Anhalt, muß ebenso geregelt 
werden, wie die Verbesserung der Si­
tuation von Mädchen und jungen Frauen 
durch die Quotierung von Ausbildungs­
und Arbeitsplätzen. 

Die Gleichstellung von beruflicher 
und schulischer Ausbildung durch einen 
Zugang von Arbeitneh-merlnnen zur 
Hochschule muß bei der Modernisierung 
des "dualen Berufsbildungssystems" 
ebenso eine Rolle spielen, wie die stärke­
re Orientierung auf das Berufsleben in­
nerhalb aller Schulformen. Die berufli­
che Bildung muß sich ausrichten am 
Leitbild einer Gesellschaft, die auf ver­
besserte Arbeits- und Lebensbedingun­
gen, sowie die demokratische Beteili­
gung und Mitgestaltung der Beschäftig­
ten orientiert. Dazu sind alle gesell­
schaftlichen Gruppen verpflichtet. 
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aus eigener Kraft? 
ii/i \iNRWsSPD rüstet sich zur Titelverteidigung 

· < von Svenja Schulze und Reinhold Rünker• 

.i;i\C)!~---

f•;. ':}'~:l~~e7;;t ~~;:~;;; 
!\))'· ·;·:,t 15: Jahren mit absoluter Mehrheit und -

!l:::L,_ •• __ :::,,~~~n,!~;;'=~~~ s~~:!~~: 
····sind viele Minister, die doch eigentlich 

Schlüsselfunktionen inne haben; bewuß­
te Weichenstellungen auf Landesebene 
werden eher zögernd vorgenommen, 
denn entschlossen in Angriff genommen. 
Genüßlich breiten die Oppositionspartei­
en (vermeintliche) Skandale und Skan­
dälchen der Regierung im Landtag aus, 
ohne daraus jedoch eigene Politkkonzep­

. te vermitteln zu können. Seit den Kom­
munalwahlen des vergangenen Herbstes 
sieht sich die SPD in einigen Kommunen 
sogar mit scharz-grünen Merheitskon' 
stellationen konfrontiert. Überhaupt ma­
chen die nordrhein-westfälischen Grünen 
der SPD die meiste Angst, reagieren eini­
ge Minister fast schon hysterisch auf An­
fragen und Kritik. 

Wer nichts verspricht, 
muß nichts halten 

Vor diesem Hintergrund hat die Partei 
am 11. März in Aachen ein Regierungs­
progranun verabschiedet, das den weg­
weisenden Titel ,Nordrhein-Westfalen 
auf gutem Weg: Erneuerung aus eigener 
Kraft" trägt. Der Tenor dieses Program­
mes läßt sich am deutlichsten an einem 
Zitat' aus der Einleitung erkennen: ,Die 
Menschen in Nordrhein-Westfalen wis­
sen: Auf die SPD können sie sich verlas­
sen. [ ... ] Wir haben 1990 nichts verspro­
chen, was wir nicht halten konnten. Wir 
haben alles getan, was wir versprochen 
haben. Auf diesem .Weg haben wir auch 
in schwieriger Zeit unser Land gemein­
sam vorangebracht. So wollen wir es 
auch in Zukunft halten." 

Wie schön - wenn man - fast - nichts 
verspricht, ist das, was man tut, natürlich 
mehr als man versprochen hat. Auch das 
neue Progranun ist deshalb wieder eine 
Mischung aus Lyrik und vagen Andeu­
tungen. Die wirklich konkreten Aussa-

6 

Svenja Schulze ist Juso-Landesvorsitzende in 
NRW, Reinhold Rünker, Historiker, ist Jugendbil­
dungsreferent der NRW-Jusos 

gen für Planungen in den nächsten fünf 
Jahren werden erst in der ersten Regie­
rungserklärung offenbart. Diese solle 
sich zwischen den Polen „ bewahren und 
erneuern" bewegen. Auch wenn immer 
wieder das Gegenteil behauptet wird: Es 
ist nicht deutlich·, wo der Gestaltungsan­
spruch der nächsten Regierung liegt, es 
ist nicht deutlich, welche Reformen und 
Veränderungen denn nun angegangen 
werden sollen. Wenn man das zusanunen 
nimmt mit den geplanten W ahlkampfma­
terialien der Partei, drängt sich schon der 
Eindruck auf, daß das Regierungspro­
granun „Weiter so - mit Johannes Rau" 
heißt. 

Nach dem Motto: ,,Was interessiert 
mich mein Geschwätz von gestern", fällt 
das Regierungsprogramm zudem in vie­
len Bereichen noch hinter das zurück, 
was schon mal auf Parteitagen beschlos­
sen worden ist. Dies fällt vor allem in der 
Bildungspolitik auf. Die Forderung nach 
Chancengleichheit, einst zentrales und 
spezifisch sozialdemokratisches Ziel in 
der Bildungspolitik, spielt in dem Pro­
granun keine wesentliche Rolle mehr. 
Die Gesamtschule tauchte im Entwurf 
mit keinem Wort auf, erst nachdem Än­
derungsanträge u.a. der Jusos dazu vorla­
gen, wurde klargestellt, daß auch in Zu­
kunft weitere integrierte Gesamtschulen 
in NRW eingerichtet und die bestehen-

. den weiter ausgebaut werden sollen. An­
gesichts der massiven Angriffe nicht nur 
aus dem konservativen Lager war dieses 
Signal pro Gesamtschule aber auch unab­
dingbare Minimalforderung. 

Vor dem Hintergrund des Struktur­
wandels in NRW kommt der Bildung 
und Qualifizierung der Menschen eine 
zentrale Bedeutung zu. Hier stellte der 
Landesvorstand aber wenigstens ein 
Trostpflaster zur Verfügung: Die SPD 
will die "Gleichwertigkeit von berufli­
cher und allgemeiner Bildung weiter vor­
anbringen" und besonders die positiven 
Erfahrungen mit der Kollegschule fort­
entwickeln und stärken. Unter der Über­
schrift .Arbeit und Wirtschaft , den 
Strukturwandel fördern" ist zudem ein 
größerer Abschnitt dem Bereich der Aus­
bildung und Übernahme gewidmet. Die 
SPD plant eine Aktion ,Jugend braucht 
Zukunft", die die Probleme regional auf 

den jeweiligen Ausbildungsmärkten lö­
sen will. Ziel soll es sein, daß in NRW 
niemand ohne Ausbildung bleiben soll. 

Diese Initiative ist sicher der wichtig­
ste Anknüpfungspunkt für fortschrittli­
che Politik, der sich in diesem Progranun 
finden läßt. Bei fast 100.000 Arbeitslo­
sen unter 25 Jahren und gleichzeitigem 
Abbau der Ausbildungsplätze muß drin­
gend etwas unternommen werden. Den­
noch reicht das nicht aus; Appelle an das 
soziale Gewissen der Unternehmer brin­
gen zu wenig Ausbildungsplätze. Auch 
bisher sollte in NRW ,niemand ohne 
Ausbildung" bleiben. Tatsache ist aber, 
daß trotzdem für viel zu viele Jugendli­
che kein entsprechendes Ausbildungs­
platzangebot vorhanden war. Bereits auf 
einem Landesparteitag zum Schwer­
punkt Jugendpolitik im März 1994 hatte 
die Auseinandersetzung um die Umlage­
fmanzierung der beruflichen Bildung 
eine zentrale Rolle gespielt. Durch mas­
siven Einsatz großer Teile des Landeska­
binetts war dort · eine Beschlußfassung 
dieser Forderung verhindert worden. Es 
wurde aber eine Ausbildungsplatzabgabe 
für den Fall gefordert, daß trotz erneuter 
Anstrengungen nicht genügend Ausbil­
dungsplätze zur Verfügung gestellt wer, 
den sollten. 

Dies war im Jahr 1994 offensichtlich 
nicht gelungen, und in diesem Jahr ist 
eine noch deutlich größere Ausbildungs­
platzlücke absehbar. Dennoch war die 
Forderung im ersten Entwurf des Regie­
rungsprogranuns nicht aufgenommen 
worden. Im endgiiltigen Vorstandsent­
wurf stand dann nach einiger Diskussion: 
• In erster Linie sind die Tarifparteien 
aufgefordert, diese Entwicklung zu stop­
pen. Notfalls muß eine bundesgesetzli­
che Neuregelung im Interesse der Ju­
gendlichen und der kleinen und mittleren 
Unternehmen gewährleisten", daß nie­
mand ohne Ausbildungsplatz bleibt. Die 
Verrenkungen, die seitens der SPD:Spit­
ze durchgeführt wurden, um weiterge­
hende Forderu!Jgen abzuwenden, nah­
men dabei immer skurrilere Formen an. 
Arbeitsminister Müntefering, der sich 
ansonsten immer um einen sozial- und 
arbeitsmarktpolitisch fortschrittlichen 
Anstrich bemühte, stellte einen vermeint­
lichen zentralistischen Charakter einer 
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·;.uMagefinanzierung heraus, der. dem 

· :': :siilooigen dialogorientierten Pohtikmo-
, ile!Uler Landesregierung entgegen ste­

hen wiifde. Forderungen von Jusos, des 
SJ>D.:1,Jnterbezirks Hanun und des DGB 
nach einer Bundesratsinitiative für eine 
neue Finanzierung der Ausbildung unter­
lagen deshalb erneut. Der schließlich ge­
faßte Beschluß fordert zwar über tarifli­
che Lösungen hinaus: .Angesichts der 
Entwicklung auf dem Ausbildungsstel­
lenmarkt treten wir zusätzlich für eine 
bundesgesetzliche Neuregelung ein." 
Franz Müntefering legte aber großen 
Wert datauf, daß es sich dabei nicht um 
eine Abgabenregelung handeln müsse, 
diese wird im Beschluß auch nicht mehr 
genannt. 

Erneuerung 
aus eigener Kraft? 

Die Beharrungskräfte im Regierungs­
und Parteiapparat erscheinen derzeit zu 
groß und eine Parteilinke ist nur in An­
sätzen erkennbar, als daß nach einer 
wahrscheinlich · erneut gewonnenen 
Landtagswahl ein reformpolitischer 
Wind die Verkrustungen plötzlich auf­
brechen könnte. Muß man also hoffen, 
daß die SPD demnächst in die Oppositi­
on geschickt oder zumindest mit Bündnis 
'90/Die Grünen eine Regierung bilden 
muß? 

Wir denken nicht; beides hätte mehr 
negative Folgen für die politische Land­
schaft in Land und Bund, als daß sie die 
notwendige Erneuerung der SPD begiin­
stigen würde. Eine SPD-geführte Lan­
desregierung ist in NRW allein schon als 
Korrektiv zur konservativ-liberalen Bun­
desregierung erforderlich. Andererseits 
bieten CDU und FDP in NRW nicht 
mehr als einen Abklatsch ihren Bonner 
Vorbilder. Eine Koalition mit Bündnis 
'90/Die Grünen, vorausgesetzt, die SPD 
würde sich überhaupt für eine solche ent­
scheiden, hätte allerdings auch keine gro­
ßen Aussichten, reformpolitische Impul­
se zu verstärken und eine, insbesondere 
personelle, aber auch inhaltliche Erneue­
rung der Landes-SPD voranzutreiben. 

Zweifellos verfügt die Landtagsfrak­
tion von Bündnis '90/Die Grünen über 
ellllge interessante Persönlichkeiten, 
doch ist es auch ilmen nicht gelungen, in 
den zurückliegenden Jahren ein ausstrah­
lungsfä.higes Reformprojekt zu entwik­
keln, an dem nicht nur die durchaus vor­
handenen ,Bewegungen" andocken, 
sondern das auch Ausstrahlungskraft für 
Linke innerhalb'oder außerhalb anderer 

Parteien entwickeln könnte. Im Landtag 
fallen sie vor allem dann auf, wenn es 
gilt, den einen oder anderen neuen Unter­
suchungsausschuß einzurichten. Die 
Skandalisierung von Politik oder, ande­
res gesagt, die mediengerechte Inszenie­
rung politischer Skandale ersetzt nunmal 
kein eigenes Progranun. Diese Erfahrung 
hat ja auch die SPD in den vergangenen 
Jahren im Bund und einigen Ländern (z. 
B. Bayern) immer wieder machen müs­
sen. 

Programmatisch liegen viele Positio­
nen von Bündnis '90/Die Grünen nicht 
weit auseinander von denen, wie sie von 
den NRW-Jusos auch vertreten werden. 
Allerdings macht sich in NRW der Ein­
druck breit, daß es auch hier den Bünd­
nisgrünen nur darum geht, einen Zipfel 
der Macht zu erhaschen. Sie würden sich, 

Doch wer die notwen­
dige Aufgabe, die NRW­
SPD zu erneuern, nach 
„außen" abgibt, statt sie 
selbst entschlossen an­
zugehen, hat unseres 
Erachtens seine eigene 
Funktion in der SPD ver­
spielt. 

sollten sie es denn schaffen, in der Lan­
desregierung wahrscheinlich dann auf­
reiben, kaum eigene Akzente setzen kön­
nen und damit ebenfalls bei ihrer Klientel 
Vertrauen verlieren. 

Die Erneuerung des Tankers NRW­
SPD ist ein längerfristig zu betreibendes 
Projekt, ebenso wie es für die Bundespar­
tei gilt. Ein solches Projekt kann nur be­
dingt durch eine andere Partei angesto­
ßen und angeschoben werden. Auf Bun­
desebene erscheint dies durchaus mög­
lich, wie an den Diskursen zu sehen ist, 
die auch maßgeblich über diese Zeit­
schrift entwickelt werden. In Nordrhein­
Westfalen ist davon jedoch nicht viel zu 
spüren. 

In Nordrhein-Westfalen sind es die 
Jusos, die bereits seit einigen Jahren mit 
wachsendem Erfolg eine Erneuerung der 
Partei einfordern und betreiben. Konzen­
trierten sich die Bemühungen zunächst 
auf die organisatorische Ebene der Par­
tei- und Arbeitsstrukturen, sollen in den 
kommenden Monaten und Jahren die 
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Diskussionen und Forderungen nach ei­
nem sozialökologischen Umbau landes­
politisch durchdekliniert werden. Unter­
halb der gegenwärtigen Führungselite 
wächst in der NRW-SPD durchaus auch 
eine Generation heran, die für ein derar­
tiges Vorhaben zugänglich ist. Dies 
zeigt sich allein daran, daß trotz fehlen­
der Parteilinke in den · zurückliegenden 
Jahren der Zuspruch für Juso-Forderun­
gen auf Parteitagen fast aller Gliederun­
gen beständig größer wird, ohne daß 
sich dies jedoch bereits mehrheitspoli­
tisch auswirkt. Gleichzeitig wird in den 
kommenden Jahren ein weiterer Ver­
jüngungsprozeß in Ämtern und Manda­
ten unausweichlich sein, gerade in den 
starken Unterbezirken an Rhein und 
Ruhr. 

Jusos und linke SPD-Mitglieder tun 
deshalb gut daran, diese neue Generation 
durch eine profüierte sozial-ökologische 
Progranunatik zu gewinnen, denn eine 
personelle Erneuerung muß nicht auto­
matisch mit einer fortschrittlichen pro­
granunatischen Erneuerung einhergehen. 
Gleichzeitig darf nicht immer wieder wie 
das Kaninchen vor der Schlange nach 
Düsseldorf gestarrt werden. 

Gesellschaftliche Veränderung wird 
in der .Gesellschafl" vorbereitet, ~ 
sie „parlamentarisch" verhandelt :;:1_:1 ._ .. ·.~.!., 
Die SPD hat ihre Stärke in den, 1 . ' 
Jahren dadurch gewonnen, daß sie'j* 
Lebenswelten der Menschen in NRW für 
sich hat gewinnen können. Heute hängt 
sie oft noch diesen alten Lebenswelten 
selber an. Kann sich die der SPD naheste­
hende Linke in die sich neu entwickeln­
den Lebenswelten einschreiben, kann die 
Erneuerung der SPD gelingen. Dabei 
reicht es aber bei weitem nicht aus, sich 
nur auf die Milieus zu konzentrieren; die 
auch die Grünen für sich zu besetzen ver­
suchen. Natürlich werden Bündnis '90/ 
Die Grünen auch künftig eine wichtige 
Rolle bei der sozial-ökologischen Profü­
bildung der Linken in NRW spielen. 
Doch wer _die notwendige Aufgabe, die 
NRW-SPD zu erneuern, nach „außen" 
abgibt, statt sie selbst entschlossen anzu­
gehen, hat unseres Erachtens seine eige­
ne Funktion in.der SPD verspielt. 

7. 
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Primat der Politik durchsetzen 1 
Frühjahrstagung des Frankfurter Kreises 1995 

a r Frankfurter Kreis, der offene 
esprächskreis der Parteilinken 

n der SPD, führte seine schon 
traditionelle Jahrestagung in Oer-Erken­
schwick vom 17. bis 19. Februar 1995 
durch. 

An der Tagung nahm am Freitag 
abend auch der Partei- und Fraktionsvor­
sitzende Rudolf Scharping teil: Er schal­
tete sich in die Diskussion mit Vertretern 
gesellschaftlicher Gruppen ein, die von 
der SPD u.a. eine entschiedene Umwelt­
politik, die Bekämpfung der Massenar­
beitslosigkeit, eine liberale Ausländerpo­
litik und ein Einwanderungsgesetz, For­
schungs- und Entwicklungsmittel für 
Mittelbetriebe und aus ökologischen 
Gründen die drastische Erhöhung der 
Transportkosten forderten. 

Von Karl Marx kann man lernen, daß 
man zuerst die Bewegungsgesetze der 
Kräfte studieren muß, die gesellschafts­
mächtig sind, wenn man wirklich Ge­
sellschaft verändern will. Und die SPD­
Linke will und muß Gesellschaft verän­
dern. Fragen der Analyse stellten des­
halb nach langer Zeit wieder einen 
Schwerpunkt der Tagung dar. 

Prof. Michael Vester stellte wesentli­
che Ergebnisse der an der Universität 
Hannover erarbeiteten Studie über so­
ziale Milieus im gesellschaftlichen 
Strukturwandel dar. Er machte deutlich, 
daß - sich verändernde und modernisie­
rende - Klassenmentalitäten in der ,plu-

. ralisierten Klassengesellschaft" der 
Bundesrepublik weiterhin eine zentrale 
Rolle spielen, allerdings Klassenorgani­
sation erheblich an Bedeutung verloren 
habe. Politik stecke in einer Repräsenta­
tionskrise. Die Linke müsse versuchen, 
um die-Wertorientierungen Verantwor­
tung und Solidarität neue mehrheitsfähi­
ge Bündnisse zu schmieden, dazu gebe 
es gesellschaftliche Voraussetzungen 
und Möglichkeiten. 

Ein zweites Referat hielt Dr. Alexan­
der Schubert zum Thema "Vom Wohl­
fahrtsstaat zum Standortstaat - Nationale 
und europäische Reformspielräume in 
der verflochenen Weltwirtschaft". Diese 
Thematik wurde intensiv weitergeführt 
und diskutiert im anschließenden 
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Detlev von Larcher MdB, Koordinator des 
Frankfurter Kreises, Mitherausgeber der spw 

Workshop "Weltinnenpolitik zwischen 
Globalisierung und Europäisierung der 
Wirtschaft". Dabei stand die Analyse 
der Bewegungsgesetze des modernen 
Weltmarkts und der transnationalen 
Konzerne im Mittelpunkt. 

Reregulierung statt 
Hereinfallen auf die 

Standortdebatte 

Weil die Art des Wirtschaftens in der 
globalisierten Marktwirtschaft mit 
mächtigen transnationalen Konzernen in 
eine Umweltkatastrophe führt und zu­
dem die Spaltung in arm und reich natio­
nal und international zunimmt, muß der 
Primat der Politik gegenüber dem Chaos 
des sich selbst überlassenen Marktes 
durchgesetzt werden. Statt zunehmender 
Deregulierung, dem angeblichen Wun­
dermittel konservativer Wirtschaftspoli­
tik, an das auch viele Sozialdemokraten 
glauben, muß es zur Re-Regulierung 
kommen, soll unsere Erde nicht sozial 
und ökologisch vor die Hunde gehen. 

Mit diesem Ergebnis waren sich die 
ca. 160 in Oer-Erkenschwick versani- . 
melten Linken des Frankfurter Kreises 
in der SPD einig. Die verschärfte Kon­
kurrenz auf dem Weltmarkt herrscht der 
Politik eine verhängnisvolle Standort­
diskussion auf, die dazu führt, daß die 
Politik hilflos auf Anforderungen des 
Phänomens Weltmarkt reagiert, statt 
Ziele zu bestimmen und Rahmenbedin­
gungen für eine sozial- und naturver­
trägliche Entwicklung zu setzen. 

In der Forderung, der Politik Vorrang 
einzuräumen, waren sich auch die Sach­
verständigen Dr. Horst Afheldt, Prof. 
Wilhelm Hanke!, Dr. Alexander Schu­
bert und Prof. Gilbert Ziebura einig, die 
der Einladung gerne gefolgt waren, um 
ihr Expertenwissen auf der Jahrestagung 
einzubringen. 

Es wurde deutlich, daß auch die Mo­
dernisierungsdebatte in der SPD die ver­
hängnisvolle Entwicklung durch · die 
Globalisierung der Märkte noch nicht 
genügend berücksichtigt. Teile der Partei 
sind auf die Standortdebatte hereingefal­
len und denken darüber nach, wie sie un­
ser Land den transnationalen Konzer-

von Detlev von La.rcher* 

nen angenehm machen, ohne zu berück­
sichtigen, welche sozialen und ökologi­
schen Folgen solches katastrophale 
Verhalten hat. In diesen Zusammen­
hang gehört die verkehrte Forderung 
Gerhard Schröders, die Energie für die 
Industrie billiger zu machen. Das ist 
eine für das gegenwärtige Machtver­
hältnis zwischen Politik und Wirtschaft 
typische Kapitulation vor den Forde­
rungen der Industrie gegen die Erkennt­
nis, daß Energie teurer werden muß, 
damit sparsam und effizient und damit 
umweltverträglich mit ihr umgegangen 
wird. Wir müssen Teile unserer wirt­
schaftspolitischen Vorstellungen in 
der SPD dringend neu formulieren. 

Ökologische 
Steuerreform 

In dem Workshop „ Ökologischer 
Umbau, Kreislaufwirtschaft und ökolo­
gische Steuerreform", an dem als Exper­
ten Dr. Dieter Evringmann und Dr. Joa­
chim Luhmann teilnahmen, wurden un­
terschiedliche Modelle für eine ökologi­
sche Steuerreform diskutiert, die zu­
nächst beim Energieverbrauch ansetzen 
soll. Sie sollte als Verbrauchssteuer aus­
gestaltet werden. 

In der Frage, ob die Öko-Steuer auf­
kommensneutral wirken soll, besteht 
noch Diskussionsbedarf. Das Aufkom­
men aus der Steuer könnte zur Finanzie­
rung eines gesetzlich festgelegten Zu­
schusses an die Bundesanstalt für Arbeit 
genutzt werden, der die Beitragszahler 
von versicherungsfremden Leistungen 
(Fortbildung und Umschulung, AB­
Maßnahmen) entlastet. Vieles spricht je­
doch dafür, das Aufkommen ausschließ­
lich zur Förderung umweltschonender 
Investitionen zu verwenden. 

Zur aktuellen Debatte um die N eure­
gelung der Kohlefmanzierung wird vom 
Frankfurter Kreis eine Abkopplung von 
den sog. Energiekonsens-Gesprächen 
gefordert. Der ,Kohlepfennig" könnte 
durch eine Sondersteuer auf den Ener­
gieverbrauch ersetzt werden, wenn 
• der Kohlebergbau diese Mittel auch 
zur Umstrukturierung und Diversifizie­
rung einsetzen kann und 
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• ein über die Jahre zunehmender An­
teil dieser Steuer zur Förderung rege­
nerativer Energien eingesetzt wird. 

Die künftigen Energiekonsens-Ge­
spräche müssen nach Auffassung des 
Frankfurter Kreises mit einem Konzept 
für eine umfassende „ökologische Steu­
erreform" verbunden werden. 

Experten im Workshop „Innovation 
und Solidarität: zum Verhältnis von 
Wirtschaft, Sozialstaat und Beschäfti­
gung" waren Rudolf Dreßler, Margit 
Frackmann, Ottmar Schreiner, Dr. Vol­
ker Volkholz und Marianne Weg. 

Aufgrund der dort geführten Diskus­
sion wendet sich der Frankfurter Kreis 
erneut entschieden gegen die Kahl­
schlagsdiskussion der Konservativen. 
,,Wenn sie Umbau des Sozialstaats sa­
gen, meinen sie Abbau." Das ist die 
Konsequenz der Hilflosigkeit gegenüber 
den Weltmarktbedingungen: die Kosten 
für den Sozialstaat sollen drastisch ge­
senkt werden, damit Steuersenkungen 
und Vergünstigungen für die Unterneh­
men herbeigeführt werden können. Das 
ist ein Ergebnis der Standortdebatte. Da­
bei weiß jeder Kundige, daß die Stand­
ortverteuerung nichts mit dem Sozial­
staat oder wenig mit hohen Löhnen zu 
tun hat. Viel mehr führt die Aufwer-

tung der Mark gemeinsam mit Dollar 
und Yen gegenüber ca. 170 weiteren 
Ländern zum Export der Arbeitsplätze 
und zum Negativsaldo bei den direkten 
Auslandsinvestitionen. 

Die "populistischen" Sprüche Renate 
Schmidts in Tutzing wurden verurteilt. 
Sie haben den falschen Eindruck er­
weckt, die SPD falle auf die Debatte 
über sozialen Mißbrauch herein. 

Innovation und Solidarität sind keine 
feindlichen Geschwister. Vernünftige 
Innovationen können vielmehr zur Fi­
nanziei;ung der Solidarität beitragen. Ein 
Kriterium für Investitionsförderung muß 
sein, ob die Investition menschliche Ar­
beit einspart oder schafft, 

Sozialökologischer 
Umbau als Alternative 
Die Linken in der SPD fordern die 

Staaten der EU auf, alle Kräfte für eine 
wirksame, europäische Beschäftigungs­
politik zu mobilisieren. Daß wir in unse­
rem Sozialsystem zu Umstrukturierun­
gen kommen müssen, ist unbestreitbar. 
Sie müssen jedoch den Sozialstaat 
sichern und nicht abbauen. Der Sozial­
staat ist eine historische Errungen­
schaft, die zur Freiheit des Menschen 
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und zum Frieden in der Gesellschaft 
beiträgt. Er darf nicht dem Weltmarkt 
geopfert werden. · 

Die SPD muß bei der Formulierung 
ihrer Politik die Zusammenhänge zwi­
schen globalisierter Wirtschaft, Umwelt 
und Sozialstaat stärker als bisher be­
rücksichtigen. Andernfalls reichen ihre 
Lösungsvorschläge nicht weit genug. Es 
kommt nicht auf Alternativen in techni­
schen Details, nicht auf Schönheitsrepa­
raturen an, sondern es geht um ein neues 
Gesamtprojekt der Linken: den Aufbau 
eines ökologischen Sozialstaats oder ei­
ner ökologisch-sozialen Industriegesell­
schaft. 

Betrachten wir die wirtschaftliche, 
soziale und ökologische Entwicklung 
auf unserer Erde, drängt sich allerdings 
das Bild auf, daß unser Zug auf einen 
Abgrund zurast, und der Weichensteller 
hat nicht die Kraft, die Weiche in die 
richtige Richtung zu stellen. 

Das Projekt des sozialen und ökolo­
gischen Umbaus muß als die entschei­
dende Alternative der SPD zum konser­
vativen laisser faire sichtbar und erfahr­
bar gemacht werden. Die Linken werden 
für diese Position in und außerhalb der 
SPD werben und kämpfen. 

Die Neue Gesellschaft/Frankfwter Hefte 
IIPraus~P1-\f>ht>11 lu1 dit> Frit'dr1<·h-l:twr1-St1ftu11!a( t hPfrPtlaktPur PPIPr t,lotz 

Thema 2195: 

Gelähmte Gewerkschaften 

Uwe Thomas 
Deregulierung von links 

Ulrich von AJemann 
Die Reform der ÖTV 

Thomas Krender 
Tarifpolitik vor neuen Ufern 

Rainer Bank 
Das Elend der deutschen Gewerk­
schaften 

Knltnrthema 
Französische Philosophie der Gegenwart 

Außerdem: 

KaiEhlers 
Restauration in Rußland 

Die Neue 
Gesellsd,aft 

Frankfurter 
Hefte 

' - b ...... 
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Thema 3195: 

Der letzte 8. Mai ... ? 

Klans Barpprecht 
Respekt vor den Toten! 

Bernd Mosebach 
Gedenken ohne Ende 
oder Ende des Gedenkens? 

Volker Dittrich 
Europas letztes Schlachtfeld: 
Die Georgier auf Texel 

Knltll)'.thema 
Ernst Jünger 

Außerdem: 

Philipp Ther 
Kalter Friede zwischen Tschechen 
und Deutschen 
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Jusos vordem Bundeskongreß 
in Gera 

Ein kurzer Blick zurück 
und dann nach vorn! 

Die „Linkswende" der Jusos vor 
25 Jahren sollte eigentlich Anlaß 
genug sein, gerade wegen zuneh­

mender Verjüngung und „Traditions­
losigkeit'' des Juso-Verbandes gemein­
sam zu überprüfen, welche Bedeutung 
dieses historische Ereignis und die da­
mals daraus folgenden Impulse für das 
Selbstverständnis der Jusos heute noch 
haben. Es ist bezeichnend für die Situati­
on, daß eine Gemeinsamkeit über ein sol­
ches Vorgehen nicht hergestellt werden 
konnte. 

Auf der einzigen Veranstaltung im 
Bundesverband wurde sich nur sehr 
oberflächlich an den „Enkeln" und ihrem 
Werdegang abgearbeitet: Eine kritische 
Auseinandersetzung über die sozialde­
mokratische Entwicklung der letzten J ah­
re, wie auf den vergangenen Bundeskon­
gressen üblich, fahd nicht statt. Die „Leh­
ren", die sich aus der fehlgeschlagenen 
Erneuerung der SPD zu einer sozial-öko­
logischen Reformpartei und daraus für 
ein erneuertes Selostverständnis als so­

. zialistische Richtungsorganisation mit ei­
ner eigenen modernen sozialistischen 
Programmatik ergeben könnten, wurden 
nicht gezogen. 

Ein weiterer Beleg für die bekannten 
Tendenzen bei den Jusos, für fehlende 
Politisierung, Traditionslosigkeit und 
Blockaden, die noch nicht durchbrochen 
sind und die die hohen Hürden der kom­
menden Monate sichtbar machen. 

Die letzten zwei Jahre: 
Widersprüche 

in der Erneuerung 
Der verqueren Situation, daß ein Bun­

desvorsitzender in einem Bundesvor­
stand ohne Mehrheit arbeiten muß, ist 
viel geschuldet, und das Bemühen um 
die Verbandserneuerung ist als noch 
nicht abgeschlossen und zum Teil als 
sehr widersprüchlich zu betrachten. Den­
noch ist der Erneuerungskurs der Jusos 
durch die Kampagne „Bewegung kommt 

• Stefan Schostok, Hannover, spw-Redaktion 
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von links" weit fortgeschritten .und hat zu 
unübersehbaren Erfolgen geführt. Die 
Eckpunkte sind: 
• die Profilbildung ( an der Jugend und 
an aktionsorientierten Zielen - nicht in in­
nerverbandlichen Auseinandersetzun­
gen), 
• die Öffnung (zum Beispiel durch den 
Jugendwettbewerb „Zähne zeigen"), 
• die Professionalisierung (iugendge­
rechteres Massenmaterial, Verbreitung 
eigener Symbolik, Erarbeitung von Me­
dienkompetenz, Kampagnen-Handbuch, 
Vorbereitungs-Seminare), 
• die Mobilisierung und Qualifizierung. 

Der fünfte und für die Jusos sicherlich 
wesentliche Punkt der Integration aller 
Verbandsteile ist allerdings nicht gelun­
gen, auch wenn durch die Vernetzung 
und den Austausch an den zentralen und 
gemeinsamen Kommissionswochenen­
den in inhaltlicher und organisatorischer 
Hinsicht Erfolge erzielt wurden. 

Gleichzeitig wächst der Druck, iriner­
verbandliche Anstrengungen für die poli­
tische Arbeit von jungen Frauen einer­
seits und der Jusos in Ostdeutschland an­
dererseits zu verstärken. 

Ein vollständiger Durchbruch - auch 
von Blockaden - ist noch nicht erzielt, die 
Fortschritte sind allerdings sichtbar: die 
Kampagne, die Wahlkampfaktivitäten 
der Jusos 1994 für den „Kanzlersturz" 
und eine rot-grüne Alternative und die 
aktuellen Diskussionen und Aktionen um . 
eine Alternative zur „Standortdebatte" in 
Zusammenhang der Tarifauseinanderset­
zungen. 

Diese Erfolge müssen jetzt durch eine 
qualitative Erweiterung der Kampagnen­
orientierung ausgebaut werden. Die in­
haltliche Bündelung in zentralen Projek­
ten für den sozial-ökologischen Umbau 
ist jetzt aus zwei Gründen notwendig: 
• der programmatisch-theoretischen 
Arbeit in den Kommissionen muß ge­
meinsam eine konkrete aktions- und auf 
politische Erfolge orientierte Ausrich­
tung (ein roter Faden) gegeben werden 
und 
• gleichzeitig müssen Initiativen zur 
Einbindung von Kompetenzen Jugend­
licher in Schule, Ausbildung und Hoch­
schule für den Umbau gestartet werden. 
Eine große Rolle kommt der Frage zu, 

von Stefan Schostok* 

wie solche Initiativen zwischen Bundes­
verband, Landesverbänden, Bezirken 
und Untergliederungen in den Regionen 
gestartet und koordiniert werden können. 

Die größten Probleme treten immer 
wieder in der inhaltlich-strategischen 
Orientierung der Jusos auf, wenn sie 
tiberhaupt diskutiert wird. Auch hier gilt, 
daß sowohl die „Plattform für eine Re­
formaltemative" als auch die „Berliner 
Erklärung zur Standortdebatte" und wei­
tere Beschlüsse der Jusos brauchbare 
Orientierungen für linkssozialistische 
Politik ausgeben. In den Debatten um 
diese Positionsbestimmungen konnte 
aber weder ein inhaltlich hohes Niveau 
für den Verband, noch eine Verständi­
gung auf eine gemeinsame strategische 
Orientierung und damit auf die Aufgaben 
der Jusos in den kommenden Jahren er­
reicht werden. 

Aktuelle Situation 
vor dem Bundeskongreß 

Gab es in den vergangenen drei Jah­
ren den Konsens, daß „ein Bruch mit der 
Politik der Enkel" herbeigeführt werden 
müsse, wird nun deutlich, daß diese „gro­
ße Koalition" bei den Jusos zerfallen ist. 
Verdeutlicht werden kann dies an der ak­
tuellen Situation vor dem Bundeskon­
greß. 

Der Bundeskongreß der Jusos vom 
19. bis 21. Mai 1995 in Gera wird wie in 
den vergangenen Jahren aller Voraus­
sicht nicht der Ort sein, an dem ohne grö­
ßere Probleme Jusos in konstruktiver 
Streitkultur über Programmatik und Stra­
tegie diskutieren, ein politischer Schlag­
abtausch mit der Parteiführung und dar­
tiberhinaus eine Auseinandersetzung mit 
der konservativen Politik stattfinden 
wird. Die genannten Widersprüche in der 
Erneuerung der Jusos sind noch zu offen­
sichtlich. 

Obwohl die Strömungen und Lager 
nicht mehr die fiühere Bedeutung 
besitzen, ist an die Stelle der unseligen 
„Fraktionsauseinandersetzungen" der 
70er und 80er Jahre nicht unmittelbar ein 
regulierter Diskurs von sozialistischen 
Strömungen über Gesellschaftsanalyse, 
Strategie und Programmatik der Jusos 
getreten. 
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Nichtsdestotrotz werden sich Streit­
punkte um die Fragen einer Strategie, 
wie ein Projekt des sozialökologischen 
Umbaus vorangebracht werden kann, zu­
spitzen: Kurz vor dem Bundeskongreß 
findet jetzt eher ein „Lageraufbau" statt, 
um Kandidaturen zu begründen, ohne 
aber unbedingt deutlich zu machen, wo 
das Projekt und die alternative strategi­
sche Ausrichtung für den Jusos-Verband 
liegen soll. 

So bemühen sich gegenwärtig „un­
dogmatische" Jusos, für die Stephan 
Grüger kandidieren wird, ein solches La­
ger aufzubauen. Auch wenn der Prozeß 
vor dem Bundeskongreß noch nicht ab­
geschlossen ist, so gibt es zumindest bei 
Teilen den Versuch, ein eigenes Projekt 
für die Verbandsführung zu entwickeln. 
Die bisherigen Entwicklungen machen 
aber deutlich, daß die inneren Konflikte 
und ungeklärten Widersprüche nicht 
überwindbar scheinen. Dafür, daß dieses 
Lager in der Vergangenheit einmal eine 
der großen sozialistischen Strömungen 
war, stellt es sich mittlerweile als die 
größte Enttäuschung dar. Zur Zeit 
schwanken sie hin und her zwischen dem 
Versuch, auf der einen Seite sich an die 
„Enkel" anzubinden, und auf der anderen 
Seite ihre utopischen Gesellschaftsvor­
stellungen der Vergangenheit weiter zu 
verfolgen. Ihr Konzept der selbstbe­
stimrnten Arbeit und Freizeit, der Befrei­
ung von der Erwerbsarbeit ist von den. 
,,Enkeln" höchstselbst zerstört worden. 
Sie sind heute nicht in der Lage, ihre po­
litischen Vorstellungen noch mit einem 
eigenen Projekt und einer Strategie zu 
verbinden, es auch und gerade gegen die­
se Enkelriege durchzusetzen. . 

Neu ist die Kandidatur von Thomas 
Huber für den Bundesvorsitz aus Bayern 
und Nina Hauer aus Hessen-Süd zur 
stellvertretenden Vorsitzenden, die bei 
der letzten Wahl noch mit der Juso-Lin­
ken zusammenarbeiteten. In ihrer „Platt­
form" setzen sie sich nur noch sehr rüde 
und mit Polemik gegen die Juso-Linke 
ab, ohne allerdings eine Alternative für 
die Verbandsentwicklung oder ein konsi­
stentes inhaltliches Projekt zu formulie 0 

ren. Mit seinen Vorstellungen von der 
„systemkritischel1 Realpolitik" verhant 
der bayrische Landesvorsitzende im Poli­
tikmuster der 80er Jahre: ,,Pragmatische 
Kompetenzen" werden gegen Zukunfts­
debatten und strategische Ansätze zur 
Weiterentwicklung des Juso-Verbandes 
gerichtet. Für die Zusammenarbeit der 
vergangenenen Jahre stellt es eine deutli­
che Aufkilndigung von gemeinsamen 

Positionen dar. Insbesondere muß festge­
stellt werden, daß die Vorstellungen der 
„systemkritischen Realpolitik" mit einer 
Politik radikaler Opposition, den die Ju­
sos Hessen-Süd in ihrem Antrag 1993 in 
Magdeburg (siehe spw 72, 1993) vortru­
gen, nichts mehr zu tun haben. Hier ist 
ein Rückfall in alte Parteifixierungen of­
fenkundig. 

Für die Anfang der 90er Jahre aus 
dem „Hannoveraner Kreis" und anderen 
linkssozialistisch orientierten Teilen der 
Jusos hervorgegangene „Juso-Linke" 
kandidiert wieder der amtierende Bun­
desvorsitzende Thomas Westphal. Die 
Juso-Linke will den Anfang der 90er Jah­
re eingeschlagenen Weg der Öffnung 
und Einladung zu einem produktiven 
Streit und gemeinsamen Lernprozeß um 
moderne sozialistische Positionen fort­
führen. 

In den kommenden Jahren wird es 
darauf ankommen, den Juso-Verband in 
Richtung eines neuen Verbandstypus zu 
entwickeln: das Gewicht seiner Politik 
muß stärker an den Kompetenzen und 
Ansprüchen von Jugendlichen angesetzt 
werden, um in den Prozeß der Formie­
rung der gesellschaftlichen Kräftever­
hältnisse der Zukunft eingreifen zu kön­
nen. Hierfür ist eine kampagnenpoliti­
sche Orientierung unabdingbare Voraus­
setzung. Um dies nicht als Lippenbe­
kenntnis ohne Konsequenzen vor sich 
herzutragen, müssen jetzt konkrete Pro­
jekte, die Schlüsselfragen für den sozial­
ökologischen Umbau der Industriegesell­
schaften und für ein neues Verhältnis von 
Nord und Süd aufgreifen und fortschritt­
liche Perspektiven aufzeigen, gestartet 
werden. 

Bei aller Krisenhaftigkeit und Erosion 
des Parteiensystems wird dieses sicher­
lich für politische Erfolge wichtig blei­
ben, allerdings ist von der ausschließli­
chen Fixierung auf Parteipolitik und Par­
lamentarismus mehr denn je zugunsten 
einer direkteren gesellschaftlichen Ver­
bindung und Verankerung in Feldern der 
Arbeit, der Wissenschaft und der Kultur 
abzugehen. Das politische Arbeiten für 
„strategische Reformen'" auf dem Weg 
zur Herausbildung und Durchsetzung ei­
nes fortschrittlichen Umbaublocks, der 
die Perspektive und das Terrain der Ent' 
wicklung von sozialistischen Potentialen 
öffnet, steht im Vordergrund. Und damit 
eben die Verbindung von gesellschaftli­
cliem Abwehrkampf mit dem gleichzeiti­
gen Ringen um ein sozial-ökologisches 
Umbauprojekt für die fortschrittliche ge­
sellschaftlich regulierte Entwicklung. 

Die in der Vergangenheit übliche Pra­
xis, auf Kongressen Formelkompromisse 
in „Schnippelanträgen" in Hinterzim­
mern des ·Kongreßsaals zusammenzu­
kleben, darf nicht durch den nächsten 
Schritt, Alternativen schon gar nicht 
mehr zu formulieren oder gleich nur 
noch die Kompromisse vorzulegen, 
fortgeführt werden. Transparenz über 
Vorgänge, Anträge und Positionen 
müssen auf diesem Bundeskongreß an 
erster Stelle stehen und durchgehalten 
werden. 

Der Bundeskongeß entscheidet bei 
Personalfragen und wesentlichen Anträ­
gen darüber, ob es in Zukunft eine eigen­
ständige jungsozialistische Politikstrate­
gie geben wird. Letztlich also darüber, ob 
eine sozialistisch orientierte Reformpoli­
tik nach der Ära der „Enkel" in den näch­
sten zehn bis zwanzig Jahren eine Chan­
ce haben wird. 

Debatten 
des Bundeskongresses 
Nach dem Superwahljahr wird es für 

die Jusos darauf ankommen, gegenüber 
der gegenwärtigen Politik in der SPD,ßie 
sich alle Optionen für eine „große K~,!li,, . 
tion" offenhalten will, den Al\sJm!~. t···'· 
ein· eigenes reformpolitisches K··.::· 
herauszustellen. Eine wichtige .\ ..... 
spielte dabei bereits bereits im V"'"_ 'a· 
die Formulierung der „Berliner Erldä­
rung" der Jusos, die sich mit dem Stand, 
ortdiskurs der Konservativen auseinan­
dersetzte. Auf dem Bundeskongreß wird 
hierzu die Auseinandersetzung mit 
Scharping um die Perspektiven des Sozi­
alstaats im Mittelpunkt stehen. Dabei ist 
die Verknüpfung mit der Frage nach den 
Perspektiven · und Zukunftschancen von 
Jugendlichen bezogen auf Schule und 
Ausbildung wesentlich, vor dem Hinter­
grund des Umbruchs der Produktions­
weise und der entsprechenden Welt­
markt-Strategien der transnatipnalen Un­
ternehmen. 

Darüberhinaus werden weitere inhalt­
liche Streitfragen diskutiert: Strategien in 
der Frauenpolitik im Anschluß an ein Re­
ferat der stellvertretenden DGB-Vorsit­
zenden. Ursula Engelen-Kefer über Be­
schäftigungsperspektiven von Frauen 
und den Umbau der Erwerbsarbeit. Per­
spektiven der internationalen Politik in 

· der Verbindung mit einer nachhaltigen 
globalen Entwicklung und mit. der Lö­
sung der Energiefrage werden mit dem 
baden-württembergischen Umweltmini­
ster Harald B. Schäfer diskutiert. 
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Jung, weiblich, links gesucht • • • 
von Alexandra Kramm• 

Junge Frauen wählen überdurchschnittlich linke Paneien. Zugleich ist ihre Wahlbeteiligung besonders niedrig. In politisch 
verantwortlichen Positionen sind sie immer noch Ausnahmen. Damit sich das endlich ändert, haben jetzt junge Frauen zwi­
schen 18 und 32 Jahren, die selbst in führenden Positionen bei den Jusos aktiv sind, die Bielefelder Initiative gegründet. Sie 

wollen mit dieser Initiative erreichen, daß junge Frauen als wichtige Zielgruppe der SPD für eine erfolgreiche, linke Politik 
wieder erkannt werden. Darum suchen sie die Unterstützung von Frauen jeden Alters in der in der SPD, die wie sie der Mei­
nung sind, daß Gleichstellungspolitik und Frauenförderung wieder stärker das politische Profil der SPD kennzeichnen müssen, 
damit die SPD eine weibliche Zukunft hat! Der Aufruftext der Bielefelder Initiative und die Unterstützungsformulare sind bei 
Juso-Bundesbüro, Postfach 2280, 5301 Bonn, Tel. 0228-532363 erhältlich. ' 
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KAPITALISMUS 

,, . . . die alles beherrschende 
ökonomische Macht 

der bürgerlichen Gesellschaft111 

Einführung zum Schwerpunkt „Kapitalismus" 

Zivilgesellschaft, 
Modeme, Zusam­
menbruch der 

staatssozialistischen Sy­
steme, globale Probleme 
- das waren zentrale Ge­
genstände des theoreti­
schen und politischen 
Diskurses der Linken in 
den 90er und späten 80er 
Jahren. Damit wurden 
zugleich früher nicht sel­
ten gepflegte Vereinseiti­
gungen und Verkürzun­
gen sozialistischer und 
insbesondere marxisti­
scher Theorie kritisiert 
und zurückgedrängt. Mo­
deme bürgerliche Gesell­
schaften sind mehr als 
nur kapitalistische, viele 

· Fragen, lassen sich nicht 
einfach vor der Folie des 
Gegensatzes von Kapital 
und Lohnarbeit oder des 
(heute sowieso erledigten) Systemge­
gensatzes behandeln. Demokratie, 
Frauenemanzipation, ökologisch ver­
trägliche und nachhaltige Entwicklung 
sind keine Anliegen, die dem Kampf 
für sozialistische Umgestaltung oder 
dem .Aufbau des Sozialismus" unter­
geordnet werden könnten, sondern un­
abdingbare Elemente und Ziele soziali­
stischer Entwicklung. So weit, so wahr 
und eigentlich nur noch von wenigen 
Sektierern anders gesehen. 

Problematisch ist aber, daß im Ver­
lauf dieser Diskurse vielfach sozusagen 
spiegelbildliche Vereinseitigungen auft­
getreten sind: die Vernachlässigung der 
grundlegenden Bedeutung der Ökono­
mie und ihrer Gesetzmäßigkeiten für die 
gesellschaftliche und globale Entwick­
lung, Und dabei ist festzuhalten, daß es 
heutzutage mehr denn je zuvor kapitali-

• Ralf Krämer, Dortmund, spw-Redaktion 

stische Produktionsweise und ihr ent­
sprechende Austausch- und Kreditver­
hältnisse sind, die die Ökonomie in den 
entwickelten Ländern und im Weltmaß­
stab bestimmen. Diese These mag Wi­
derspruch hervorrufen und den Hinweis 
auf weitgehende (sozial-)staatliche und 
korporative Regulierungen und U mver­
teilungen, auf fortschreitende Verrecht­
lichung, Bürokratisierung (in Staat und 
großen Unternehmen) und Politisierung 
wirtschaftlicher Vorgänge. Aber dabei 
darf einiges nicht vergessen werden: 
• Einerseits konnten die Arbeiterin­
nenbewegung und andere soziale und 
politische Kräfte von ihnen vertretene 
Interessen einbringen in dieses Regulie­
rungssystem, konnten gesellschaftliche 
Kompromisse durchsetzen und sich in 
die Strukruren insbesondere der entwik­
kelten europäischen Nationen einschrei­
ben, .sozialistische Elemente" in der 
bürgerlichen Gesellschaft verankern. 

von Ralf Krämer• 

Köln Marienburg 1 

Andererseits sind diese Regulierungen 
nicht nur Einschränkungen, sondern in 
hohem Maße auch Funktionsbedingun­
s.en oder Resultate der kapitalistischen 
Okonomie selbst: der Verallgemeine­
rung der Warenproduktion, der Polari­
sierung der Vermögens- und Einkom­
mensverhälmisse, der Unsicherheit des 
Arbeitsplatzes und der sozialen Lebens­
bedingungen, der Auflösung traditionel­
ler sozialer Zusammmenhänge, der 
wachsenden Anforderungen an die In­
frastruktur und an die Qualifikation und 
Flexibilität des Arbeitskräftepotentials, 
der Erfordernis der rechtsfönnigen Ge­
währleistung immer differenzierterer so­
zialer Verhältnisse, der wachsenden Di­
mension und fortschreitenden Verflech­
tung der Produktions- und Austausch­
prozesse einschließlich der daraus re­
sultierenden sozialen Probleme und 
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flirittier weniger werden notwe!;)dige Gü-
ter 'in Formen traditioneller Okonomie 
produziert, oder notwendige Dienstlei­
stungen individuell bzw. im familiären 

-~ -znsammenhang· im Haushalt erbracht. 
Immer stärker wird die Lebensführung 
und -planung der Individuen von Zwän­
gen des von den Bedürfnissen kapitali­
stischer Unternehmen dominierten Ar­
beitsmarktes geprägt. Viele bisher öf­
fentliche Unternehmen und Dienste 
werden privatisiert. Nicht zuletzt ist mit 
dem Zusammenbruch der sowjetisch do­
minierten staatssozialistischen Systeme 
und der Öffnung vormals staatsgelenk­
ter Ökonomien in der .Dritten Welt" für 
ausländisches Kapital auch eine erneute 
Phase .äußerer Landnahme" im Gange. 
• Von ausschlaggebender Bedeutung 
auch als Hintergrund des genannten Ab­
baus sozialstaatlicher Regulierung ist 
die neue Etappe der Internationalisie­
rung der Kapitals, die sich in den letzten 
Jahrzehnten durchsetzt. Dabei geht es 
nicht mehr wie früher primär um Aus­
tausch von (überwiegend qualitativ un­
terschiedlichen) Waren zwischen ver­
schiedenen nationalen Ökonomien, son­
dern um die zunehmende gegenseitige 
Durchdringung verschiedener nationaler 
Ökonomien und Ausnutzung ihrer je­
weiligen „Standortvorteile" für Produk­
tionen unter der Kontrolle transnationa­
ler Konzerne und um die Etablierung 
mit modernsten Kommunikationsmit­
teln vernetzter internationaler Finanz­
märkte, auf denen sich nahezu unge­
hemmt überwiegend spekulative Kapi­
talbewegungen gigantischen Ausmaßes 
abspielen. Diese internationalen Finanz­
bewegungen und transnationalen Kon­
zerne setzen ökonomische Bedingun­
gen, auf die einzelne Staaten nur noch 
reagieren und sich ihnen anzupassen 
versuchen, und bewirken so eine zu-
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--Bedingungen 
von Prosperität 

Das Kernproblem ist, daß eine funk­
tionsfähige Regulierung sich auf diesel­
be Ebene erstrecken muß, auf der auch 
die dominanten ökonomischen Aktivitä­
ten sich vollziehen. Eine zentrale Bedin­
gung des .goldenen Zeitalters" der Pro­
sperität von den 50er bis in die 70er Jah­
re war, daß dies auf nationalstaatlicher 
Ebene möglich war (in Westeuropa im 
Zusammenhang ähnlich entwickelter 
Systeme in benachbarten Ländern) und 
daß die ökonomischen und sozialen 
Voraussetzungen in den wichtigsten na­
tionalen Gesellschaften so beschaffen 
waren, daß der dynamischen Entwick­
lung der Produktion eine ebensolche der 
Binnennachfrage entsprach. Es gab ei­
nen mehr oder minder kohärenten Zu­
sammenhang in verschiedenen Formen 
institutionalisierter Regulierungen und 
ökonomischer und sozialer Strukturen, 
Verhaltensweisen und Politiken, die 
eine funktionierende "fordistische Re­
guJationweise" und Prosperitätskonstel­
lation hervorbrachten. 

Arno Brandt beschreibt diese Kon­
stellation und ihre Auflösung in seinem 
Beitrag über .Fordismus, Postfordismus 
und das Reformprojekt der Linken". 
Daran anschließend stellt er Konturen 
eines neuen Produktionsmodells dar, das 
sich im Zusammenhang dieser Verände­
rungen der Regulationsweise und weit­
reichender technologischer Umwälzun­
gen herausbildet. Mit diesem Übergang 
zu einer postfordistischen Phase kapita­
listischer Entwicklung sind auch neue 
Chancen und Anknüpfungspunkte für 
fortschrittliche gesellschaftliche Gestal­
tung verbunden, die - so seine These -
eine neue Reformoffensive der Linken 
in den Mittelpunkt stellen muß. 

Allerdings gilt auch andersherum: 
ohne eine neue Etappe erfolgreicher lin­
ker Reformpolitik werden sich diese 
Chancen nicht realisieren. Eine neue na­
tionale und internationale Prosperitäts­
konstellation als sozusagen .naturwüch­
sige" Perspektive der ablaufenden Um­
bruchprozesse ist nicht zu erkennen. 

sieb ~~eh auf Seiten kapital­
Kiäft~ die Erkenntnis zuneh­

... ,,_, ii' -daß: weiiere Deregulierung 
•
11tm'e verSchärft. Aber nicht die 

iJieWäliigung sozialer und ökologischer 
Aufgaben ist die Zielsetzung bisheriger 
Re-ReguJierungstendenzen, sondern die 
Unterordnung all dessen unter das Ziel 
des Fitmachens und Förderns der heimi­
schen Wirtschaft für die Konkurrenz auf 
den Märkten der Zukunft. Vom" Wohl­
fahrtsstaat" zum .Standortstaat" oder 
„internationalen Wettbewerbsstaat", das 
scheint die Perspektive zu sein2 • 

Hartmut Elsenhans diskutiert in sei­
nem Artikel die verschiedenen Bedin­
gungen, unter denen Veränderungen der 
internationalen Arbeitsteilung und ins­
besondere Verlagerungen unterdurch­
schnittlich produktiver Wirtschaftszwei­
ge in Niedriglohnregionen vor sich ge­
hen und zu unterschiedlichen Resultaten 
führen. Er hebt hervor, daß für dauerhaf-_ 
tes kapitalistisches Wachstum eine ent­
sprechende Steigerung der Reallöhne 
und der Erweiterung der Binnenmärkte 
notwendig ist. Die Bedingungen dafür 
sind aber gegenwärtig in den weniger 
entwickelten Ländern nicht gegeben. 
Die Folge ist ein weltweites Zurückblei­
ben der Nachfrage hinter den wachsen­
den Produktionspotentialen und zuneh­
mende Arbeitslosigkeit. Lohnbeschrän­
kung in den entwickelten Ländern wird 
durch Aufwertung der Währungen kom­
pensiert und kaun weitere Produktions­
verlagerungen nicht verhindern. Sie 
führt allerdings zu einer internen Um­
verteilung zu Lasten der Löhne und ver­
schärft die Nachfrageprobleme ebenso 
wie die internationale Konkurrenz. Statt 
mit dieser Art von „Standortsicherung" 
die weltwirtschaftlichen Krisentenden­
zen weiter zu verstärken, sei ein grund­
legender Kurswechsel in den entwickel­
ten Ländern notwendig: hin zu interna­
tionaler Kooperation zur Steigerung der 
Masseneinkommen und insbesondere 
zur Überwindung von Armut, Arbeitslo­
sigkeit und Ausgrenzung im Süden. 

Aktualität 
marxistischer Theorien? 

Entscheidende Grundlagen für eine 
kritische Analyse des Kapitalismus und 
seiner Widersprüche hat Karl Marx ge­
legt. Jan Priewe geht es in seinem Bei­
trag darum, Marx' Akkumulations- und 
Krisentheorie nüchtern daraufhin zu 
überprüfen, welche Aussagen vor dem 
Hintergrund der historischen Entwick-
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lung „und neuer~r. wissenschafUicher 
. : Erkenntnisse revidiert oder relat1v1ert 

. --- ', werden müssen, welche sich im Kern 
·"oostätigt haben, und wo theoretische 
, Weiterentwicklungen erforderlich 
sind: Er problematisiert - widersprüch­
liche - Aussagen Marx' zu Verelen­
dungs- und Zusammenbruchstendenzen 
des Kapitalismus und sein Theorem 
vom .tendenziellen Fall der Profitrate" 
sowie bestimmte Varianten und Lesar­
ten marxscher Krisentheorie. Funda­
mentale Kritik äußert er vor allem an 
der Arbeitswerttheorie, die s_ich als 
nicht haltbar erwiesen habe, und an der 
marxschen Vernachlässigung d.er Geld­
theorie. 

Ohne daß es darum ginge, Marx als 
.Säulenheiligen" zu behandeln, sind m. 
E. aber auch kritische Rückfragen ange­
bracht: Kann man angesichts Marx' -
wenngleich weitgehend fragmentari- · 
scher und unabgeschlossener - Beschäf­
tigung mit dem Kreditwesen und dem 
zinstragenden Kapital so einfach unter­
stellen, er gehe von einer ökonomischen 
.Neutralität des Geldes" aus, wenn man 
berücksichtigt, daß wir es heute mit ei­
nem ganz anderen Geldsystem zu tun 
haben als zu Marx' Zeiten und es bei 
dem, was heutzutage unter .Geldtheo­
rie" behandelt wird, in marxschen Kate­
gorien weitgehend um .Geld als Kapi­
tal" im Unterschied zum .Geld als Geld" 
geht? Und ist nicht möglicherweise ein 
anderes Verständnis der Werttheorie an­
gemessener und keineswegs überflüssig, 
das nicht die sog. "Wert-Preis-Transfor­
mation "' in den Mittelpunkt stellt, son­
dern die gesellschaftstheoretische Be­
gründung der Austauschverhältnisse in 
warenproduzierenden Systemen un_d des 
Herrschaftscharakters kapitalistischer 
Ökonomie? Die Diskussion um diese 
und andere Probleme ist nicht abge­
schlossen, auch nicht in der explizit in 
der marxistischen Tradition stehenden 
Theoriebildung. 

Die politische Strömung, aus der her­
aus die Gründung dieser Zeitschrift vor 
nunmehr über 16 Jahren erfolgte, defi­
nierte sich damals u.a. durch ihre Bezug­
nahme auf die Theorie des staatsmono­
polistischen Kapitalismus (SMK oder 
auch .Stamokap" genannt). Jörg Hujf­
schmid rekapituliert in seinem Beitrag 
Grundlagen und interessante Weiterent­
wicklungen dieser Theorie und geht der 
Frage nach, welche Relevanz .sie vor 
dem Hintergrund des heutigen Kennt­
nis- und Diskussionsstands noch hat'. 
Bei allen notwendigen kritischen An-

merkungen und Relativierungen der 
SMK-Theorie kaun es m.E. für die Lin­
ke nur nützlich sein, wenn einige in die­
sem Diskurs besonders prononciert for­
mulierte Erkenntnisse über die Konzen­
tration ökonomischer Macht und ihren 
Zusammenhang und ihre Verflechtung 
mit politischer Macht im modernen Ka­
pitalismus hinreichend beachtet werden, 
um Illusiollen zu vermeiden. 
1 „Das Kapital ist die alles beherrschende ökono­

mische Macht der bürgerlichen Gesellschaft." 
Karl Marx: Einleitung zur Kritik der politischen 
Ökonomie, MEW 1 3, S. 

2 In spw 84 werden wir im Rahmen eines Schwer­
punktes „Staat und Demokratie" diese Proble­
matik aufgreifen. 

3 Dabei geht es um die Modifikation der Werte ka­
pitalistisch produzierter Waren zu sog. Produkti­
onspreisen. Damit zusammenhängende Proble­
me sind in der letzten Zeit ausgiebig in der Z., 
Zeitschrift marxistische Erneuerung, disku­
tiert worden. 

4 lm spw-Zusammenhang waren Modifikatio­
nen und Relativierungen gegenüber orthodo-
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xen Varianten der SMK-Theorie schon lange 
vor der grundlegenden politischen Erweite­
rung und Neuformierung zur „neuen spw", 
die Ende 1993 vollzogen wurde, formuliert 
worden. So wird in den „Herforder Thesen 
zur Arbeit von Marxisten in der SPDM von 
1980 die Widersprüchlichkeit des SMK und 
die zentrale Bedeutung der Demokratie für 
eine sozialistische Strategie betont. ln den 
,,53 Thesen" des Projekt Moderner Sozialis­
mus von 1989 wird dann auch die Bedeu­
tung der SMK-Theorie für die Analyse der so­
zialökonomischen Entwicklung vor dem Hin­
tergrund der Rezeption der Theorie der Regu· 
lation und des Fordismus erheblich relati­
viert. Übrigens sind Reste_xemplare der ~Her­
forder Thesen" {8,· DM) und der „53 The­
sen" (7 ,- DM) noch beim spw-Verlag erhält­
lich. Weil Huffschmid in seinem Artikel keine 
Literaturangaben macht, hier noch zwei Hin­
weise: H. Jung/J. Schleifstein: Die Theorie 

, des staatsmonopolistischen Kapitalismus 
und ihre Kritiker, Frankfurt 1979 !ausführli­
che Diskussion aus orthodox marxistischer 
Sicht); Arbeitsgruppe Alternative Wirt· 
schaftspolitik: Wirtschaftsmacht in der 
Marktwirtschaft, Köln 1988 (breite empirisch 
gestützte ökonomische Analyse). 
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KAPITALISMUS-------------------------

Was bleibt von Marx' Akkumulations­
und Krisentheorie? 

1. Tot oder lebendig? 

Zweifellos stellt die Analyse der 
Kapitalakkumulation, also der 
Vermehrung von Sach- und 

Geldkapital, den Kern jeglicher Kapi­
talismusanalyse dar. Nur wer die Dy­
namik der Investitionstätigkeit ver­
steht, kennt die Entwicklungslogik die­
ses Systems und kann die politischen 
Gestaltungsmöglichkeiten und -gren­
zen abschätzen. Im folgenden vertrete 
ich den Standpunk[, daß die Marxsche 
Akkumulationstheorie nicht mehr auf­
rechtzuerhalten ist, jedoch andere 
Theorien, die vor allem aus dem -

. ebenfalls problembeladenen - keynesia­
nischen Paradigma ·stammen, nur unter 
Rekurs auf wichtige Erkenntnisse der 
marxistischen Diskussion fruchtbar 
weiterentwickelt werden können. Zwi­
schen Marx und Keynes, marxistischen 
und postkeynesianischen Theorien gibt 
es eine Fülle an Gemeinsamkeiten, 
aber auch eine Reihe von unüberwind­
baren Gegensätzen, insbesondere hin­
sichtlich 'der Werttheorie und der Be­
deutung monetärer Prozesse1

• Die 
Werttheorie ist nicht zu halten und eine 
monetäre Theorie der Produktion muß 
entwickelt werden. 

Viele Marxtöter der Theoriege­
schicbte haben Marx immer schon als 
toten Hund gesehen und längst in einem 
Spezialkapitel der älteren Dogmenge­
schichte begraben, andere Ökonomen 
sehen sein (ökonomisches) Werk als 
Steinbruch, wieder andere als gespensti­
schen Trümmerhaufen. Mir kommt es 
darauf an, Marx' Ökonomie zu entmy­
stifizieren, ihn vom Podest des Sockel­
heiligen herunterzuholen und als gro­
ßen Ökonomen seiner Zeit zu begrei­
fen, der ein gewaltiges, jedoch offenes 
und unvollständiges Theoriegebäude 
hinterlassen hat, das an vielen Stellen 
widersprüchlich ist. Wer Marx 
fundamentalistisch durch wortgetreue 
Exegese kanonisieren will, erstarrt in 
Orthodoxie. Was Marx auch beute 
noch interessant macht, ist seine Eig­
nung als Katalysator kritischer Theori-
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Jan Priewe, Professor für Volkswirtschaftslehre 
an der Fachhochschule für Technik und Wirt­
schaft Berlin 

en über den Kapitalismus. Immer noch 
kann man von ihm viel lernen. Wer zu­
vor alten Gewißheiten verhaftet war 
und nun Angst vor dem postmarxisti­
schen Vakuum hat, weil er nur theore­
tische Trümmer sieht, möge guten Mu­
tes einmal in andere Richtungen schau­
en: Das dominierende neoklassische 
Paradigma der ökonomischen Theorie 
überlebt durch Immunisierung gegen­
über der Wirklichkeit und einer Fülle 
an schneidender theoretischer Kritik; 
das zweite große theoretische Paradig­
ma, das der (post-) keynesianischen 
Theorie, ist ein breites, in sich wenig 
homogenes Spektrum. Es gibt eben kei­
ne große ökonomische Theorie aus ei­
nem Guß, aus der heraus der Kapitalis­
mus erklärt und begriffen werden 
kann. 

2. Marx' Akkumulations­
theorie 

Unter Akkumulation verstand Marx 
die beständige Rückverwandlung von 
Mehrwert in Kapital'. Der Antrieb für 
die Akkumulation sind das Streben nach 
Profitmaximierung sowie die Konkur­
renz. Langfristig können die Profite nur 
gesteigert werden, wenn Kapital akku­
muliert wird. Dies impliziert, daß Pro­
fitsteigerung allein auf Kosten der Löh­
ne nur sehr begrenzt möglich ist, weil 
die Löhne nicht dauerhaft unter ihre Re­
produktionskosten gesenkt werden kön­
nen. Profilmaximierung führt zu erwei­
terter Akkumulation, also zur ständigen 
Neubildung von Kapital (über den Er­
satz alten Kapitals hinaus), also - in mo­
dernen Termini - zu ständigem Wirt­
schaftswachstum. Wer nicht akkumu­
liert, verpaßt den unaufhaltsamen tech­
nischen Wandel und wird vori der Kon­
kurrenz verdrängt. 

Zentral ist Marx' Theorie des techni­
schen Fortschritts. Mit weniger Auf­
wand an Arbeitszeit können mehr Güter 
produziert werden. Da lebendige Arbeit 
durch Maschinen, also tote oder verge­
genständlichte frühere Arbeit (konstan­
tes Kapital c), ersetzt wird und so die Ar­
beitsproduktivität steigt, steigt gleich­
zeitig nach Marx die .organische Zu­
sammensetzung des Kapitals " - das 

von Jan Priewe* 

Wertverhältnis von toter zu lebendiger 
Arbeit. Der Wert lebendiger Arbeit ist 
der Wert der Ware Arbeitskraft, also 
der Wert der zur Reproduktion der Ar­
beiterfamilien erforderlichen Konsum­
güter (variables Kapital v). Um diese 
herzustellen, ist im Zuge der Produk­
tivkraftentwicklung immer weniger ge­
sellschaftliche Arbeitszeit erforderlich. 
Diese Theorie des technischen Fort­
schritts ist mithin eng an die Arbeits­
werttheorie, damit an die Mehrwert­
und Ausbeutungstheorie sowie an die 
Lohntheorie gekoppelt. 

Die steigende organische Kapitalzu­
sammensetzung erfordert tendenziell 
größere Kapitalvorschüsse der Unter­
nehrner' sie müssen größere absolute 
Summen an variablem und konstantem 
Kapital vorschießen, um effizient produ­
zieren zu können. Somit sind größere 
Kapitaleinheiten erforderlich - es ent­
steht eine Tendenz zum Wachstum der 
durchschnittlichen Kapitaleinheiten, 
also eine Konzentration des Kapitals. 
Diese wird auch durch die Konkurrenz 
forciert, weil überlegene Größe des Ka­
pitals Vorteile gegenüber den K_onkur­
renten verschafft. Zugleich führt die 
Konkurrenz zur Zentralisation von Ka­
pital, also der Zusammenlegung ver­
schiedener Kapitalien, z.B. durch Fusio­
nen. Konzentration und Zentralisation 
sind Ausdruck zunehmend vergesell­
·schafteter Produktion und damit kapita­
listischer Ausdruck des technischen 
Fortschritts. Letztlich führt diese Ten­
denz zur Monopolisierung und damit 
zur Selbstaufhebung von Konkurrenz, 
einem der konstituierenden Prinzipien 
kapitalistischer Akkumulation. N atür­
lich gilt diese Tendenz nur langfristig. 
Die inneren Widersprüche des Systems 
führen zwangsläufig zur Sprengung des 
Systems. Man sieht, welche zentrale Be­
deutung Marx' Vorstellung von techni­
schem Fortschritt und Produktivkraft­
entwicklung für seine Akkumulations­
theorie bat. 

Für Marx war das seit wohl hundert 
Jahren diskutierte Gesetz vom tendenzi­
ellen Fall der durchschnittlichen Profit­
rate vielleicht das zentrale Entwick­
lungsgesetz des Kapitalismus, zeigt es 
doch - wie die Monopolisierungsten-
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denz - die Entfaltung in­
nerer Widersprüche der 
Kapitalakkumulation: 
Die ständige Akkumula­
tion untergräbt ihre ei­
genen Grundlagen. Wie­
der wird von steigender 
organischer Kapitalzu­
sammensetzung als do­
minanter Form der pro­
fitgeleiteten Produktiv­
kraftentwicklung ausge­
gangen. Immer weniger 
lebendige Arbeit wird 
mit immer mehr toter 
Arbeit kombiniert. Da 
der Mehrwert (m) allein 
aus der lebendigen Ar­
beit resultiert, muß bei 
konstanter Mehrwertrate 
(Mehrwert/variables 
Kapital) aus steigendem 
Kapitalvorschuß (kon­
stantes und variables Ka­
pital) ein immer geringer werdender 
Mehrwert-Ertrag herauskommen. An­

. getreten, Profite zu maximieren, errei­
chen die Kapitalisten letztlich das Ge­
genteil: ihre Profitraten sinken (Mehr­
wert bezogen auf das vorgeschossene 
Kapital). Der Stachel der Akkumulati­
on wird stumpf. Unter kapitalistischen 
Produktionsverhältnissen lassen sich 
die Produktivkräfte nicht weiter ent­
wickeln. Freilich, Marx gesteht zu, 
daß dieses Gesetz nur eine allgemeine 
Entwicklungstendenz ausdrückt, die 
sehr langfristig wirkt. 

Indem die Kapitalakkumulation nach 
Marx mit steigender organischer Kapi­
talzusammensetzung einhergeht, nimmt 
der Anteil variablen Kapitals am gesam­
ten vorgeschossenem Kapital ständig ab. 
Das konstante Kapital wächst also viel 
schneller als das variable und damit 
schneller als die Nachfrage nach Ar­
beitskräften: Eine relative Überbevöl­
kerung, eine mehr oder minder ständige 
• industrielle Reservearmee" der Ar­
beitslosen entsteht. Welche Rolle da­
bei das Bevölkerungswachstum spielt, 
bleibt etwas unklar. Für Marx ist die 
ökonomische Funktion der industriellen 
Reservearmee entscheidend, denn sie 
hat den Lohn auf niedrigem Niveau, das 
im großen und ganzen dem Wert der Ar­
beitskraft entspricht, zu halten .. Wenn 
die Akkumulation von Kapital infolge 
des tendenziellen Falls der Durch­
schnittsprofilrate oder in zyklischen Kri­
sen nachläßt, muß die Arbeitslosigkeit 
folglich stark anschwellen. Damit wird 

die Akkumulation von Kapital und 
Reichtum nach Marx von einer Akkumu­
lation von Elend begleitet. Der Klassen­
antagonismus kommt darin zum Aus­
druck, daß es mit zunehmender Akku­
mulation der Arbeiterklasse schlechter 
gehen muß. Folgt man buchstabengetreu 
Marx' Ausführungen im 1. Band des 
,,Kapital", dann muß man dieses .abso­
lute, allgemeine Gesetz der kapitalisti­
schen Akkumulation" wohl als eine Art 
Verelendungstheorie interpretieren'. 

Vielfach wurde Marx' Akkumulati­
onstheorie sowohl von Marxisten wie 
von .bürgerlichen" Ökonomen als öko­
nomische Zusammenbruchstheorie ver­
standen. Zweifellos war Marx der Über­
zeugung, daß der Kapitalismus an sei­
nen inneren Widersprüchen zugrunde 
geht und der Klassenantagonismus zu­
tiefst in der Ökonomie des Systems ver­
wurzelt ist. Viele Äußerungen von Marx 
deuten darauf hin, daß er in der Tat dem 
kapitalistischen System keine lange Le, 
bensdauer bescheinigen wollte. Die Idee 

· des inhärenten Niedergangs des Kapita­
lismus, die aus seiner .Entwicklungslo­
gik folgt und mehr oder minder brucbar­
tig zu neuen Produktionsverhältnissen 
führen muß, durchzieht wohl die Theori­
en der meisten marxistischen Ökono­
men, auch wenn sich zunehmend die 
Auffassung verbreitet bat, daß das öko­
nomische System trotz allem so stabil 
und robust isi, daß schwere Zusammen­
brüche vermeidbar sind und Verände­
rungen nur durch politische Kämpfe er­
folgen können. 

KAPITALISMUS 

Köln Bayenthal 1 

Soweit die kurze Skizze des Kern­
bestandes der Marxschen Akkumulati­
onstheorie, die natürlich von den Kriti­
kern und den Marxisten auf unter· 
scbiedlichste Weise interpretiert W)!f, 

de. Was läßt sich nun heute, :ir 
Jahre nach Ers.cheinen _des dritteti.;:'_ .. · _::.::_ .. :: 
des des .Kapital", mit dem K . }: 
standteil der Marxschen Akkunirilli!l .. 
onstheorie anfangen? 

3. Die Kritik an der 
Akkumulationstheorie 
Unterstellen wir zunächst einmal die 

Gültigkeit der Arbeitswert- und Mehr­
werttheorie und gehen von den dnrch­
schnittlicben gesellschaftlichen Werten 
aus. Zwar führt technischer Fortschritt in 
der Regel zu einer Steigerung der physi­
schen und auch in Preisen gemessenen 
Kapitalausstattung je Arbeitsplatz (stei­
gende Kapitalintensität), jedoch ist kei­
neswegs ausgemacht, daß auch das 
wertmäßige 'Verhältnis von konstantem 
zu variablem Kapital steigen. muß. Die 
ständige Steigerung der Produktivität 
würde den in Konsumgütern der Arbei­
ter enthaltenen Wert senken, aber auch 
den in Maschinen enthaltenen Wert. 
Träfe Marx' werttheoretische Lohnbe­
stimmung zu - ergänzend betonte Marx 
auch die Bedeutung von historischer 
Tradition und Macht der Arbeiter -, 
dann müßten die Arbeiter einen mit der 
Produktivität sinkenden Anteil der 
Wertschöpfung erhalten, denn die von 
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KAPITALISMUS--------------------------

ihnen benötigten Güter, deren physi­
scher Umfang ja nicht steigen müßte, 
lassen sich in immer kürzerer Arbeits­
zeit herstellen. Damit hängt die Mehr­
wertrate eng mit der Produktivkraftent­
wicklung und damit der organischen 
Kapitalzusammensetzung zusammen, 
und beide Größen können gar nicht 
mehr unabhängig gesehen werden. Ein 
Anstieg der organischen Zusammenset­
zung müßte automatisch zu einer höhe­
ren Mehrwertrate führen. Was schneller 
steigt, läßt sich theoretisch nicht eindeu­
tig feststellen. 

Hinzu kommt, daß historisch die Re­
allöhne in den heute hochentwickelten 
kapitalistischen Volkswirtschaften ten­
denziell im Tempo der Produktivität ge­
stiegen sind. Dieser Sachverhalt ist mit 
der Marxschen Werttheorie nur schwer 
in Einklang zu bringen; es müßte mit 
Gewerkschaftsmacht oder aber mit einer 
Wertsteigerung der Arbeitskraft durch 
Bildung etc. argumentiert werden. 
Wenn man diesem etwas krampfhaftem 
Weg folgt, muß die organische Zusam­
mensetzung aber nicht unbedingt stei­
gen. Von einer ständigen Tendenz zur 
Steigerung der organischen Kapitalzu­
sammensetzung als Ausdruck des tech­
nischen Fortschritts kann jedenfalls 
nicht ohne weiteres ausgegangen wer­
den. Damit muß es auch nicht zwangs­
läufig zum tendenziellen Fall der Profit­
rate kommen. So werden die zentralen 
Bausteine der Marxschen Akkumulati­
onstheorie brüchig. 

In empirischen Untersuchungen wur­
de häufig als Indikator der organischen 
Zusammensetzung des Kapitals der Ka­
pitalkoeffizient gewählt (Sachkapitalbe­
stand/Sozialprodukt)'. Dieser Indikator 
steigt tatsächlich säkular an, aber nur 
sehr langsam. Damit kann der Kapital­
koeffizient kaum als Indikator des tech­
nischen Fortschritts interpretiert wer­
den; dieser drückt sich vor allem in stei­
gender Kapitalintensität und Arbeitspro­
duktivität aus. Freilich hat der langfristi­
ge Anstieg des Kapitalkoeffizienten in 
der Tat nicht unerhebliche Auswirkun­
gen auf die durchschnittliche Kapital­
rentabilität. Empirische Untersuchungen 
über verschiedene Länder haben erge­
ben, daß es seit Mitte letzten J ahrhun­
derts längere Phasen mit steigender Ka­
pitalrentabilität (meist definiert als Ge­
winne bezogen auf das Sachanlagever­
mögen) gegeben hat, ebenso wie Phasen 
mit sinkender Rentabilität. Die jeweilige 
Tendenz resultierte aus der kombinier­
ten Zangenwirkung von Kapitalkoeffi-
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zient und Profit- bzw. Lohnquote (An' 
teil der Profite bzw. Löhne am Volks­
einkommen), die als Indikator der 
Mehrwertrate meist verwendet wird. 
Von einer durchgängigen Tendenz sin­
kender Renditen kann jedenfalls keine 
Rede sein. Freilich beziehen sich diese 
Untersuchungen nur auf Preis-, nicht 
auf Wertgrößen. 

Was Marx' .allgemeines Gesetz der 
kapitalistischen Akkumulation" angeht, 
so wird die Existenz von Arbeitslosig­
keit als Systemmerkmal hervorgehoben, 
und dies ist in der Tat eine bahnbrechen­
de Erkenntnis, deren Gültigkeit bis heu­
te nichts eingebüßt hat. Es gibt keinen 
dem Marktsystem inhärenten Vollbe­
schäftigungsmechanismus. Es gibt kein 
marktautomatisches gesamtwirtschaftli­
ches Gleichgewicht, das ein Gleichge­
wicht am Arbeitsmarkt einschließt. 
Lohnsenkungen infolge der industriellen 
Reservearmee können unter bestinunten 
Umständen die Renditen wieder stabili­
sieren und einen neuen Akkumulations­
zyklus unterstützen. Aber ob Vollbe-

Marx hat ein gewalti­
ges, jedoch offenes und 
unvollständiges Theorie­
gebäude hinterlassen, 
das an vielen Stellen 
widersprüchlich ist. 

schäftigung erreicht wird, hängt nicht 
von den Löhnen, sondern von der Akku­
mulation ab. Allerdings ist Marx'. Be­
gründung der industriellen Reservear­
mee mehrdeutig. Im Kern wird sie aus 
der steigenden organischen Zusammen­
setzung abgeleitet und damit als eine Art 
„technologischer Arbeitslosigkeit", wie 
sie zeitweilig auch Ricardo behauptete, 
begriffen; andererseits wird auf die be­
schäftigungssteigernde Rolle der Akku­
mulation verwiesen. Mit einem anderen 
Erklärungsstrang wird die industrielle 
Reservearmee als Resultat des Krisenzy­
klus verstanden. Daß Arbeitslosigkeit, 
Armut und Elend steigen müssen, wenn 
zyklische Krisen und langfristige Stagna­
tion oder Akkumulationsverlangsamung 
einsetzen, hat Marx durchaus gesehen; 
nicht gesehen hat er, daß Gewerkschaf­
ten und Sozialstaat dieses Elend zu ei­
nem erheblichen Teil einschränken kön­
nen. Ihm kam es mehr auf die innere 
Grundtendenz des Systems an. 

Auf den ersten Blick scheint auch 
Marx' These der steigenden Konzen-

tration und Zentralisation von Kapital 
nichts an Aktualität eingebüßt zu haben. 
In der Tat nimmt die empirisch beobach­
tbare Unternehmenskonzentration säku­
lar zu. Marx' Begründung durch die 
steigende organische Zusaminensetzung 
ist aber nicht durchgängig haltbar. Zu­
dem kommen entscheidende (Produkt-) 
Innovationen gerade von kleinen Un­
ternehmen. Der Strukturwandel in 
Richtung Dienstleistungssektor begün­
stigt teilweise kleinere Unternehmen. 
In den meisten Branchen sind heute die 
mindestoptimalen technischen Be­
triebsgrößen längst erreicht und weit 
überschritten, vielmehr treiben die 
Konzernunternehmen mit vielen Be­
trieben die Konzentration und Zentrali­
sation nicht aus technischen Gründen 
voran. Die Triebkräfte der Konzentra­
tion sind einerseits die Stärkung der Fi­
nanzkraft (und damit des Potentials 
zum Risikoausgleich) und der Ausbau 
der transnationalen Expansion, ande­
rerseits die Ausnutzung von Markt­
macht. Im Zuge der Herausbildung von 
Weltmärkten kann trotz Konzentration 
die Wettbewerbsintensität zunehmen. 
Gleichwohl - Marx hat die Grundlagen 
der Konzentrationsanalyse gelegt, die 
auch heute noch „ anschlußfähig" ist. 

Die Fundamentalkritik an Marx' Ak­
kumulationstheorie setzt an zwei ande­
ren Stellen an. 

4. Die Kritik der Wert­
und Mehrwerttheorie -

und ihre Folgen 

Marx' Akkumulationstheorie baut 
auf der Arbeitswerttheorie auf. Sie ist 
das tragende Fundament, ohne das vie­
les andere neu konstruiert werden muß. 
Sie ist das, was Marx und die Marxisten 
nach i1un einigt; sie ist das Markenzei­
chen dieser Theorierichtung. Und genau 
dieses Fundament ist es, das offenbar 
nicht zu halten ist. Jahrzehntelange De­
batten, die immer noch nicht abge­
schlossen sind', haben die Grundannah­
men der Arbeitswerttheorie nicht bestä­
tigen können. Im Zentrum stand das sog. 
Transfonnationsproblem: die Transfor­
mation der Werte der Waren, die nach 
Marx auf durch schnittlicher gesell­
schaftlicher Arbeitszeit beruhen, in 
Produktionspreise, die allen Kapitali­
sten trotz unterschiedlicher organi­
scher Zusammensetzung der einzelnen 
Kapitalien eine einheitliche Profilrate 
auf das vorgeschossene Kapital bei ein-
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heitlicher Mehrwertrate garantieren. 
Die Diskussion über das Transformati­
onsproblem, die nach dem Erscheinen 
des dritten Bandes des • Kapital" ent­
stand und bis heute anhält, wurde so­
wohl von Neoklassikern als auch zu­
nehmend von Neoricardianern gegen 
die Marxisten geführt. Die Debatte ge­
riet zu einer scheinbar esoterischen 
Auseinandersetzung von Spezialisten, 
ihre Relevanz schien gar nicht richtig 
klar zu sein. Marx selbst hatte das Pro­
blem auch bemerkt, es aber für lösbar 
gehalten. Hier kann die Kritik nur ganz 
knapp gestreift werden, wichtiger sind 
die Folgewirkungen des Zusammen­
bruchs der Arbeitswerttheorie für die 
Akkumulationstheorie. 

Die Transformationsdiskussion er­
gab, daß die Produktionspreise nicht wi­
derspruchsfrei aus den Werten abgeleitet 
werden können. Der Widerspruch zwi­
schen dem 1. Band des .Kapital", in 
dem Marx den Preis der Waren aus dem 
individuellen Wert ableitete, und dem 3. 
Band, in dem er eine einheitliche Durch­
schnittsprofilrate durch Umverteilung 
des Mehrwertes begründen wollte, läßt 
sich nicht auflösen. Wenn eine einheitli­
che Profilrate existiert, müssen Bran­
chen mit· hoher organischer Kapitalzu­
sammensetzung eine höhere Mehrwert­
rate haben als Branchen mit niedrigerer 
Kapitalzusammensetzung. Über mehre­
re Jahrzehnte hinweg glaubten die Mar­
xisten an die Korrektur des Marxschen 
Verfahrens durch Bortkiewicz, die je­
doch einige Inkonsistenzen hinterließ'. 
Nicht die individuellen Werte und Preise 
seien identisch, wohl aber die gesell­
schaftliche Wert- und Preissumme. • 

Erst im 'Anschluß an den Neoricar­
dianer P.Sraffa wurde klar, daß die Prei­
se nicht aus den Werten abgeleitet wer­
den können. Sraffa, dem es eigentlich 
um eine Kritik der Neoklassik ging, 
konnte nachweisen, daß bei gegebener 
Technologie, bei einheitlicher Profilrate 
und gleichem Lohnsatz das Preissystem 
nicht vollständig determiniert ist, denn 
es weist zwei Freiheitsgrade auf - die 
Profilrate und den Lohnsatz. Erst wenn 
eine der beiden Unbekannten gegeben 
ist, lassen sich die Preise bestimmen7 • 

Mithin sind die Preise der Güter vertei­
lungsabhängig. In späteren Diskussio­
nen wurde Sraffas Modell auf das 
~arxsche Transformationsproblem an­
gewendet, und es zeigte sich, daß die 
Produktionspreise ohne Rekurs auf 
Werte berechenbar sind. Die Profilra­
ten können allein aufgrund der Löhne 

und der technischen Bedingungen be­
stimmt werden, so daß den Arbeitswer­
ten keine selbständige Relevanz zu­
kommt. Ebensowenig wie mit physi­
schen Mengeneinheiten kann mit Ar­
beitswerten gerechnet werden. Die 
Werttheorie ist redundant - somit über­
flüssig'. Hinzu kam, daß Wert- und 
Preiskategorien fundamental voneinan­
der abweichen können. Das nieder­
schnetternde Fazit der neoricardiani­
schen Kritik: Die Marxsche Arbeits­
werttheorie ist ein Rückschritt gegen­
über Ricardo! 

Auch Ökonomen wie Joan Robinson 
und Oskar Lange, die Marx sehr aufge­
schlossen gegenüberstanden, hatten 
schon frühzeitig geraten, auf die Ar­
beitswerttheorie zu verzichten. Der Pro­
fit ist dann, wie bei Ricardo, der .Surp­
lus", der entsteht, wenn die Preise der 
Waren größer als die Kosten sind bzw. 
ein Teil der Produktion der Volkswirt­
schaft nicht als Input verwendet wird, 
sondern von den Kapitalisten angeeignet 
werden kann. Nach wie vor läßt sich be­
haupten, daß alle Waren letztlich auf 
menschliche Arbeit ( abgesehen von dem 
Beitrag der Natur) zurückgehen. Damit 
wird der soziale Inhalt von Ausbeutung 
nicht notwendig hinfällig, aber die wert­
theoretische Grundlage muß durch eine 
preistheoretische ausgetauscht werden. 
Sind wir jetzt etwa wieder bei Ricardo 
und vielleicht auch Smith angelangt, die 
j_a u.a. die Umnöglichkeit allgemeiner 
Uberproduktionskrisen behaupteten? 

5. Die Kritik an der 
klassischen Neutralität 

des Geldes 

Die entscheidende keynesianische 
Kritik an der klassischen Theorie von 
Smith. und Ricardo, aber auch an der 
heute dominierenden Neoklassik (bis 
hin zum Monetarismus), besteht in dem 
Vorwurf der Neutralität des Geldes. 
Geld bestimmt demnach nur das Preisni­
veau, aber die relativen Preise und die 
Kapitalakkumulation werden, zumin­
dest langfristig, allein durch produkti­
onstheoretische Kategorien er klärt. · 
Keynes konnte nachweisen, daß Geld in 
einer Geldwirtschaft so relevant ist, daß 
es das Produktionssystem in schwere 
Krisen bringen kann: Geld ist nicht ein­
fach nur Schmiermittel der Produktion 
und des Austausches, Geld ist kein mo­
netärer Schleier . über der Produktion. 
Diese Kritik an der Klassik trifft ZI! ei-
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nem erheblichen Teil auch Marx. 
Der herausgehobenen Arbeitswerttheo­
rie korrespondiert die vernachlässigte 
Geldtheorie - sie wird zum eigentlichen 
Schwachpunkt der ökonomischen Theo­
rie von Marx. Geldtheoretisch schwamm 
Marx weitgehend im Fahrwasser der 
bürgerlichen Klassik'. Die vorherr­
schenden klassische Qu'llltitätstheorie 
des Geldes konnte er nicht überwinden, 
auch wenn er sie teilweise kritisierte. 
Eine entwickelte Zinstheorie existiert 
nicht. Geld, Zins, Preise sind für ihn stö­
rende Fetische, die die wahre Natur der 
Produktion und der Mehrwertentste­
hung verschleiern. 

Dies macht es so schwierig, im Rah­
men der Marxschen Theorie und mit 
Marx' Kategorien die monetären Pro­
bleme des Kapitalismus und ilue Wech­
selwirkung mit realen zu analysieren. 
Geld, Zins, Kredit, Bankensystem, Infla­
tion, Wechselkurse - diesen zentralen 
Kategorien der Ökonomie versperrt sich 
Marx' Akkumulationstheorie. Folglich 
haben auf diesen Feldern auch die nach­
folgenden Marxisten wenig zustande ge­
bracht. Andererseits hat Marx mit seiner 
Wertformenanalyse und der Darstellung 
von Geldftmktionen eigentlich glänzen­
de Ansatzpunkte für eine m~~ 
Theone der Produktmn herausg~­
tet. Im Grunde hat er sich in dieser'~ 
sieht weit von Ricardo entfernt. Ant:h 
die Krisentheorie impliziert ständig zu 
treffende monetäre Erkenntnisse: Zu 
Recht kritisierte Marx das Saysche 
Theorem [ nach dem jeder Verkauf zu­
gleich ein Kauf und allgemeine Über­
produktion daher umnöglich sei, Anm. 
der Red.], jedoch ohne auf monetäre 
Probleme explizit einzugehen. Hier liegt 
der Ansatzpunkt, wo mit Marx' Arbeits­
werttheorie, seiner geldtheoretischen 
Befangenheit in der Klassik und mit Ri­
cardo zugleich gebrochen werden muß. 

6. Marx' Krisentheorien 

Marx selbst hat keine eindeutige Kri­
sentheorie entwickelt, aber zahlreiche 
Ansätze, die sich jedoch nicht ohne wei­
teres synthetisieren lassen. Man könnte 
auch sein ganzes Werk als Theorie kapi­
talistischer Krisen auffassen, aber dies 
erleichtert es nicht, Marx' Auffassung 
zyklischer Krisen und langanhaltender 
Stagnationsphasen zu identifizieren. 
Ich beschränke mich hier auf die zykli­
schen Krisen. Marx geht ähnlich wie 
die meisten modernen Postkeynesianer 
von der fundamentalen Instabilität ka-
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pitalistischer Entwicklung aus; die sich 
in regelmäßigen Zyklen• •vollzieht. Da· 
er voµ der krisenhaften Grundtendenz 
des Kapitalismus, letztlich also von 'der 
Vorstellung des ökonomischen Nieder­
gangs des Systems ausgeht, ist für ihn 
die Phase der Krise das entscheidende: 
es sind für ihn Krisen-, nicht Konjunk­
turzyklen. Marx ist kein makroökono­
mischer Gleichgewichtstheoretiker'°, 
es gibt für ihn keine anhaltende Stabili­
tät der Entwicklung. Simultane Gleich­
gewichte von Güter-, Geld- und Ar­
beitsmärkten sind allenfalls kurze vor­
übergehende Episoden. Dieser Un­
gleichgewichtsansatz unterscheidet ihn 
von den meisten anderen Konjunktur­
und Wachstumstheorien. In seiner Kri­
sentheorie unterstellt Marx die Gültig­
keit des Wertgesetzes. Die Preise wer­
den durch die Werte bestimmt, Preis­
fluktuationen sind eher oberflächliche 
Erscheinungen. 

Ich sehe im Marxschen Werk 3 ver­
schiedene krisentheoretische Ansätze 11 : 

Überakkumulationstheorien, die 
vom tendenziellen Fall der Profilrate 
ausgehen; Theorien der Lohnfluktuation 
(,,profil-squeeze-Theorien", Goodwin­
Zyklus); Unterlconsumtions- und Über­
produktionstheorien, die in sich hetero­
gen sind. Alle Ansätze heben die zentra­
le Bedeutung der Profilrate und ihrer 
Determinanten für die Kapitalakkumu­
lation hervor. Die drei Ansätze lassen 
sich - in Grenzen - auch kombinieren. 
Generationenlang haben sich die Prot­
agonisten der verschiedenen Theorien 
heftig befehdet; eine alles integrierende 
Synthese entstand freilich nicht. Von der 
Kritik der Arbeitswerttheorie werden die 
Überakkumulationstheorien am heftig­
sten getroffen, die beiden anderen An­
sätze lassen sich im Prinzip auch ohne 
Arbeitswerttheorie neu formulieren. 

Die Überakkumulationstheorien ge­
hen von einer zyklischen Durchsetzung 
des tendenziellen Falls der Profilrate 
aus. In Aufschwung und Hochkonjunk­
tur steigt die organische Kapitalzusam­
mensetzung, bis schließlich weniger ak­
kumuliert wird; der untere Wendepunkt 
der Konjunktur kommt durch physische 
und monetäre Kapitalentwertung zu­
stande, so daß ein neuer Aufschwung 
eingeleitet werden kann. Krisen werden 
aus den Widersprüchen der Produkti­
on, nicht aus der Zirkulation oder der 
Realisation der Werte erklärt. Erich 
Preiser hat diesen Ansatz mit der Über­
produktionstheorie verbunden": Dem­
nach wird bei abnehmender Profitrate 
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infolge. steigender organischer . zusani: 
mensetzung · im Aufschwung vermehrt 
akkumuliert, weil diC Kapitalisten we­
mgsteri.s ·eme·hohe Profitmasse erwirt­
schaften wollen, was· jedoch zu einem 
Mangel an Endnachfrage und damit zu 
Überproduktion führt. 

Natürlich steht und fällt dieser 
Überakkumulationsansatz mit der 
Werttheorie und der Theorie vom ten­
denziellen Fall der Profitrate. Nimmt 
man anstelle der Wertkategorien die 
Preisprofilrate und den Kapitalkoeffizi­
enten als wichtige Determinante der 
Kapitalrentabilität, dann lassen sich 
mit dieser - freilich dann wesentlich ver­
änderten Theorie - durchaus längere 
Phasen starker Akkumulation und hoher 
Rentabilität ebenso wie längere stagna­
tive Phasen sinnvoll untersuchen und 
interpretieren", aber kaum die Zyklen. 

Der zweite Ansatz basiert vor allem 
auf der Theorie der .industriellen Re­
servearmee": Im Zuge der Hochkon­
junktur steigen die Löhne, so daß die 
Mehrwert- und Profitrate sinkt, die Ak­
kumulation nachläßt und die Krise ent-

Im Zentrum künftiger 
Theoriebildung muß der 
Zusammenhang von 
monetärer und realer 
Sphäre liegen. 

steht. Erst durch sinkende Löhne in der 
Folge der konjunkturellen Arbeitslosig­
keit kann die Profürate wieder stabili­
siert werden. Im Grunde wird hier die 
Akkumulation aus der Lohndynamik er­
klärt, während Marx wohl eher umge­
kehrt vorging. Zudem müßte diese 
Theorie nachweisen, daß die Reallöhne 
zyklisch schwanken und damit auch 
eine Theorie der Güterpreisfluktuatio­
nen einbeziehen. Nur wenn man quanti­
tätstheoretisch ein konstantes Preisni­
veau aufgrund konstanter Geldmenge 
unterstellt, würden in der Krise die Real­
löhne sinken. Aber dann bewegt man 
sich tief in der klassischen Geldtheorie. 

Die Unterlconsumtionstheorien 
behaupten ein systematisches Zurück­
bleiben der konsumtiven Endnachfra­
ge, die wesentlich aus Löhnen stammt, 
hinter dem durch steigende Profite und 
dadurch induzierter Kapitalakkumula­
tion entstehenden Angebotspotential. 
Die einfachen Varianten dieser Theorie 
können endogen Phasen kräftiger Kapi­
talakkumulation überhaupt nicht erklä-

ren: ·. So erwartete beispielsweise Rosa 
Luxemburg die Lösung des Nachfrage­
mangels durch Nachfrage aus nicht-ka­
pitalistischen Milieus im In- und vor al­
lem im Ausland. Im Grunde geht es um 
die Frage, warum die Kapitalisten nicht 
selber denjenigen Teil des Gesamtpro­
duktes aufkaufen, den die Arbeiter nicht 
konsumieren. Dies kann durch Unter­
nehmerkonsum oder Akkumulation von 
Mehrwert geschehen. Es muß keine 
Nachfragelücke geben, wenn stark ge­
nug akkumuliert wird. Dann und nur 
dann entstehen die Gewinne. Erst wenn 
mehr gespart als investiert wird, kommt 
es zu Nachfragemangel, Überprodukti­
on und Krise. Der keynesianische Öko­
nom Kaldor formulierte diesen Kreis­
laufzusammenhang so: ,,Die Kapitali• 
sten verdienen. was sie ausgeben, die 
Arbeiter geben aus, was sie verdie­
nen. "14 Die entscheidende Frage ist, wie 
stark die Unternehmer im Aufschwung 
akkumulieren. Dies hängt im wesentli­
chen von der erwarteten Profitrate und 
der realen Nachfrage ab, die zur Ausla­
stung der neu entstehenden Produktions­
kapazitäten erforderlich ist. Ein Teil die­
ser erwarteten Nachfrage wird durch das 
Akkumulationstempo selbst bestimmt. 
Auf lange Sicht müssen die Produkti­
onskapazitäten und die konsumtive End­
nachfrage - bei konstantem Kapitalkoef­
fizienten - in gleichem Tempo wachsen. 
Vorübergehend können jedoch die Inve­
stitionen schneller als der Konsum 
wachsen, freilich um den Preis einer 
Krise, in der die Proportionen wieder zu­
rechtgerückt werden. 

Dieser überproduktionstheoretische 
Grundmechanismus, der hier nur sehr 
grob skizziert werden kann, begreift den 
Krisenzyklus aus dem gesamten Repro­
duktionsprozeß des Kapitals. Das Profit­
streben und die Konkurrenz führen zur 
periodischen Überakkumulation von 
Kapital im Verhältnis zur konsumtiven 
Endnachfrage. Der Ansatz muß ergänzt 
werden durch die zyklische Bewegung 
der Preise und Löhne, der Inflation und 
der Zinsen. Er hat auch dann Bestand, 
wenn auf die Arbeitswerttheorie ver­
zichtet wird. Dem Keynesschen Ansatz 
bzw. den postkeynesianischen Theorien 
kann er im Prinzip stark angenähert 
werden, wenn er um monetäre Aspekte 
ergänzt wird. Wenn die erwartete, 
durch Akkumulation erzielbare Profit­
rate gering ist, geringer als der langfri­
stige Zins, dann kommen die Investi­
tionen zum Stillstand. Freilich setzt 
diese Argumentation voraus, daß der 
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'.'weitgehend unabhängig von der 
· te im monetären Sektor be­

. i,:wird. In dem Maße, wie dann 
· · ·,. italisten als Gesamtheit planen 
~n, also nicht akkumulieren 

, · •konsumi_eren, sinkt das Volksein­
thiomen und die . Kris': nimmt ihren 
Lauf. So ergibt sICh eme Interakl!~n 
·von Geld- und Gütermarkt, durch die 
Krisen erklärbar werden. 

.. : 'Man mag sich freilich fragen, was an 
diesem Ansatz spezifisch marxistisch 

. ilit' wo doch die Werttheorie, die Theo­
rit vom .Profitratenfall und die Vorstel­
Jllilg von der Neutralität des Geldes fal­
len gelassen werden. Den Grundgedan­
ken des Auseinanderfällens von Sparen 
und Investieren, durch das gesamtwirt­
schaftliche Ungleichgewichte entstehen, 
formulierte Keynes mit seiner Kritik am 
Sayschen Theorem, der klassischen Be­
hauptung der Unmöglichkeit allgemei­
ner Überproduktionskrisen. Ausgefeilte­
re Ansätze haben Michal Kalecki, Joan 
Robinson und zahlreiche zeitgenössi­
sche Keynesianer vertreten. Die meisten 
keynesianischen Analysen verharren je­
doch in statischer Gleichgewichtsanaly­
se und nähern sich der Neoklassik so 
stark an, so daß sie von dieser in Form 
„'neoklassischer Synthesen" bzw. als 
,,bastard keynesianism" (J.Robinson) 
vereinnahmt werden können". Ange­
sichts der Renaissance und der erdrük­
kenden Dominanz der Neoklassik man­
gelt es an realitätsnahen postkeynesiani­
schen Konjunktur- und Wachstumstheo- · 
rien, die Marx' Erbe akzeptieren und 
produktiv verarbeiten. · 

Vor allem aber mangelt es an einer 
konsistenten monetären Theorie der 
Produktion, die monetäre und reale 
Aspekte der Produktion systematisch 
verknüpft16 • Hier liegen auch die 
größten Schwächen der neoklassischen 
Theorie. Während Marx den Zins aus 
der Profilrate ableitete, verfährt 
Keynes umgekehrt. Die rein monetäre 
Ableitung des Zinses durch Keynes und 
vor allem die Monetärkeynesianer als 
,,Liquiditätsprämie" ist freilich schil­
lernd und mit guien Argumenten kriti­
siert worden17, ohne daß Alternativen 
erkennbar sind. Im Zentrum künftiger 
Theoriebildung muß der Zusammen­
hang von monetärer und realer Sphäre 
liegen. Hier liegen die größten Schwä­
chen der Marxschen Theorie. Marx 
ging es um die reale Kapitalakkumula­
tion - den Umweg dahin über Geld, 
Zins und Kredit hielt er für einen 
Irrweg. 

Daß im zukünftigen hochentwickel­
ten Kapitalismus, der ja eine globale 
Geldwirtschaft geworden ist, der mo­
netären Sphäre - insbesondere Zinsen, 
Überschuldung, Wechselkursen, Infla­
tion, Spekulation an Börsen etc. - eine 
zunehmende Bedeutung für die Ent­
wicklung der realen Kapitalakkumula­
tion zukommt (.Casino-Kapitalis­
mus"), dürfte kaum strittig sein. 
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Durch Standortsicherung 
zur Weltwirtschaftskrise 

Standortdebatte und die 
Normalität von Aufhol­

prozessen rückständiger 
Wirtschaften 

1 Derzeit läuft in der Bundesrepu 
blik eine Standortdebatte. Bis weit 

• in die politische Opposition hinein 
wird befürchtet, die deutsche Wirt­
schaft k.önne zusammen mit ihren Part­
nern in der Europäischen Union den 
Anschluß bei den Zukunftstechnologi­
en verlieren. Für die hohe Arbeitslo­
sigkeit werden allgemein zu hohe Löh­
ne und Inflexibilität verantwortlich ge-

. macht. Der Sozialstaat müsse deshalb 
umgebaut werden. 

Ein Teil der Befürchtungen über 
den Verlust von Wettbewerbsvorsprün­
gen ist allein deshalb unbegründet, weil 
es im Wesen einer kapitalistischen 
Weltwirtschaft liegt, daß rückständige 
Wirtschaften ( = RW) durch .Lernen" 
gegenüber technologisch führenden 
Wirtschaften ( = FW) aufholen. Wie 
im Fall der deutsch-amerikanischen 
Beziehungen in den 50er und 60er Jah­
ren erfolgen in solchen Phasen Direkt­
investitionen aus dem Ausland nur in 
die RW. Wer also im Verlust der At­
traktivität des Standorts Bundesrepu­
blik für Direktinvestitionen schon den 
Anfang von Dekadenz sieht, will sich 
einer unaufhaltsamen und natürlichen, 
dem Kapitalismus gut anstehenden Ent­
wicklung entgegenstemmen. Weil der 
Wohlstand eines Landes nicht auf un­
gleichem Tausch im Welthandel, son­
dern seiner Produktivität beruht, führt 
das Aufholen von Handelspartnern 
nicht. zu einer Verschlechterung der 
wirtschaftlichen Lage der eigenen Be­
völkerung. Verantwortliche FW folgen 
deshalb dem Beispiel der Vereinigten 
Staaten in der Nachkriegszeit, die be­
reit waren, Westeuropa und Japan auf­
holen zu lassen und dabei ihren Wett­
bewerbsvorsprung im Interesse der 
Funktionsfähigkeit der kapitalistischen 
Weltwirtschaft aufgaben. Das Verhal­
ten der deutschen .Eliten" unterschei-
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Prof. Dr. Hartmut Elsenhans, Direktor des In­
stituts für Politikwissenschaft an der Univer­
sität Leipzig 

det sich von den amerikanischen da­
durch, daß sie schon zu einem Zeit­
punkt, wo Deutschland noch Handels­
bilanzüberschüsse großen Ausmasses 
erzielt, die Gefahr des Niedergangs an 
die Wand malen. Dieser deutsche Hang 
zu Übertreibung und Unsicherheit läßt 
es übrigens geraten scheinen, sich im 
wohlverstandenen Interesse der Men­
schen in Deutschland gegen jede Ver­
größerung der weltpolitischen Verant­
wortung dieser .Elite" zu wenden. 

Allerdings gibt es bei solchen Auf­
holprozessen widersprüchliche und für 
FW gefährliche Entwicklungen, die 
Aufmerksamkeit verdienen. So kann es 
Konstellationen in der Weltwirtschaft 
geben, in denen die FW nicht in der 
Lage sind, ohne Eingriffe in den 
Marktmechanismus aufweltwirtschaft­
licher Ebene den Ausgleich zwischen 
Weltproduktions- und Weltkonsumti­
onskapazität herzustellen. Ebenso ist es 
durchaus möglich, daß beim Aufholen 
von RW die _Hierarchie" der interna­
tionalen Arbeitsteilung verändert wird, 
von der sich die FW erwarten; daß sie, 
trotz Aufholens der RW, laufend bei 
den für zukünftiges Wachstum ent­
scheidenden Produkten und Technolo­
gien wettbewerbsfähig bleiben. 

Es soll gezeigt werden, daß die Lö­
sung dabei aber nicht ein Abbau des So­
zialstaates oder der Reallöhne sein kann, 
sondern umfassendere Konzepte not­
wendig sind. 

Kapitalistisches Wachs­
tum erfordert Lohn­

steigerungen 

2. Damit kapitalistische Akkumulati­
on dauerhaft fortschreiten kann, sind 
steigende Reallöhne 1. erforderlich. Ka­
pitalistische Unternehmen werden nur 
dann Nettoinvestitionen vornehmen, 
wenn sie mit wachsenden Absatzmärk­
ten rechnen können. Seit der Kritik an 
Rosa Luxemburg wird gegen dieses Ar­
gument eingewandt, daß die kapitalisti­
schen Unternehmer die zusätzlich ver­
fügbare Produktion eben für Investitio­
nen nutzten und dadurch den Markt er­
weiterten. Es läßt sich aber zeigen, daß 

von Hartmut Elsenhans• 

bei konstanter Beschäftigung, konstan­
ten Reallöhnen und steigender Arbeits­
produktivität die Rate der Kapitalakku­
mulation über der Rate der Steigerung 
des Volkseinkommens liegen muß. Die 
Folge ist eine Senkung der Kapitalpro­
duktivität' und daraus resultierend ein 
Fall der Profitrate. Dabei handelt es 
sich hier nicht um die von Marx analy­
sierte, dem Kapitalismus seiner Mei­
nung nach innewohnende Tendenz des 
Falls der Profitrate, sondern um eine 
Wachstumsfalle, die bei unzureichender 
Steigerung der Reallöhne und dadurch 
ausgelöster beschleunigter Akkumulati­
on auftritt. Solche Bedingungen kann 
die kapitalistische Markwirtschaft nur 
kurz-, allenfalls mittelfristig, vertragen. · 

Für dauerhaftes kapitalistisches 
Wachstum sind deshalb produktivitäts­
orientierte Lohnsteigerungen entschei­
dend. Im Gegensatz zur Annahme der 
vorherrschenden neoklassischen ökono­
mischen Theorie sichern die Arbeits­
märkte solche produktivitätsorientierten 
Lohnsteigerungen nur im Ausnahmefall 
der Vollbeschäftigung. Dies erklärt die 
Bedeutung der Arbeiterbewegung für 
das Funktionieren des Kapitalismus. 
Dieser braucht zwar Reallohnsteigerun­
gen. Die Unternehmen, die wegen der 
Konkurrenz nur das Ziel der Kostensen­
kung wahrnehmen können, sind aber 
nicht in der Lage, dieses Interesse an der 
Aufrechterhaltung der Funktionsbedin­
gung des Kapitalismus zu artikulieren. 
Ihnen dieses vorzuwerfen ist deshalb 
sinulos, weil anderes Verhalten die Ab­
schaffung der Konkurrenz zwischen ih­
nen voraussetzte: mit dann unkalkulier­
baren Gefahren des Mißbrauchs wirt­
schaftlicher Macht. 

Lohn- und Produktivitäts­
entwicklung bei interna­

tionaler Verflechtung 

3. Produktivitätsorientierte Lohnstei­
gerungen folgen der durchschnittlichen 
Produktivitätsentwicklung der Gesamt­
wirtschaft. Produktionszweige mit 
überdurchschnittlicher Produktivitäts­
steigerung und wachsendem Absatz 
werben Arbeit aus anderen Produkti-
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: igen mit unter­
·schnittlichen 
eigeruogen ab, 

m\sie· bere}t sind, 
· · · ·über dem 
'b.si:hnittslohn­
. zu bezahlen: 
nd Unterneh­

·;, ill llranchen mit 
erdurchschnittli­

'11 ii · Produktivitäts­
.• gerungen ihre 
'' .uktion steigern 
·, idie ·Preise senken 

en, müssen 
' chen mit unter-

<'!: urChschnittlichen . !·~, ... 
)'iJ>roduktivitätssteige-
·i1' · ·," -' 
:,'.JUI1gen ihre Produkti-

'j::.-()ll .. -verringern und 
' ,:.versuchen, die durch 

'/"'Lohndruck steigenden 
. 'siückkosten über hö­

/J;e:re Preise am Markt 
. ·zu. fmanzieren. Das Verhältnis der 
i'Preise zwischen Gütern aus Produkti­
:,,onszweigen mit unterdurchschnittli­

chen Produktivitätssteigerungen und 
'Gütern aus Produktionszweigen mit 
·überdurchschnittlichen Produktivitäts­
·steigerungen verändert sich. Der relati­
ye Fall der Preise für Personal Compu­

, . ter gibt derzeit ein anschauliches Bei­
, spiel. 

Da der relative Außenwert der 
Währung aber von· der gesamtwirt­

.· schaftlichen Entwicklung der Produkti­
: vität und der Reallöhne abhängt, ver­
.. teuern sich so die Produkte der Bran­
chen mit unterdurchschnittlichen Pro­
duktivitätssteigerungen auch auf dem 
Weltmarkt. Dadurch werden relativ 
rückständige Wirtschaftsgebiete, in de­
nen die Reallöhne in der Produktion 
dieser Waren nicht oder weniger stark 
steigen, bei der Herstellung dieser Gü­
ter wettbewerbsfähig, selbst wenn die 
Arbeitsproduktivität in physischen 

· . Qrößen (Produktionsmenge dividiert 
durch Faktoreinsatz) in den FW höher 

· · ist. Solche Produktionszweige werden 
deshalb in diese „Niedriglohngebiete" 

. ~usgelagert und tragen dort zum Wirt­
. schaftswachstum bei. 

Werden Produktionszweige mit 
..... -:1lilterdurchschnittlichen Produktivitäts­

steigerungen in Niedriglohngebiete 
ausgelagert, nimmt der Anteil der 
Produktionszweige mit bisher über­
durchschnittlicher Produktivitätssteige­
-rung an der in den FW verbleibenden 
1'roduktion zu. Die Folge ist, daß das 

durchschnittliche Produktivitätswachs­
tum zunimmt und weitere Produktions­
zweige unter das durchschnittliche 
Produktivitätswachstum fallen. Gelingt 
es den Gewerkschaften, produktivitäts­
orientierte Lohnsteigerungen durch­
zusetzen, wie sie für dauerhaftes 
Wachstum und Vollbeschäftigung noF 
wendig sind, können auch diese 
Branchen ihre · Wettbewerbsfähigkeit 
verlieren, sofern ihre Technologie mit 
geringen Kosten in Niedriglohngebiete 
transferierbar ist. 

Die Produktion solcher Güter in RW 
kann aufgenommen werden, sobald die 
Produktionskosten unter denen in den 
bisherigen Produktionsgebieten liegen. 
Da im Regelfall die Aufnahme der Pro­
duktion eines Gutes mit hohen Aulauf­
kosten verbunden ist, dann aber die Pro­
duktivität steigen kann, werden in der 
Folge normalerweise rasch sinkende 
Produktionskosten durch bessere Be­
herrschung der angewandten Technolo­
gie erzielt werden, insbesondere wenn 
diese Güter durch ausländische Unter­
nehmen hergestellt werden. Die nun­
mehr von den FW importierten Güter 
werden sich also verbilligen, solange 
die Löhne in den RW, in denen sie jetzt 
hergestellt werden, nicht entsprechend 
der in diesen Branchen erzielten Pro­
duktivitätssteigerungen erhöht werden. 
Das wird aber nicht der Fall sein, so­
lange die meisten anderen Wirtschafts­
zweige weiterhin sehr unproduktiv sind 
und zugleich Überfluß an Arbeitskräf-
ten herrscht. · · 

Köln Bayenthal 2 

Diese V~billigung der in Niedrig­
lohnregionen hergestellten Güter hat 
zwei Konsequenzen: Erstens führt sie•w 
einer Verbesserung der Terms-of-Trade 
für die ·FW: die von den FW. 
tierten Waren verbilligen sichre .. '.-.·. ''.: ..•. 
den von ihnen exportierten W arei).; _ . ,. 
hat eine weitere Steigerung de,:,~; 
einkommen in den FW zur Folge,, A\lf 
der anderen Seite erzielen die Rv{ 'niit 
der Produktion der ausgelagerten Güter 
geringere Einkommen als früher die FW 
mit der Produktion der gleichen Güter, 
Nach Auslagerung ist der Beitrag des 
ausgelagerten Sektors zur Weltnach-

. frage geringer als vor Auslagerung. Es 
entsteht eine Nachfragelücke, deren 
Ausgleich durch verstärkte Nachfrage 
aus den FW dort noch weiter über das 
Produktivitätswachstum hinausgehende 
Reallohnsteigerungen erforderte'. 

Unterschiedliche 
Entwicklungsvarianten 

rückständiger 
Wirtschaften 

4. Nur in dem Fall, daß die RW in 
der Lage sind, Exportchancen insge­
samt zur Modernisierung ihrer Produk­
tion zu nutzen, kann eine Tendenz zum 
Ausgleich der Produktivitätsniveaus 
zwischen den beiden beteiligten Wirt­
schaftsgebieten dominant werden und 
sich durchsetzen. Die neuen Export-
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· möglichkeiten führen zu vermehrter 
Nachfrage nach Arbeitskräften, wobei 
die Exportunternehmen entsprechend 
der steigenden Produktivität bereit 
sind, höhere Löhne zu bezahlen, wenn 
Arbeitskräfte knapp werden. Der 
Lohnkostendruck führt auch zu Innova­
tionen in den übrigen Produktionszwei­
gen. Die Bedingung ist, daß die Wirt­
schaft, in die ausgelagert wird, durch 
eine relativ diversifizierte Produktion 
und hohe Lernfähigkeit gekennzeichnet 
ist. Diesem günstigen Fall entspricht 
das westdeutsche Wirtschaftswachstum 
der 50er und 60er Jahre auf der Grund: 
lage im weltwirtschaftlichen Vergleich 
niedriger Reallöhne ( unterbewertete 
Währung). 

Die Länder der Dritten Welt, die heu­
te. aufgrund von Reallohnsteigerungen 
in den FW zunehmend wettbewerbsfä­
hig bei bestimmten Industrieprodukten 
werden, erfüllen diese Bedingungen der 
bis in die 70er Jahre bekannten Fälle der 

Das Standortproblem 
tritt hervor, weil eine 
nur nationale Umvertei­
lung von Produktivitäts­
zuwächsen nicht mehr 
möglich ist und in den 
Ländern der Dritten 
Welt die Voraussetzun­
gen für dauerhaftes ka­
pitalistisches Wachs­
tum fehlen. 

aufholenden Industrialisierung im We­
sten nicht. Der Anteil der Landwirt­
schaft an der Produktion ist noch hoch. 
Hier ist die Durchschnittsproduktivität 
niedrig. Dringen kapitalistische Produk­
tionsverhältnisse in solche Landwirt­
schaften ein, werden alle Arbeitskräfte 
freigesetzt, deren zusätzlicher Produkti­

. onsertrag unter den Kosten liegt, die für 
ihre Lebenshaltung aufgewendet werden 
müssen'. Man.spricht dann von struktu­
reller Arbeitslosigkeit. Die Folge sind 
sehr niedrige Reallöhne, auch in den Ex­
portsektoren, insbesondere wenn hier 
der Anteil der politisch angreifbaren 
multinationalen Unternehmen gering 
sein sollte. Ohne innere Massenmärkte 
gibt es wenig Anreize, lokale Technolo­
gien zur Steigerung der Produktivität 
bei der lokalen Produktion von Mas-

... senkonsumgütern zu entwickeln, wäh-

rend die Exportsektoren im Regelfall 
nur durch Einsatz importierter Techno­
logien wettbewerbsfähig sind. Es gäbe 
hier eine Tendenz zur Vollbeschäfti­
gung und dann zu Reallohnsteigerun­
gen nur dann, wenn die FW in der Lage 
wären, durch zusätzliche Importe allen 
in der Landwirtschaft überflüssigen 
Arbeitskräften der RW Arbeitsplätze in 
der -Exportproduktion zu verschaffen. 
Dies ist angesichts des Umfangs von 
Armut in der Dritten Welt recht un­
wahrscheinlich.' 

Umverteilung der 
Produktivitätsfortschritte 

abhängig von Wande­
rungsbewegungen 

5. Unter diesen Bedingungen ist 
eine Vergrößerung der Lohnkostenvor­
teile der R W bei ausgelagerten oder 
auslagerbaren Produktionen auch dann 
nicht zu verhindern, wenn in den FW 
auf produktivitätsorientierte Lohnstei­
gerungen verzichtet wird. Die Steige­
rung der Reallöhne ist zwar Folge des 
Kampfes der Arbeiterbewegung, hat 
ihre Grundlage jedoch in Steigerungen 
der durchschnittlichen Arbeitsproduk­
tivität, auf deren Grundlage die Unter­
nehmer in den Industrieländern bereit 
sind, höhere Löhne auch für Arbeit zu 
bezahlen, deren Produktivität mir we­
nig. gestiegen ist, weil diese Arbeit 
sonst knapp wird. Erst wenn die Indu­
strieländer die Beschränkung der Zu­
wanderung aufhöben, würde der Me­
chanismus der Umverteilung der Pro­
duktivitätszuwächse aus den beim Pro­
duktivitätswachstum führenden Pro­
duktionszweigen auf die gesamten Ar­
beitskräfte nicht im Rahmen der natio­
nalen Wirtschaft, sondern auf Weltebe­
ne erfolgen, weil die in den Niedrig­
lohnländern überflüssigen Arbeitskräf­
te in FW abwandern könnte und dann 
auch in den RW Arbeit knapp und da­
her teurer werden könnte. 

Wird dagegen nur in den FW Arbeit 
knapp, bleibt diese Umverteilung unter 
bestimmten Voraussetzungen auf die 
FW beschränkt. Das Standortproblem 
dringt heute ins Bewußtsein, weil die 
Voraussetzungen für eine nur nationale 
Umverteilung von Produktivitätszu­
wächsen in technisch führenden Bran­
chen verschwinden und dabei sichtbar 
wird, daß in den nunmehr verstärkt in 
die Weltwirtschaft eingegliederten 
Ländern der Dritten Welt die Voraus-

setzungen für dauerhaftes kapitalist_i­
sches Wachstum (nämlich steigende 
Masseneinkommen und eine Ausrieb.:. 
tung von Produktionsapparaten und 

. technischem Fortschritt am Ziel der 
Befriedigung von Massenbedürfnissen) 
fehlen. 

Verzicht auf Reallohn­
steigerungen führt in 

Sackgasse 
6. Selbst der Versuch, trotz steigen­

der Produktivität in den FW einen Ver­
zicht auf Reallohnsteigerungen durchzu­
setzen und so das Verhältnis bei den Ar­
beitskostenniveaus zwischen den FW 
und den RW stabil zu halten, würde 
durch längerfristig unvermeidliche Aus­
gleichsbewegungen auf dem Weltmarkt 
vereitelt. Denn dann müßten die Preise 
für die bei Produktivitätswachstum. in 
den FW starken Produktionszweige im 
Verhältnis zu den Realeinkommen und 
den Preisen der Exportgüter der RW sin­
ken. In der Folge träten vermehrte Im­
porte dieser Güter durch die RW auf, de­
ren Exporte nicht zunähmen. Handelsbi­
lanzdefizite führten dann zur Knappheit 
an Devisen der RW. Ihre Währung ver­
löre an Wert. Ihre Abwertung würde die 
den unterschiedlichen Produktivitäten 
bei den handelbaren Gütern entspre­
chende Relation der Währungen und da­
mit auch der Reallöhne erzwingen. 

Im Fall der Bundesrepublik Deutsch­
land hat dieser Versuch, über gegenüber 
den durchschnittlichen Produktivitäts­
steigerungen geringere Reallohnsteige­
rungen Wettbewerbsfähigkeit für Pro­
duktionszweige mit unterdurchschnittli­
chen Produktivitätssteigerungen zu si­
chern, in den letzten 10 Jahren nur zu ei­
ner internen Umverteilung geführt, 
nicht zu einer höheren internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit. Lohnzurückhal­
tung wurde durch Aufwertung der DM 
kompensiert. 6 Ähnlich hat Japan inzwi­
schen Aufwertungen seiner Währung 
hinnehmen müssen. Durch· solche Auf­
wertungen steigt zwar auch die inländi­
sche Nachfrage der betreffenden FW, 
diese richtet sich aber verstärkt auf die 
billiger werdenden Importe, weniger 
auf lokal produzierte Produkte. 

„dutch disease" aufgrund 
produktiver Rohstoff­

sektoren 
7. Veränderungen des relativer 

Werts verschiedener Währungen zu-
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einander werden in der Regel dann kei­
ne dauerhafte Auswirkung auf die Be­
schäftigung haben, wenn die Verände­
rungen der relativen Produktivität zwi­
schen den beteiligten Währungsgebie­
ten in den verschiedenen Produktions­
zweigen ungefähr gleichmäßig verlau­
fen. Jede Wirtschaft liegt in allen Pro­
duktionszweigen ungefähr gleich weit 
zurück (oder vorn). Wegen des 

. Schneeballeffekts von Innovationen 
und der Ausrichtung der Wirtschaften 
darauf, auch inländisch technischen 
Fortschritt hervorzubringen, kann eine 
solche Verteilung der Produktivitätsun­
terschiede für die Beziehungen zwi­
sch.en kapitalistischen Industrieländern 
als wahrscheinlich gelten. 7 

Das Auftreten von Rohstoffunden in 
den Niederlanden und Norwegen hat je­
doch gezeigt, daß Produktionszweige 
mit einer hier wegen der Geologie im 
Vergleich zu anderen Industrieländern 
sehr hohen (und im Verhältnis zu den 
übrigen Produktionszweigen dieser Län­
der sehr viel höheren) Produktivität so­
genannte .dutch disease" (.holländische 
Krankheit") verursachen. Damit be­
zeichnet man den Verlust von Arbeits­
plätzen und Konkurrenzfähigkeit auf­
grund der hohen Exporterlöse aus einem 
hochproduktiven Exportsektor, weil der 
dadurch verursachte Anstieg des Wech­
selkurses und der Reallöhne und der Ko­
sten der nichthandelbaren Güter zur Fol­
ge hat, daß viele andere Produktions­
zweige (export- und binnenmarktorien­
tierte) ihre Wettbewerbsfähigkeit verlie­
ren.8 

Bisher beruhte im Verhältnis zwi­
schen FW und technologisch rückstän­
digen Entwicklungsländern der Produk­
tivitätsvorsprung auch auf der Anwen­
dung von Maschinen. Die in den FW 
entwickelte Technologie konnte nur in 
einem .günstigen" ökonomisch-gesell­
schaftlichen Umfeld, also im wesentli­
chen in den FW selbst, betrieben wer­
den. Der durchschnittliche Produktivi­
tätsvorsprung der FW beruhte auf einer 
Vielzahl relativ ähnlicher Produktivi­
tätsvorsprünge bei einer breiten Palette 
von Produktionszweigen der verarbei­
tenden Industrie, für die in den Indu­
strieländern bei wachsenden Reallöh­
nen zudem die Nachfrage rasch stieg. 
Die steigenden Reallöhne wurden weit­
gehend für Produkte ausgegeben, die in 
den Industrieländern selbst hergestellt 
wurden. 

Demgegenüber blieb die Produktivi­
tätsentwicklung in der Primärgüterpro-

duktion, teilweise bei Nahrungsmitteln, 
v.a. aber bei mineralischen Rohstoffen, 
in immer größerem Maße zurück. Die 
Wirtschaften der Drillen Welt wurden 
also auf Rohstoffe spezialisiert. Wegen 
der Abnahme des Anteils der Nachfrage 
nach Primärprodukten bei steigenden 
Realeinkommen und wegen der dem Ka­
pitalismus innewohnenden Tendenz zur 
Materialersparnis wuchs aber die Nach­
frage nach diesen Rohstoffen langsamer 
als die Einkommen in den Industrielän­
dern. Dennoch hatten die Entwicklungs­
länder zunächst zu hohe Erlöse für ihre 
Rohstoffe, um bei verarbeiteten Produk­
ten gegenüber den immer produktiver 
produzierenden FW wettbewerbsfähig 
zu bleiben oder zu werden. Die mit Be­
griffen wie Entindustrialisierung oder 
ungleiche Spezialisierung gekenn­
zeichneten Prozesse der Unterentwick­
lung der Dritten Welt im 19. und der er­
sten Hälfte des 20. Jahrhunderts sind nur 
Ausdruck solcher „dutch disease". 

„dutch disease" aufgrund 
produktiver Industrie­

sektoren 

Die heutigen Bedingungen sind ge­
genüber dieser historischen Situation 
verändert. Viele Technologien ist mobil 
geworden und können in einer Vielzahl 
von auch relativ rückständigen Ländern 
unabhängig_ vom ökonomisch-gesell­
schaftlichen Umfeld mit im Verh1iltnis 
zu den entwickelten Herkunftsländern 
gleicher oder (wegeu längerer und flexi­
blerer Arbeitszeiten) höherer Produkti­
vität angewandt werden. Die Vorsprün­
ge der FW beschränken sich zunehmend 
auf den kleinen hochproduktiven Sek­
tor, in dem die Ausrüstungsgüter (Ma­
schinen, Anlagen etc.) und einige weni­
ge hochtechnologische Konsumgüter 
hergestellt werden. Sie erleiden .dutch 
disease" wegen der Konzentration ih­
rer Produktivitätsvorsprünge auf eine 
kleine Zahl von Produktionszweigen, 
deren Produktionsbedingungen nicht so 
einfach auf andere Länder übertragbar 
sind (etwa besonders hoch entwickelte 
Infrastruktur oder Qualifikation der 
Arbeitskräfte). 

Für diese Produktionssektoren ist 
das Wachstum der Nachfrage be­
schränkt: Für die Ausrüstungsgüter 
hängt die Nachfrage letztlich vom 
Wachstum der Nachfrage für damit 
produzierte Verbrauchsgüter ab, für 
die hochtechnologischen Konsumgüter 
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vom Wachstum der Einkommen der ini 
. Weltmaßstab relativ besser gestellten 
Einkommensschichten einschließlich 
der Arbeitnehmer in den Industrielän­
dern. Eine Veränderung der Vertei­
lungsverhältnisse zu Lasten der Löhne 
wird unter diesen Bedingungen in einer 
Verringerung der Nachfrage nach Pro­
dukten der FW zurückschlagen. Die 
Nachfrage aus den RW kann nur dann 
entspreche~d dem Wachstum ihrer Ex­
portmengen steigen, wenn dort entwe­
der auch Masseneinkommen und Pro­
duktivität in der Lohngüterproduktion 
steigen oder über Exportsteuern auf 
preisunelastische Produkte erhöhte 
Staatsausgaben finanziert werden. 

Nachfrage- und 
Entwicklungsblockade 
Es ergibt sich also ein Dilemma: Je 

„reicher" die FW werden, desto mehr 
hängen Produktion und Beschäftigung 
von der Erhöhung der Nachfrage nach 
ihren eigenen Konsumgütern aus Ein­
kommen aus den FW selbst ab. Ande-

Lohnzurückhaltung wur­
de durch Aufwertung 
kompensiert und hat nur 
zu einer 
Umverteilung 
nicht zu einer 

internen 
geführt, 
höheren 

internationalen 
bewerbstähigkeit. 

Wett-

rerseits steigt durch wachsende Ar­
beitseinkommen oder wachsenden· Lu­
xuskonsum der Privilegierten in den 
FW, dessen Kosten auch auf die Pro­
duktionspreise geschlagen werden 
müssen, die Wettbewerbsfähigkeit der 
unterentwickelten Welt. Die Arbeiter~ 
bewegung in den FW kann dann weder 
durch Lohnbegrenzung noch durch 
Lohnerhöhungen zur Überwindung des 
Nachfragedilemmas beitragen. Den 
Arbeitskräften in der unterentwickelten 
Welt steht bis zur Errichtung von lei­
·stungsfähigen Produktionsapparaten 
für eine wachsende Befriedigung von 
Massenbedürfnissen nur die Option der 
Erhöhung ihrer Wettbewerbsfähigkeit 
durch niedrige Löhne offen, wodurch 
sie aber eine Tendenz zu verstärktem 
Auseinanderklaffen zwischen Produkt­
ions- und Konsumtionskapazität im 
Weltmaßstab auslösen. 

·L·-~-~- -- ~-· 

Hier ist die Grundlage für eine 
staatsinterventionistische Entwick­
lungspolitik in der unterentwickelten 
Welt zu sehen, die durch Kombination 
von Markt- und Nicht-Marktökonomie 
den .Süden" für die Weltwirtschaft in­
tegrationsfähig machen köllllte. Die 
mit einer solchen Politik verbundene 
Gefahr der Vergeudung von Ressour­
cen durch eine sich selbst privilegie­
rende Staatsklasse habe ich mehrfach 
analysiert.' 

Spezialisierung 
stößt an Grenzen 

8. Keine der Regierungen der FW 
setzt heute auf die Überwindung von 
Armut, Arbeitslosigkeit und Ausgren­
zung im Süden, obwohl dies für die 
Aufrechterhaltung einer offenen Welt­
wirtschaft vorrangig wäre. Die nach 
der Ölpreiskrise von 1973 denkbare Ei­
nigung über den Transfer finanzieller 
Ressourcen der FW gegen Reformbe­
reitschaft im Süden ist heute politisch 
schwieriger geworden. Die „Eliten" 
des Südens wandeln sich: weg von dem 
Entwicklungsziel verpflichteten Staats­
klassen mit westlicher Ausrichtung, hin 
zu neuen Staatsklassen, die ihre Herr­
schaft durch Appell an traditionelle 
Werte (z.B. Religion) absichern. rn 

Der Norden verlegt sich vor diesem 
Hintergrund auf die Option, durch Spe­
zialisierung der eigenen Wirtschaft auf 
die geringe Palette von Produkten, bei 
denen auch in Zukunft höhere Arbeits­
kosten als im Süden bezahlt werden 
köllllen, die Beschäftigung hoch zu hal­
ten. Flexibilität und Lohnkostenbe­
grenzungen werden in diesem Zusam­
menhang gefordert, um die Beschäfti­
gung durch besonders raschen Struk­
turwandel zu erhöhen. Dem Beispiel 
Japans zu folgen, bedeutet nach dieser 
Ansicht, durch im Vergleich zu ande­
ren Industrieländern niedrige Arbeits­
kosten wachsende Anteile an den auch 
in der Zukunft vor Konkurrenz aus den 
RW sicheren Märkten für hochtechno­
logische Produkte zu erobern. 

Solchen Versuchen sind enge Gren­
zen gesetzt. Wiederum ist davon auszu­
gehen, daß die relativen Kosten für Ar­
beit in den einzelnen Industrieländern 
nicht von den realen Lohnsteigerungen 
in nationaler Währung abhängen, son­
dern von der Entwicklung der Wäh­
rungsparitäten. Die japanische Export­
offensive beruhte lange Zeit nicht auf 
einer im Vergleich zu den USA höhe-

ren physischen Produktivität Japans bei 
hochtechnologischen Gütern. 11 Japan 
lag auch bei diesen Gütern zunächst 
hinter den USA zurück, allerdings re­
lativ weniger als bei anderen Gütern, 
die für die Entwicklung der Handelsbi­
lanz und der Währungsverhältnisse ge­
genüber den USA zunächst ausschlag­
gebend waren. Weil Japan bei solchen 
(relativ traditionellen) Gütern weniger 
als die USA „ verdiente", mußte und 
kollllte sich Japan trotz noch bestehen­
der technischer Rückständigkeit auf die 
neuen Produkte spezialisieren. 

Ricardo hat Anfang des 19. Jaluhun­
derts diesen Zusammenhang im Gesetz 
der komparativen Kostenvorteile formu­
liert. Vorausgesetzt, Deutschland habe 
gegenüber einem ostasiatischen Land ei­
nen hohen Vorsprung bei traditionellen 
Maschinen und einen kleinen Vorsprung 
bei der neu entwickelten Technologie 
der mikroelektronischen Produkte, bei 
der die in bisherigen Fertigungsverfah­
ren von deutschen Arbeitskräften er­
worbenen Produktivitätsvorsprünge kei­
nen Beitrag zu höherer Produktivität lei­
sten. Dann muß sich bei freiem Handel 
Deutschland auf die traditionellen Ma­
schinen spezialisieren, selbst wellll die 
Arbeitsproduktivität bei den mikroelek­
tronischen Produkten in Deutschland zu­
nächst (aber dann wegen fehlender Pro­
duktionsexpansion nicht mehr) noch hö­
her als in dem ostasiatischen Land sein 
sollte. Jede Lohnzurückhaltung würde 
durch Aufwertung der D-Mark kompen­
siert. Deutschland gerät unter dieser Vor­
aussetzung in die oben dargestellte Situa­
tion der "dutch disease "·: die guten Ex­
porterlöse durch traditionelle Maschinen 
führen zu Wettbewerbsproblemen in an­
deren Branchen und blockieren die wirt­
schaftliche Diversifizierung. 

Lohnbeschränkung 
verstärkt Krisen­

tendenzen 
9. Nach der Theorie des Produktzy­

klus" werden Innovationen unabhängig 
vom Ort, wo sie entdeckt werden, zu­
nächst in den FW eingesetzt, weil hier 
technologieintensive und damit arbeits­
sparende Verfahren am frühesten wegen 
des Lohnkostendrucks und der schon er­
worbenen Qualifikation der Arbeits­
kräfte kostengünstiger werden als in 
RW. Sind aber für die jeweils neuesten 
Technologien die bisher bei führenden 
Technologien erworbenen Qualifikatio­
nen der Arbeitskräfte wenig bedeutsam, 

ZEITSCHRIFT FÜR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT, HEFT 82, 1995 
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n Wirtschaften, die bei der durch­
·tt1ichen Produktivität und damit 

" ' , jmernationalen Preis der Arbeits­
. ""' ·, zurückliegen, aufholen. Dies gilt 
'IJ!:J,eilii, für Ost- und Südostasien bei der 
',:,:'Mi)aoelektronik. Diese Region überholt 

: t\c,,ile Westeuropa nach dem gleichen 
· Mechanismus, wie Deutschland bei ge­
. rmgerer Durchschnittsproduktivität 
Ende des 19. Jahrhunderts Großbritan­
nien bei elektrischen .und chemischen 

. Produkten überholte. 
Gegen diesen Mechanismus kann nur 

eine staatliche Besteuerung der traditio­
nellen Exportgüter der FW und die Sub­
ventionierung neuer Produktionszweige 
wirken, also eine tatsächlich auf Zu­
kunftstechnologien setzende Industrie­
politik, nicht aber Lohnzurückhaltung. 
Die notwendige Bereitschaft der Arbeit­
nehmer zu solchem Strukturwandel läßt 
sich eher durch eine Politik der Vollbe­
~häftigung und der Markterweiterung 
durch Reallohnsteigerungen erreichen, 
als durch Lohnbegrenzung, wobei aller­
dings Flexibilität der Arbeitskräfte das 
Gegenstück sein müßte. 

Der Versuch, für ein einzelnes füh­
rendes Industrieland durch Lohnbe­
schränktmgen den Weltmarktanteil zu 
Lasten anderer FW zu steigern und so 
Beschäftigung zu sichern, kann im Ver­
hältnis zwischen den FW nur zu einem 
Wettlauf um Beschränkung der Lohn­
stückkosten führen, bei dem jede einzel- · 
ne Wirtschaft darauf setzt, Wachstum 
über Exportüberschüsse zu erzielen, die 
sich in den anderen Wirtschaften selbst­
verständlich als Handelsbilanzdefizite 
niederschlagen und nachfragebeschrän­
kende Prozesse auslösen werden. Im 
Verhältnis zu den technisch rückständi­
gen Ländern der Drillen Welt kann 
Lohnbegrenzung und Protektionismus 
dazu führen, daß sich deren Exportein­
nahmen verringern, neuer Wettbewerbs­
druck und verzögertes Beschäftigungs­
wachstum ausgelöst, und so auch die 
Krisentendenzen in der Weltwirtschaft 
verstärkt werden. 

Internationale Koopera-
tion zur Bekämpfung der 

Armut und Steigerung 
der Masseneinkommen 
Im Verhältnis zwischen den FW und 

der Dritten Welt erfordert die Auf­
re~hterhaltung einer offenen Weltwirt­
schaft deshalb, daß in den unterentwik­
kelten Ländern Armut, Arbeitslosig­
keit und Ausgrenzung durch Investitio-

nen in der Landwirtschaft, Begrenzung 
des Bevölkerungswachstums und wach­
senden gesellschaftlichen Einfluß der 
Unterprivilegierten überwunden wird . 
Im Verhältnis untereinander köIU1en 
die FW nur dann auf protektionistische 
Praktiken verzichten, wenn sie keinen 
Kampf um Lohnstückbegrenzung in 
Gang setzen, der wie ein Abwertungs­
wettlauf unterkonsumtive Tendenzen 
auslösen oder verschärfen müßte. Dazu 
sind sie nur drum in der Lage, wenn sie 
anerkennen, daß jedes unter ihnen sich 
unter allerdings unterschiedlichen Ko­
sten den Zugang zu Hochtechnologien 
zu Lasten anderer erzwingen könnte, 
dieser Versuch aber mit dem Risikoei­
nes weiteren Verfalls der freien Welt­
wirtschaft verbunden wäre. 

Ähnlich dem Gedanken der Sicher­
heitspartnerschaft auf dem Gebiet der 
Rüstung ergäbe sich daraus, daß auf den 
Versuch, durch Vorsprünge bei der Spe­
zialisierung auf Hochtechnologie im na­
tionalen Alleingang das Beschäftigungs­
problem zu lösen, verzichtet werden 
muß. Die Verntinderung des Wachstums 
der Masseneinkommen unter die Rate 
des Wachstums der Produktivität wäre 
konzertiert zu vermeiden. Für die Bun­
desrepublik, die bisher ihr Beschäfti­
gungsproblem durch Exportüberschüsse 
löste und heute das Ziel verfolgt, durch 
Gewinnung von Produktivitätsvorsprün­
gen über den Weltmarkt und den euro­
päischen Markt ihre Exportbranchen vor 
Niedriglohnkonkurrenz zu schützen, 
würde dies ein radikales Umdenken er­
fordern. Besser als die Bereitschaft, an 
Blauhelm-Operationen teilzunehmen, 
würde ein solches Umdenken die Be­
reitschaft zur Übernahme internationa­
ler Verantwortlichkeit belegen. 
1 Ob dabei die Realeinkommen pro Beschäftig­

ten zunehmen oder die Realeinkommen pro 
Arbeitsstunde bei gleichzeitiger Arbeitszeit­
verkürzung, hat für das hier präsentierte Ge­
samtmodell keine Auswirkung. 

2 Elsenhans, Hartmut: ,.Grundlagen der _Ent­
wicklung der kapitalistischen Weltwirt­
schaft\ in: Senghaas, Dieter (Hg.): Kapitali­
stische Weltökonomie. Kontroversen über ih­
ren Ursprung und ihre Entwicklungsdynamik 
(Frankfurt am Main: Suhrkamp, 1979); S. 
1 01-148. Elsenhans, Hartmut: ... Rising Mass 
lncomes as a Condition of Capitalist Growth: 
lmplications for the World Economy", in: In­
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1983); S. 1-38. Elsenhans, Hartmut: wDer 
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Technik und internationale Entwicklung (Ba­
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senhans, Hartmut: ,.Rent, State and the ~.ar­
ket: The Political Economy of the Trans1t1on 
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3 Elsenhans, Hartmut: ,.Bedingungen für eine 
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Fordismus, Postfordismus 
und das Reformprojekt der· Linken 

Die Wirtschaft der Bundesrepu­
blik Deutschland befindet sich 
im Prozeß eines tiefgreifenden 

Strukturwandels. Das System der stan­
dardisierten Massenproduktion · ist in 
eine Krise geraten und wird zuneh­
mend durch ein flexibleres Produkti­
onsmodell ersetzt. Die Globalisierung 
von. Produktion und Dienstleistungen 
sowie die Internationalisierung der Fi­
nanzmärkte haben ein Ausmaß 
erreicht, das neue institutio­
nelle Regelungen und damit 
z. T. grundlegende politische 
Reformen immer dringlicher 
werden läßt. 

Die tiefgreifenden Verän­
derungsprozesse lassen aber 
auch die Politikkonzepte der 
demokratischen Linken nicht 
ungeschoren davon kommen. 
Deregulierungs- und Privati­
sierungsstrategien stoßen in 
der europäischen Sozialdemo­
kratie zunehmend auf Reso­
nanz und der ernsthafte Ver­
such der linken Sozialdemo­
kratie, die Bausteine ihres Re­
formprojektes neu zusammen­
zusetzen, steht noch aus. 

Das letzte Mal gelang es 
der europäischen Sozialdemo­
kratie nach dem 2. Weltkrieg, 
sich mit einem wohlfahrts­
staatlichen Reformprojekt in 
den politisch-ökonomischen 
Prozeß der kapitalistischen Entwick­
lung einzuschreiben und - wenn auch 
ungleichzeitig und von Land zu Land 
mit unterschiedlichem Erfolg sowie 
stark abweichenden Ergebnissen - für 
eine gewisse Dauer eine hegemoniale 
Stellung im politischen System einzu­
nehmen. Wenn die These des tiefgrei­
fenden Strukturwandels zutrifft und 
sich eine neue Etappe kapitalistischer 
Entwicklung herausbildet, muß die 
Linke. nach neuen Einschreibungsmög­
hchkelten suchen und im Rahmen eines 
neuen Gesellschaftsvertrags die Eman­
zipations- und Demokratisierungspo­
tentiale zur Entfaltung bringen. 
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Arno Brandt, Hannover, Dr. rer. pol., ist als 
Wirtschaftswissenschaftler in der Privatwirt· 
schaft tätig. 

1 . Aufstieg und Nieder­
gang des Fordismus 

Als Fordismus wird eine Phase ka­
pitalistischer Entwicklung· bezeichnet 
die durch Massenproduktion und Mas'. 
senkonsum gekennzeichnet ist. Diesen 
grundlegenden Strukturen der fordisti­
schen Prosperitätskonstellation ent­
spricht eine spezifische Regulations-

weise, die auf dem Wohlfahrtsstaat 
dem keynesianischen Interventions'. 
staat, internen Arbeitsmärkten und 
zentralisierten industriellen Beziehun­
gen beruht. 

Das System der industriellen Mas­
senproduktion hat sich historisch bereits 
im 19. Jahrhundert durchgesetzt. Piore 
und Sabel haben die Phase des Über­
gangs vom Modell der kleingewerbli­
chen Handwerksproduktion zur indu­
striellen Massenproduktion als „erste 
industrielle Wegscheide" bezeichnet'. 
Massenproduktion bedeutet die Her­
stellung standardisierter Massengüter 
mit spezialisierten Produktionsmit­
teln'. Die ökonomische Effizienzlei­
stung der Massenproduktion beruht da­
bei auf „economies of scale", d.h. der 

von Arno Brandt* 

sich fortlaufend ergebenden Stückko­
stendegression bei steigender Ausbrin­
gungsmenge. Die Tendenz zu großbe­
trieblichen Organisations- und mono­
polistischen Konkurrenzformen ent­
spricht weitgehend diesem Gesetz der 
Massenproduktion. 

Die Durchsetzung des Modells der 
Massenproduktion im Konsumgüter­
sektor und spiegelbildlich dazu ein Mo-

Köln Bayenthal 3 

dell des Massenkonsums war mit dem 
historischen Resultat der „ ersten indu­
stdellen Wegscheide'' zwar vorge­
zeichnet, aber noch nicht vollzogen. 
Dazu bedurfte es einer Reihe institutio­
neller Voraussetzungen, die in Westeu­
ropa erst nach dem zweiten Weltkrieg 
ge_schaffen wurden. Erst in Verbindung 
mit den neuen Regulationsmechanis­
men ·kann von einer fordistischen Pro­
speritätskonstellation die Rede sein. 

Die Erosion der vorangegangenen 
Wachstumsperiode läßt sich auf positi­
ve Rückkopplungen zwischen einer -
strukturell bedingten - nachlassenden 
Dynamik des Außenhandels einerseits 
und einer dualen Wirtschaftsstruktur 
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; , traditionellem' und modernem 
r: andererseits zurückführen•, die 
.. ·. Depressionsspirale einmündete. 
e dieser Entwicklung war eine 

'' i, aJlgemeiner Stockungen der 
chaftJichen Entwicklung zwischen 

, 1914 und 1945, die sich erst zu dem 
· Zeitpunkt aufzulösen begann, als neue 

' : mstitutionelle Arrangements geschlos­
. sen wurden und sich neue Konsumnor­

men. durchsetzten. 
>: .: In Westdeutschland waren erst durch 
J1en Ausgang des 2. Weltkrieges die po­
.iitischen Bedingungen geschaffen, die 
aus· der Stagnationsphase herausführ­
ten'. Wie in allen anderen Industriena-

. ,tionen West- und Mitteleuropas ging 
man auch hier daran, ein komplexes und 
vielfältig ineinandergreifendes Instru­

. mentarium wohlfahrtsstaatlicher Politik 
aufzubauen, das die Wirksamkeit des 
Lohngesetzes einschränkte und damit 
den „positiven Rückkoppelungseffekt" 
zwischen modernem und traditionellem 
Sektor eindämmte. Damit wurde auch 

· dem marktwirtschaftlich-industriellen 
Sektor die Chance eröffnet, den bis da­
hin immer noch starken und stabilen tra­
ditionellen Sektor zu erschließen. 

Einerseits bewirkte die Neutralisie­
rung des Lohngesetzes, daß den Betrie­
ben des modernen Sektors gewisserma­
ßen „ vor ihrer Haustüre" ein großer und 
wegen des bislang dort herrschenden 
eher bescheidenen Versorgungsniveaus 
sehr expansionsfähiger Markt für ihre 
Produkte und Leistungen eröffnet wur­
de'. Andererseits wirkten durch die Ein­
führung des wohlfahrtsstaatlichen In­
strumentariums." ... erstmals in der Ge­
schichte des europäischen Kapitalismus 
die Verdienste der im industriell-markt­
wirtschaftlichen Sektor beschäftigten 
Arbeitskräfte für diesen direkt nicht nur 
als Kosten-, sondern auch als Nachfra­
gefaktor ... "7

• Die gesamtwirtschaftliche 
Stabilisierung der Nachfrage wurde da­
bei umso notwendiger, je mehr sich die 
vom modernen Sektor abhängige Er­
werbsform verallgemeinerte. 

Mit der Neutralisierung des Lohnge­
setzes war die Basis für die Entfaltung 
einer Massenproduktion im Konsumgü­
tersektor gelegt, die die Konsumnormen 
und die Lebensweise der großen Mehr­
heit der Arbeitnehmer grundlegend 
veränderte. Diese waren noch bis zur 
Mitte des 20. Jahrhunderts stark vom 
traditionellen Sektor geprägt'. Der Ein­
fluß des traditionellen Sektors auf die 
Lebensweise großer Teile der Arbeit­
nehmerschaft verschwand unter der 

Wirkung steigender Löhne zusehends'. 
Innerhalb eines Viertel-Jahrhunderts 
setzte sich die Lebensweise des Mas­
senwohlstands und des Massenkonsums 
durch. ,, Ein zentrales Charakteristikum 
dieser neuen Lebensweise ist, daß zur 
Befriedigung der wesentlichen materi­
ellen und eines Gutteils der immateriel­
len Bedürfnisse Güter und Leistungen 
angeboten und genutzt werden, die nur 
dank industrieller Technik und Organi­
sation existieren und funktionieren 
können, deren Produktion ausschließ­
lich von marktwirtschaftlichen Renta­
bilitätskalkülen gesteuert wird und de­
ren Distribution ausschließlich über 
weitgehend anonyme, großräumige 
Markte erfolgt"''· 

Eine entscheidende Frage lautet, wie 
der Arbeitsmarkt unter fordistischen Be-

. dingungen auf die Akkumulationsdyna­
mik, den industriellen Strukturwandel 
und auf Nachfrageschwankungen rea­
giert. Während in Westdeutschland in 
den 50er Jahren noch vornehmlich über 
den externen Arbeitsmarkt rekrutiert 
wurde, entstand in den 60er Jahren eine 
zunehmend größer werdende Qualifika­
tionslücke, die die Herausbildung be­
triebsinterner Arbeitsmärkte föderte11 • 

Veränderungen in der Produkt- und Ver­
fahrenstechnik einerseits und das abneh­
mende Potential unmittelbar nutzbarer 
Qualifikationen anderseits machten es 
zunehmend erforderlich, daß die Unter­
nehmen die Bedingungen dafür herstell­
ten, daß eine· ausreichende Zahl der vor­
handenen Arbeitskräfte die benötigten 
Qualifikationen selbst erwirbt". Dieser 
Anforderung dienen interne Arbeits­
märkte, die sich im Kern als auf Dauer 
angelegte Beschäftigungsverhältnisse 
mit mehr oder minder geregelten Auf­
. stiegsmustem bei einem hohen Anteil 
betriebsspezifisclier Qualifikation cha­
rakterisieren lassen. Kurzfristige Markt­
schwankungen werden durch arbeits­
zeitbezogene Anpassungen oder durch 
Rückgriff auf den externen Arbeits­
markt (Randbelegschaften) ausgegli­
chen. 

Auf der Ebene der industriellen Be­
ziehungen zeichnete sich das westdeut­
sche Modell durch ein duales Vertre­
tungssystem aus, das zentral (Bran­
chen- und Bezirksebene) ausgehandelte 
Verträge mit den Möglichkeiten dezen­
traler Anpassung an die spezifischen 
Problemlagen der Unternehmen, Be­
triebe und Belegschaften zu kombinie­
ren erlaubte13 • Zu den weiteren Säulen 
des deutschen Systems industrieller Be-
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ziehungen zählen die Mitbestimmung 
sowie ein breites Geflecht arbeitsrecht­
licher und sozialstaatlicher Regelun­
gen. 

Kompatibel mit den Strukturen der 
fordistischen Prosperitätskonstellation 
ist ebenfalls das System „keynesiani­
scher" Globalsteuerung, das Ende der 
60er Jahre in Westdeutschland im Rah­
men des Stabilitätsgesetzes institutionell 
verankert wurde. Mit dem Instrumenta­
rium der Globalsteuerung war es unter 
den Bedingungen nationalstaatlich kon­
trollierter Finanzmärkte und eines wenig 
turbulenten (welt)wirtschaftlichen Um­
feldes möglich, die gesamtwirtschaftli­
che Nachfrage zu stabilisieren. 

Der Blick auf die besonderen Enste­
hungsbedingungen der in den frühen 
50er Jahren einsetzenden Prosperitäts­
phase gibt Hinweise auf die Ursachen, 
die für ein Nachlassen der Wachstums­
kräfte gegen Ende der 60er Jahre verant­
wortlich sind. Der Wohlfahrtsstaat stellt 
zwar einen prinzipiell auf Dauer ange­
legten Zustand dar, aber die für die 
Nachkriegszeit typische Absorption des 
traditionellen Sektors muß unvermeid­
lich zu einem Abschluß kommen". Die 
,nachlassende Wachstumsdynamik. 

münde_te spätestens Mitte der sieb·-·:·,··.···., .. 1 ... '. Jahre m eme neue Phase mit sta · ,;; 
vem Grundton ein. Komplemen · ··, ,., 
dieser Entwicklung verhält sicb\;~iti 
lang anhaltender Rückgang des Pro­
duktivitätswachstums, der die Grenzen 
des dem fordistischen Produktionsmo-. 
dell zugrundeliegenden RationaJisie­
rungskonzept (Taylorismus) signalis 
siert. 

Der Niedergang der fordistischen 
Wachstumskonstellation wurde ver­
stärkt durch .eine Reihe weiterer Fakto­
ren. Nur zwei sollen hier skizziert wer­
den: 

In den letzten Jahrzehnten hat sich 
der Trend zur Internationalisierung von 
Produktion und Dienstleistungen deut­
lich verstärkt. Die zunehmende Dyna­
mik der Direktinvestionen und des intra­
industriellen Handels geht einher mit 
neuen Formep. der internationalen Ar­
beitsteilung. Die transnationalen Kon­
zerne org~isieren sich zunehmend als 
globale Netzwerke". Während die büro­
kratischen Großunternehmen der Mas­
senproduktion stark vertikal integriert 
und hierarchisch strukturiert sind, ist in 
den dynamischen Wirtschaftsbereichen 
des Produktions- und Dienstleistungs­
sektors eine Tendenz zur vertikalen 
Desintegration und Dezentralisierung 
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der Leistungsprozesse erkennbar. Ver­
stärkt wird dieser Trend durch die neu­
en Informations- und Kommunikations­
technologien. Entscheidend ist nun, 
daß die Aufgaben und Entscheidungs­
kompetenzen im Netzwerk nach Maß­
gabe der spezifischen Kenntnisse und 
Fertigkeiten an die jeweils geeignetsten 
Standorte verteilt werden. Dadurch 
wird die internationale Konkurrenz zu­
nehmend in die Unternehmen selbst 
hineingetragen, so daß das Tarifgefüge 
und das System industrieller Beziehun­
gen permanent unter Druck gerät. 

Ein destabilisierender Einfluß geht 
auch von der fortschreitenclen Interna­
tionalisierung der Finanzmärkte aus. Die 
internationalen Finanzgeschäfte haben 
sich insbesondere in den letzten Jahren 
ganz erheblich quantitativ ausgeweitet. 
Ende 1993 lagen die internationalen Fi­
nanzierungen bei ca. 5,9 Bio. US-$. Das 
Handelsvolumen auf den Devisenmärk­
ten umfaßt jährlich etwa 300 Bio. US-$. 
Der Handel von derivativen Finanzpro­
dukten wird für 1993 auf ca. 12 Bio. US­
$ geschätzL 1986 betrug das Handelsvo­
lumen ca. 1 Bio. US-$16. Folge der zu­
nehmenden: Internationalisierun~. der Fi­
nanzmärkte ist die verstärkte Ubertra, 
gung von Zinsbewegungen zwischen 
den durch Deregulierung und freie Ka­
pitalbewegungen verbundenen Märkten. 
Entsprechend wurden die Einflußmög­
lichkeiten auf das Zinsniveau durch die 
jeweiligen Zentralbanken stark einge­
schräokt. Vor diesem Hintergrund geht 
die Wirksamkeit einer keynesianischen 
Stabilisierungspolitik auf nationalstaat­
licher Ebene zurück17 . 

2. Konturen eines neuen 
Produktionsmodells 

Da die binnenwirtschaftlichen 
Wachstumskräfte der fordistischen Kon­
stellation nachgelassen haben und auch 
das außenwirtschaftliche Gefüge die Un­
ternehmen vor neue Anforderungen 
stellt, ist die Suche nach einem neuen 
Produktions- und Konsummodell unaus­
weichlich. Die Widersprüche der Pro­
duktion lassen sich nicht mehr im Rah­
men des alten Musters der Regulation 
auflösen und erzwingen einen weitrei­
chenden Umbau der Regulationsweise. 

In ihrem Buch .Das Ende der Ar­
beitsteilung?" haben H. Kern und M. 
Schumann die neuen produktiohspoliti­
schen Zielsetzungen zusammengefaßt: 
"Das neue Rationalisierungs-Paradig­
ma heißt: Effizienz durch Flexibilität. 
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Die Maschinen müssen sich mit gering­
. stem Aufwand für neue ( ... ) Teile um­
rüsten lassen (Änderungsflexibilität), 
besser noch: unterschiedliche V arian­
ten, um nicht iu sagen Modelle, in 
möglichst · chaotischer Folge 
bearbeiten (Fertigungsflexibilität), ei­
nenhohenMechanisierungsgradauch·bei 
kleineren Stückzahlen zulassen und 
auch bei einem Typenwechsel wieder­
verwendbar sein" 18 • 

Mit den neuen Möglichkeiten der 
Mikroelektonik ist die Industrie im Be­
griff, einen grundlegenden Wandel der 
fertigungstechnischen Basis herbeizu­
führen19. Durch die Ausschöpfung der 
Potentiale der Mikroelektronik werden 
Prozeßinnovationen hervorgebracht, die 
das bislang vorherrschende System star­
rer Massenproduktion auch im Konsum­
gütersektor zunehmend in Frage stellen. 
Auf dieser Grundlage werden in der In­
dustrie neue Produktionskonzepte reali­
siert, die eine schnellere Anpassung an 
Kundenwünsche und ein erhöhtes An­
passungspotential gegenüber Markt­
schwankungen bei hoher Qualität erlau­
ben. Das konsumseitige Pendant des 
neuen Produktionsmodells läßt sich mit 
den vorherrschenden Trends zur Indivi­
dualisierung und zur Phiralisierung von 
Konsum- bzw. Lebensstilen umschrei­
ben20. Mit diesen Trends ist eine Ge­
wichtsverlagerung weg von anonymen 
Massenmärkten und hin zu .personali­
sierten Märkten" verbunden, auf denen 
auf der Basis langfristiger Loyalitätsbin­
dungen individualisierte Konsumstile 
bedient werden können. 

Die neuen Produktionskonzepte ba-
sieren nicht allein auf dem technischen 

· Wandel, sondern sind vor allem das Er­
gebnis organisatorischer Innovationen. 
Deutliche Produktivitätssteigerungen; 
Qualitätsverbesserungen und die Erhö­
hung der Innovationsfähigkeit werden 
von der Neuorganisation der Arbeit und 
der Liefer- und Abnehmerbeziehungen 
erwartet. Dabei geht es um die Verbin­
dung von qualifizierter Gruppenarbeit 
und flexibler Automatisierung sowie um 
die Einbeziehung von Lieferanten und 
Händlern in die kooperative Organisati­
on von Fertigung und Entwicklung. Die 
Aufwertung der Humanressourcen, fla­
che Hierarchien, Reduzierung der Ferti­
gungstiefe und Entwicklungspartner­
schaften mit der Zulieferindustrie zäh­
len zu den entscheidenen Erfolgsfakto­
ren der neuen Produktionskonzepte. 

Unter den Stichworten, wie .lean 
administration" oder .lean banking" 

werden die neuen Managementkonzep­
te verstärkt auch in den immer bedeut­
samer werdenden Bereichen des 
Dienstleistungssektors erprobt. Selbst 
für Teilbereiche des Handels haben 
Baethge u.a. Untersuchungsergebnisse 
vorgestellt, die eine Abkehr von tradi­
tionellen Personalmanangementkon­
zepten andeuten21 • 

Die Durchsetzung dieser neuen Kon­
zepte verläuft keineswegs einheitlich 
und ist vielfach von Rückschlägen ge­
kennzeichnet. Unsicherheiten gehören 
nun einmal zu den konstitutiven Merk­
malen des Umstrukturierungsprozesses. 
Vor allem bleiben die konkreten Umset­
zungskonzepte auf der betrieblichen 
Ebene aufgrund der nach wie vor diver­
gierenden Interessenlagen oftmals kon­
trovers und kommen z. T. nur mühsam 
voran. Dennoch zeichnen sich mittler­
weile die Konturen eines betriebs- und 
gesellschaftspolitischen Wandels ab, der 
nur im Ralunen eines reformpolitischen 
Gestaltungsansatzes eine fortschrittliche 
Richtung annehmen kann. 

3. Reformansätze 
Vor dem Hintergrund der neuen 

Marktverhältnisse und Produktionsbe­
dingungen .glauben die Verfechter der 
reinen Marktlehre, daß ihre Stunde ge­
kommen und der .freie Markt" wieder 
in seine alten Rechte einzusetzen sei. 
Vor allem in der „ Standortdebatte" der 
letzten Jahre war kein Argument zu 
schade, um nicht für eine allgemeine 
Privatisierungs- und Deregulierungs­
kampagne herzuhalten". 

Während der weit überwiegende Teil 
der bundesdeutschen Ökonomen noch in 
der Welt neoklassischer Politikrezepte 
verharrt, sind von führenden US-ameri­
kanischen Wirtschaftswissenschaftlern 
ganz andere Siganle zu vernehmen. Die 
neue ökonomische Theorie zeigt, daß in 
einer Welt nicht perfekter Märkte, die 
bereits mit der realistischen Annahme 
unvollständiger Information gegeben 
ist, die allgemeine Wohlfahrt durch 
nicht-marktförmige Regulierungen ge­
steigert werden kann". Empirische Un­
tersuchungen des MIT (Massachusetts 
Institute of Technologie) zur Leistungs­
fähigkeit des gewiß stärker am "freien" 
Markt ausgerichteten US-amerikani­
schen Wirtschaftssystems belegen u.a., 
daß die US-Unternehmen in den 80er 
Jahren zugunsten kurzfristiger Rendite­
erwartungen potentiell profitable Anla­
gemöglichkeiten und Wachstumsmärk-
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te aufgegeben haben" und die Qualität 
des Bildungswesens und der Infrastruk­
tur aufgrund der sträflichen Vernach­
lässigung des öffentlichen Sektors 
durch die Reagan-Administration mit 
produktivitätsmindernden Folgen stark 
beeinträchtigt wurden". Hinzu kom­
men infolge deregulierter Arbeitsmärk­
te tiefgreifende soziale Polarisierun­
gon, die für die amerikanische Gesell­
schaft mit nachhaltigen negativen Ef­
fekten verbunden sind:, wie US-Ar­
beitsminister Robert Reich feststellt: 
„Die . Einkommensunterschiede in 
Amerika sind größer als irgendwo 
sonst in der industrialisierten Welt ... 
Wir können keine prosperierende und 
stabile Gesellschaft haben, wenn sich 
dieser Trend fortsetzt. "26 In diesem Zu­
sammenhang überrascht es nicht, 
wenn führende US-Ökonomen ihren 
Blick auf die wohlfahrtsstaatlichen Insti­
tutionen Westeuropas richten, um vorl 
hiesigen Erfahrungen zu lernen" 

Die in jüngster Zeit auch in der SPD 
in Mode gekommene Rede davon, daß 
erst erwirtschaftet werden müsse, was 
anschließend zu verteilen ist, und daher 
angesichts der vermeintlichen wirt­
schaftlichen Probleme (.Standort 
Deutschland") dem Abbau sozialer 
Rechte die Zustimmung nicht verwei­
gert werden konne28 , mißachtet die Er- . 
kenntnis, daß der Sozialsta~t nicht nur 
Folge, sondern zugleich Voraussetzung 
ökonomischer Entwicklung ist.". 

Bei näherer Betrachtung gibt es 
kaum überzeugende Argumente, daß ge­
rade vor dem Hintergrund des aktuellen 
Strukturwandels mit den Konzepten der 
Deregulierung und des Sozialabbaus 
volkswirtschaftlicher Nutzen gestiftet 
wird. Die neuen - sehr zerbrechlichen -
Strukturen und Prozesse in der Arbeits­
welt und die verstärkten Anforderungen 
an die Innovations- und Kooperationsfä­
higkeit von Belegschaften und Manage­
ment machen es wenig wahrscheinlich, 
daß sich der ökonomische Erfolg eher 
auf einem sozial zerklüfteten Terrain 
herstellen läßt. 

Im Gegenteil, die neuen Produktions­
und Managementkonzepte machen eine 
neue, entwickeltere Regulationsweise 
erforderlich. Statt gesellschaftlichem 
Stillstand oder gar Rückschritt stehen 
grundlegende Reformen im Bereich der 
Sozial-, Bildungs- und Wissenschafts­
politik, der Verkehrs- und Umweltpoli­
tik und nicht zuletzt der Wirtschafts­
und Arbeitsmarktpolitik an. Statt Dere­
gulierung ist in vielen Bereichen eine 

umfassende Reregulierung angebracht, 
ohne . die die Zuktmftsfähigkeit des 
Standorts Deutschlands in der Tat auf 
dem Spiel steht. Für diese Zukunftsauf­
gaben brauchen wir einen neuen Gesell­
schaftsvertrag, der nur von der demokra­
tischen Linken initiiert und organisiert 
werden kann30• 

a) Zweite Bildungsreform 
Die neuen Produktions- und Organi­

sationskonzepte gehen mit steigenden 
Qualifikationsanforderungen einher. 
Nach einer !AB-Projektion zur Entwick­
lung der Tätigkeits- und Qualifikations­
strukturen aus dem Jahr 199431 werden 
im Jahre 2010, je nach Variante, insge­
samt 72 % bis 73 % aller Arbeitskräfte 
eine berufliche Ersiausbildung oder eine 
Fortbildung benötigen, weitere 17 % bis 
18% einen Universitäts-oder Fachhoch­
schulabschluß. Dagegen wird der Anteil 
der ungelernten Tätigkeiten auf etwa 
10 % zurückgehen. Diese Entwicklung 
hat Konsequenzen für den bisherigen 
Umfang und die Strukrur des Bildungs­
angebots und setzt bildungspolitische 
Reformen, wie. neue Anreizstrukturen 
für die Facharbeiterausbildung oder Pro­
blemlösungen bei der Organisation und 
der Finanzierung der zukünftig stark 
steigenden Zahl von Studienplätzen auf 
die Tagesordnung". 

Noch gravierender als die Niveau­
verschiebungen auf der Ebene der for­
malen Bildungsabschlüsse ist der Bedeu­
tungswandel bei den Qualifikationsin­
halten. Die Neuorganisation der Arbeit 
erfordert soziale, kommunikative und 
innovative Mitarbeiterkompetenzen, die 
vom traditionellen Bildungssystem bis­
lang nicht in ausreichendem Maße er­
bracht werden. Notwendig ist daher 
eine „innere Schulreform", die sowohl 
bei den allgemeinbildenden als auch bei 
den berufsbildenen Schulen ansetzt und 
sich auf die Institutionen der Weiterbil­
dungslandschaft erstreckt. Eine .zweite 
Bildungsreform", wie Oskar Negt sie in 
einem etwas anderen Begründungszu­
sammenhang einfordert" , ist gerade 
auch vor dem Hintergrund des organisa­
torischen Wandels in der Arbeitswelt 
erforderlich. Stichworte einer solchen 
Reform sind z.B. die Herstellung der 
Gleichwertigkeit der beruflichen und 
allgemeinen Bildung, das Angebot dop­
pelt qualifrzierender Bildungsgänge, 
neue Unterrichtsorganisation (Projekt­
orientierung, Fächerintegration etc.), 
Verringerung der Zahl der Ausbil­
dungsberufe (Entspezialisierung) etc. 
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b) Neue Arbeitsmarkt­
strukturen 

Nach Burkart Lutz u.a. erfordern 
die neuen Produktions- und Organisati­
onskonzepte zwingend den Ausbau be­
rufsfachlicher Arbeitsmärkte, auf de­
nen klar definierte und strukturierte 
Kompetenzen angeboten und nachge­
fragt werden, die höhe Produktivität in 
variablen betrieblichen Kontexten si­
cherstellen". Nur auf dieser Basis kann 
nach ihrer Auffassung eine deutliche 
Steigerung der Mobilität über die 
Grenzen von Unternehmen ohne erheb­
liche soziale und wirtschaftliche Ko_­
sten hergestellt werden. Professionelle 
Arbeitsmärkte ,, . . . dieser Art sind 
hochartifizielle Gebilde großer Emp­
findlichkeit, deren Funktionsfähigkeit 
weit mehr Normung und Regulation 
voraussetzt als z.B. die im Vergleich 
eher harmlosen Bestimmungen zum 
Schutz der Beschäftigung in internen 
Arbeitsmärkten"". Die Zielrichtung 
der von ihnen als erforderlich erachte­
ten Neuregelung der individuellen und 
kollektiven Beschäftigungsverhällnisse 
geben sie mit einer Umkehr einer rund 
dreißigjährigen Entwicklung an,,,:~ 
der Zugehörigkeit zu einem •. 
und deren Dauer eine immer· · -~ ., " ' 
Bedeutung zuwies. Bei dieser , .. , ,::': 
geht es im Kern darum ,, . . . möglic,hst 
viele der sozialen Rechtsansprüche der 
Arbeitnehmer vom jeweils individuel­
len Arbeitgeber abzulösen und sich~r' 
zustellen, daß sie ohne Schwierigkeiten 
von einem Beschäftigungsverhältnis 
zum anderen transferiert werden"36• 

c) Erweiterte 
Partizipationschancen 
Martin Baethge hat den Sozialtypus 

des „ modernen Arbeitnehmers", wie er 
sich im Industrie- und Dienstleistungs­
sektor in den nicht-tayloristischen Ar­
beitsfeldern darstellt, wie folgt charakte­
risiert37: 
• .eine starke inhaltlich akzentuierte 
Berufsorientierung; 
• ein hohes auf Wissen und Fachkom­
petenz gestütztes Selbstbewußtsein; 
• eine hohe Sensibilität gegenüber rigi­
den Organisations- und Kommunikati­
onsstrukturen; 
• eine ausgeprägte Reflexivitjit, die 
ein individualistisches Interessen- und 
Handlungskonzept hervorbringt, mit 
dezidierten Ansprüchen an Selbstent-
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faltung und Selbstdarstellung in der Ar­
beit wie im Privatleben." 

Dieser Sozialtypus eines post-fordi­
stischen Facharbeiters wird nur dann 
seine Kreativitäts- und Innovationspo­
tentiale im Arbeitsprozeß einbringen, 
wenn ihm mehr als symbolische Teilha­
be an innerbetrieblichen Entscheidungs­
prozessen geboten wird .• Vorausschau­
endes Denken ist aber nur zu haben, 
wenn die kompetenteren Mitarbeiter er­
weiterte Gestaltungsbefugnisse haben; 
sie werden dann nicht mehr wie Schach­
brettfiguren hin und her geschoben wer­
den können. Die Beteiligung bei der 
Leistungskontrolle liegt auf dieser Linie 
ebenso wie die Mitentscheidung beim 
Strukturwandel der Produktion "38 . Dabei 
läßt sich zeigen, daß Mitbestimmung am 
Arbeitsplatz durchaus nicht im Wider­
spruch zu ökonomischer Effizienz steht. 
So berichtet Robert Reich in einem le­
senswerten ZEIT-Artikel (.Backen statt 
schlachten") von 29 Studien, in denen 
die Mitarbeiterbeteiligung bei betriebli­
chen Entscheidungen untersucht wurde. 
Davon .... ergaben 14, das sich so etwas 
positiv auf die Rentabilität auswirkt, 2 
ergaben ein negatives Resultat und 13 
kamen zu keinem klaren Ergebnis" 39

• 

d)Neue 
Beschäftigungsoffensive 

Alle Anzeichen sprechen dafür, daß 
sich das Problem der Massenarbeitslo­
sigkeit in den kommenden Jahren ohne 
einen grundlegenden beschäftigungspo­
litischen Kurswechsel · eher noch ver­
schärft. So deutet angesichts des ver­
stärkten Einsatzes der neuen Manage­
mentkonzepte einiges darauf hin, daß 
der Zusammenhang von Wachstum und 
Beschäftigung bzw. Arbeitslosigkeit in 
den nächsten Jahren eher noch lockerer 
wird. Bei einem für die nächsten Jahre 
prognostizierten jahresdurchschnittli­
chen Wachstum von 2 % . in West­
deutschland ist bestenfalls ein geringfü­
giger Anstieg der Beschäftigung zu er­
warten. Da auch noch andere Faktoren 
das Niveau der Arbeitslosigkeit beein­
flussen (z.B. Erwerbsverhalten, Zuwan­
derungen), ist für einen Stillstand bei 
den Arbeitslosenzahlen ein deutlich hö­
heres Wachstum des Bruttoinlandspro­
dukts erforderlich. Dieser Schwellen­
wert lag in den letzten 13 Jahren bei ei­
nem Wachstum von 3,6%. Ein Wachs­
tum dieser Größenordnung ist aber in 
den nächsten Jahren als unrealistisch 
IUlZUSllhen und unter ökologischen Ge­

,µ..c... .. ,_,L.sichtspimkten auch kaum zu bewältigen. 

Daher führt kein Weg daran vorbei, 
über neue Wege der Umverteilung von · 
Arbeit nachzudenken und im Bereich 
des öffentlich geförderten Arbeits­
marktes einen expansiven Kurs zu fah­
ren, Es ist dringend eine gesellschaftli­
che Reform notwendig, um die aktive 
Arbeitsmarktpolitik auf eine neue fi­
nanzielle. Grundlage zu stellen und da­
mit der öffentlich geförderten Beschäf­
tigung eine sichere Perspektive zu ge­
ben. Dabei müßte eine aktive Arbeits­
marktpolitik aufgrund des rasanten 
Strukturwandels mehr denn je auf Qua­
lifizierungsprozesse ausgerichtet sein. 

Ebenso vordringlich ist eine neue Of­
fensive im Bereich der Arbeitszeitpoli­
tik. Das Deutsche Institut für Wirt­
schaftsforschung (DIW) hat nachgewie­
sen, daß die Arbeitszeitverkürzungen 
bei vollem Lohnausgleich in den 80er 
Jahren immerhin zu 50% in Beschäfti­
gung umgesetzt werden konnten'°. Die 
unterschiedlichen Ansätze der Verkür­
zung der Arbeitszeit müssen weiterent­
wickelt und in einen grundsätzlichen re­
formpolitischen Zusammenhang ge­
bracht werden: .Arbeitszeitpolitik muß 
als Element eines Projekts zur sozialen 
Modernisierung konzipiert und ange­
gangen werden, als Strategie zum Um­
bau der Arbeitsgesellschaft, die den Ab­
bau der Massenarbeitslosigkeit einbettet 
in ein Konzept der 'Ökologisierung' der 
Ökonomie, der 'Entpatriarchalisierung' 
und 'Enthierarchisierung' des gesell­
schaftlichen Arbeitsprozesses, der Er­
weiterung und Demokratisierung der 
Partizipationschancen der Menschen auf 
allen Ebenen und in allen Sphären des 
gesellschaftlichen ILebens"". 

e) Modernisierung 
des Staates 

.Die öffentliche Verwaltung, nach 
starren Regeln arbeitend . und hierar­
chisch strukturiert, unterstützte den Pro­
zeß der gesellschaftlichen Entwicklung 
... nur in dem Maße, wie sie selbst den 
Anforderungen dieses Prozesses ent­
sprechend organisiert war .... Der öffent­
liche Dienst entsprichtin Teilen dem in­
dustriellen Entwicklungsniveau zu Be­
ginn dieses Jahrhunderts, nicht hingegen 
den differenzierten Anforderungen der 
Gegenwart"". Mittlerweile liegen er­
ste Konzepte vor. wie eine „ Staatsmo­
dernisierung von links" gedacht wer­
den kann". Elemente einer solchen 
Strategie, die nur unter Einbeziehung 
der Organisationsmitglieder umgesetzt 
werden können, sind u.a. Hierarchie-

abbau, Überprüfung der Leistungstie0 

fe, Management durch Zielvereinba­
rung, Budgetierung, · Projektmanage­
ment, , Kundenorientierung, Einsatz 
von Personalentwicklungskonzepten 
sowie die weitreichende Eingrenzung 
des Berufsbeamtentums. In diesen Zu­
sammenhang gehören auch Maßnah­
men, die dazu geeignet sind, bislang 
staatlich verwaltete Funktiouen in die 
Gesellschaft zurückzuholen. Eine staat­
lich unterstützte Stärkung der Selbstor­
ganisation der Gesellschaft, die Selbst­
befähigung von Bürgerinnen und Bür­
gern, sozialen Netzen Und sozialen Be­
wegungen könnte integraler Bestandteil 
einer Staatsreform der Sozialdemokra­
tie werden44

• 

f) Europäisierung 
der Wirtschaftspolitik 

und Regulierung 
der Finanzmärkte 

Eine Politik der makroökonomi­
schen Stabilisierung wird auch im Zeit­
alter des post-fordistischen Kapitalis­
mus erforderlich bleiben. Da eine na­
tionalstaatliche Geldpolitik angesichts 
der zunehmenden Internationalisierung 
der Finanzmärkte immer schwieriger 
wird und fiskalpolitische Alleingänge 
mit dem Preis relativ hoher Anpas­
sungskosten (vgl. die französiche Wirt­
schaftspolitik Anfang der 80er Jahre) 
erkauft werden müssen, liegt die Her­
stellung der politischen Union im fun­
damentalen Interesse der demokrati­
schen Linken. Die Übertragung bislang 
nationaler Kompetenzen, wie z.B. die 
Geld- und Fiskalpolitik auf die europäi­
sche Ebene (Vereinigte Staaten von Eu­
ropa) ist daher ein Element einer Neu­
ordnung wirtschaftspolitischer Kompe­
tenzen zwischen Region, Nationalstaat 
und Europa. 

Angesichts der Gefahr kumulativer 
Instabilitäten auf den entfesselten Fi­
nanzmärkten wird heute auch von füh­
renden Finanzexperten eine internatio­
nale Wirtschaftspolitik gefordert, um 
.die Finanzwirtschaft vor sich selbst zu 
schützen", wie es Wilhelm Nölling for­
muliert: .Eine verstärkte Bankenauf­
sicht, erhöhte Eigenkapitalanforderun­
gen, Mindestreserven, Kapitalver­
kehrskontrollen der verschiedensten 
Art und eine Spekulationssteuer müs­
sen international vereinbart und ange­
wendet werden, mit Marktaktivitäten 
begrenzen und verlangsamen zu kön­
nen"". Dabei wäre sicherlich noch ge-

/, 
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nauef zu analysieren, welche interna­
tionalen Kapitalbewegungen bei Ein­
führung der einzelnen Maßnahmen zu 
erwarten und ggf. zu tolerieren sind. 

Ich habe mich mit meinen Ausfüh­
rungen bewußt auf die Chancen konzen­
triert, die in den Veränderungsprozessen 
hin' zu einer postfordistischen Phase der 
kapitalistischen Entwicklung liegen. Die 
Probleme bei der Umsetzung der not­
wendigen Reformschritte im Moderni­
sierungsprozeß müssen an anderer Stelle 
vertieft behandelt werden" Auch besteht 
kein Zweifel, daß die neuen Produkt­
ions- und Organisationskonzepte zu ei­
nem erheblichen Teil auch Risiken ber­
gen. Diese werden aber vor allem dann 
nicht zu bewältigen sein, wenn sich die 
Linke und mit ihr die Gewerkschaften in 
bloße Abwehrkämpfe verstricken. Was 
die Linke mehr denn je braucht, ist eine 
neue Reformoffensive. 
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Weder toter Hund 
noch schlafender Löwe 

Die Theorie des Staatsmonopolistischen Kapitalismus 

1. Entwicklung und Krise 
der SMK-Theorie 

Die Theorie des staatsmon.opoli­
stischen Kapitalismus (SMK) 
war in den drei Jahrzehnten von 

1960 bis 1990 der Kern d~r Variante 
von Kapitalismusanalyse, die vor allem 
von Theoretikerinnen in den und um 
die traditionellen kommunistischen 
Parteien,und einigen marxistischen So­
zialdemokratinnen vertreten wurde. 
Die Tatsache, daß die Diskussion um 
die Theorie des SMK regelmäßig - von 
Vertreterinnen wie Kritikerinnen - mit 
klaren politischen Zuordnungen ver­
bunden wurde, hat die Rationalität der 
Analyse und Kritik in den kapitalisti­
schen Ländern zuweilen schwer beein­
trächtigt und zu diffamierenden Ab­
grenzungen auch da geführt, wo die 
sachlichen Punkte nahe beieinander la­
gen; andererseits wurden gravierende 
analytische Differenzen verwischt, 
wenn sie im gleichen politischen Lager 
auftauchten. 

Die starke politische Aufheizung der 
Kontroversen über die Theorie des SMK 
ist allerdings einigermaßen verständlich. 
Ihre Herausbildung war nämlich eng mit 
der Sicht der weltgeschichtlichen Ent­
wicklung verbunden, die Ende der 50er 
Jahre in den kommunistischen Parteien 
vorherrschte. Danach befand sich der 
Weltkapitalismus seit der Oktoberrevolu­
tion in einer .allgemeinen Krise". Seit 
der Niederschlagung des Faschismus, der 
Entstehung eines sozialistischen Lagers 
und den antikolonialen Befreiungskämp­
fen habe diese Krise eine neue (dritte) 
Etappe erreicht, die durch den verzwei­
felten aber letztlich vergeblichen Überle­
benskampf des Kapitalismus gekenn­
zeichnet sei. 1960 führte die Beratung 
der kommunistischen und Arbeiterpartei­
en in Moskau den Begriff SMK in die of­
fizielle Parteiterminologie ein, als sie in 
ihrer Abschlußerklärung hervorhob: 
.Das kapitalistische Weltsystem ist von 
einem tiefen Niedergangs- und Zerset­
zungsprozess erfaßt. Die Widersprüche 
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des Imperialismus haben das Hinüber­
wachsen des Monopolkapitalismus in 
den staatsmonopolistischen Kapitalismus 
beschleunigt." Unter SMK wurde dabei 
zugleich ein ökonomisches Ausbeu­
tungs- und ein politisches Herrschaftssy­
stem verstanden, das dem Monopolkapi­
tal maximale Macht verschaffe und die 
gesamte Gesellschaft nach monopolkapi­
talistischen Illteressen formiere. 

Auf dieser theoretischen Grundlage 
wurde in der Folge auf die politische 
Hauptlinie orientiert, alle nicht dem Mo­
nopolkapital und den Spitzen des Staats­
apparates zuzurechnenden - und inso­
fern von ersterem ausgebeuteten und 
letzterem unterdrückten - Klassen und 
Schichten in einem breiten antimonopo­
listischen Bündnis zusammenzufassen. 
Der demokratische und antimonopolisti­
sche Kampf solle zunächst zu antimono­
polistischcr Demokratie führen, die ih­
rerseits Zwischenstufe vor dem Über­
gang zum Sozialismus sei. 

Nachdem die Wirklichkeit diese Sicht 
der geschichtlichen Entwicklung in aller 
Härte als Irrtum widerlegt hat, ist es still 
um die Thoorie des SMK geworden. Sie 
ist zunächst im Gefolge des Zusammen­
bruchs des osteuropäischen Sozialismus 
und der Krise der kommunistischen Par­
teien fortgespillt worden, und die Geg­
ner betrachten sie wie den Marxismus 
überhaupt als toten Hund. Dabei überse­
hen sie jedoch,· daß die theoretische und 
empirische Diskussion in einer Reihe 
von Ländern - Frankreich, BRD, So­
wjetunion, DDR, ebenso USA, Japan, 
Südkorea und Mexiko - zu einer meines 
Erachtens produktiven Differenzierung 
und Weiterentwicklung der Theorie ge­
führt und diese auf einen Stand gebracht 
hat, der sich nicht mehr einfach politi­
schen Opportunitätskriterien anpaßte, 
sondern eigenständige wissenschaftliche 
Beiträge zur Kapitalismusanalyse her­
vorgebracht hat. 

II. Kernaussagen der 
SMK-Theorie 

Als wesentliche Elemente enthält die 
Theorie des SMK, wie sie Ende der 

von Jörg Hujfschmid* 

80er Jahre stand, drei Gruppen von 
Aussagen: 
• zur ökonomischen Kernstruktur, 
• zur politischen Regulierung der 
Wirtschaft, 
• und zum Verhältnis zwischen Kern­
struktur und politischer Regulierung 
im modernen oder „reifen", eben dem 
staatsmonopolistischen Kapitalismus. 

1. Die ökonomische Kernstruktur 
ist durch eine systematische Struktur­
differenzierung im Unternehmenssek­
tor gekennzeichnet: in den meisten 
Sektoren und in der Wirtschaft insge­
samt gibt es eine relativ kleine Zahl 
großer Ul)ternehmen, die in einem wi­
dersprüchlichen Verhältnis von Kon­
kurrenz, Kooperation und Verflech­
tung zueinander stehen, insgesamt aber 
die Märkte in hohem Maße gestalten 
können. Diese Strukturdifferenzierung 
des Gesamtkapitals hat sich bereits ge­
gen Ende des vorigen Jahrhunderts - in 
Reaktion auf Produktivkraftentwick­
lung und Krisentendenzen_ - herausge­
bildet und seitdem eine bemerkenswer­
te Kontinuität bewahrt·: Viele der heute 
führenden kapitalistischen Unterneh­
men waren auch vor hundert Jahren 
schon führende kapitalistische Unter­
nehmen. Diese Monopole (nicht im 
Sinne der Marktformenlehre, sondern 
als ökonomisch dominante Unterneh­
men) verfügen aufgrund ihrer Größe 
über systematische Rentabilitätsvortei­
le gegenüber dem .Rest", d.h. der gro­
ßen Masse der Unternehmen, die viel­
fach in abhängiger Zuliefer- oder Ab­
nehmerbeziehung zu den Marktführern 
stehen. Die systematische Korrelation 
zwischen Unternehmensgröße und/ 
oder Konzentrationsgrad einer Bran­
che mit der jeweiligen Profitrate ist 
mittlerweile auch von nichtmarxisti­
schen Untersuchungen weitgehend be­
stätigt. Die Monopole üben neben 
Marktmacht auch außerökonomische 
Macht aus. 

2. Die Regulierung ökonomischer 
Prozesse ist durch eine ~tark gewachse­
ne Rolle des Staates und politischer In­
terventionen in die Wirtschaft gekenn­
zeichnet: Ein großer Teil des Staatsap-
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. p!!fates befaßt sich mit ökonomischer 
:· Stenerung, staatliche Politik ist zu ei­

nem erheblichen Teil wirtschaftliche 
· Politik, die Staatsquote liegt bei einem 
· Vielfachen des Wertes von vor 80 Jah­

ren. Dieser steigende Staatsinterventio­
nismus hängt mit der Entwicklung der 
Produktivkräfte und gesellschaftlichen 
Arbeitsteilung, der damit verbundenen 
zunehmenden Komplexität und Verge­
sellschaftung des ökonomischen Prozes­
ses sowie mit der Notwendigkeit zusam­
men, durch sozialpolitische Maßnah­
men das erforderliche Minimum an ge­
sellschaftlichem Zusammenhang, Ak­
zeptanz und Ausgleich zu gewährlei­
sten. Ohne umfangreiche politische Re­
gulierung und Gestaltung kann wirt­
schaftliche Entwicklung nicht funktio­
nieren. Das gilt auch unter Bedingungen 
der allgemeinen Deregulierungsrhetorik 
und von Privatisierungswellen. Denn 
bei der Deregulierungsdiskussion geht 
es nicht um das Ob, sondern um die 
Richtung der Regulierung, und bei der 
,,Entstaatlichungs"diskussion geht es -
jedenfalls in Europa - um die Verringe­
rung der Staatsquote von 50% auf 45% 
oder im Höchstfall 40%, nicht um radika­
len Rückzug des Staates aus der Wirt-
schaft überhaupt. , 

3. Das große Gewicht der jeweils 
führenden Unternehmen für die Wirt­
schaft eines Landes hat auch Folgen für 
die Richtung und den Inhalt der politi­
schen Regulierung: Über verschiedene 
Verflechtungen und Verbindungen zwi­
sclien Staat und Unternehmen sowie 
Einflüsse letzterer auf erstere wird staat­
liche Politik in hohem Maße durch die 
Interessen der führenden Unternehmen 
beeinflußt und gestaltet. Die Einfluß­
nahme erfolgt teils über die traditionel­
len Formen der Verbandslobby, die im 
wesentlichen von den Interessen des 
Großkapitals bestimmt wird; teils ergibt 
sie sich auch mehr oder weniger .na­
turwüchsig" · aus der hervorragenden 
Rolle einzelner Konzerne für ganze 
Städte, Regionen und Länder. Der kon­
tinuierliche Personalaustausch zwi­
schen Staat und Großunternehmen, 
zwischen wirtschaftlichen und politi­
schen Eliten führt mehr oder weniger 
zwanglos - d.h. ohne daß es besonderer 
• Verschwörungen" bedarf, die den­
noch gelegentlich geschehen - zur be­
sonders intensiven Vertretung von 
Konzerninteressen in der Politik. 
Schließlich gibt es ganze Bereiche ins­
besondere in der Hochtecbnlogie-El)t­
wicklung, die durch eine enge Verzah-

nung staatliclrer und privater Funkti­
onsträger, Institutionen und (For­
schungs-) Aktivitäten gekennzeichnet 
sind. In Einzelfällen kann man/frau bei 
solchen Verflechtungen von staatsmo­
rwpolistischen Komplexen sprechen: 
etwa bei der Rüstung, der Telekommu­
nikation, der Luft- und Raumfahrt. 

Diese drei Aussagenkomplexe dürf­
ten heute nach wie vor - oder sogar in 
gesteigertem Maße - zutreffen. Wer sie 
nicht zur Kenntnis nimmt, verfehlt den 
ökonomischen Kern des modernen Ka­
pitalismus und seiner politischen Regu­
lierung. 

III. Überzogene 
Erklärungsansprüche 
an die SMK-Theorie 

Wer aber nur diesen Kern sieht, da­
bei stehen bleibt und alles aus ihm ab­
zuleiten versucht - wie es die Theorie 
des SMK längere Zeit versucht hat -

Das Insistieren darauf, 
die Realität ökono­
mischer Interessen und 
politischer Durchset­
zungsmacht nicht zu 
vernachlässigen ... 

kann möglicherweise erheblich an rea­
len wirtschaftlichen, sozialen, techni­
schen und politischen Entwicklungen -
und auch an neuen sozialen Bewegun­
gen - vorbeigehen, sie nicht erfassen. 
In diesem Sinne werden der Theorie 
des SMK - oder jedenfalls ihren gröbe­
ren Varianten - zu Recht eine Reihe 
von Defiziten vorgeworfen, die sie in 
mancher Hinsicht auch in den 80er Jah­
ren noch realitätsblind und politikunfä­
hig gemacht haben. 

Erstens spielen trotz der Dominanz 
der Großunternehmen oder „Monopole" 
viele kleine und mittlere Unternehmen 
eine technologisch dynamische und be­
schäftigungspolitisch zentrale Rolle für 
die wirtschaftliche Entwicklung - auch 
wenn ihre Innovationen und Erfindun­
gen am Ende oft von Monopolen aufge­
kauft und auf breiter Front verwertet 
werden. Die Geschichte der Jmovati0;­
nen, Erfindungen und Entdeckungen 
beispielsweise in der Computersoftwa, 
re oder der Biotechnologie ist nicht in 
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erster Linie ei"e Geschichte der großen 
staatlichen, privaten und staatlich-pri­
vaten Forschungseinrichtungen; sie .ist 
vielfach die Geschichte individueller 
Gelehrter, kleiner Klitschen, von zufälli­
gen Konfigurationen und beiläufigen 
Ergebnissen - während oftmals groß an­
gelegte Forschungsstrategien und Tech­
nologiekonzepte in Sackg!ssen endeten. 
Insofern lassen sich auch die speziellen 
Situationen und Interessen dieser Unter­
nehmen und Schichten nicht einfach als 
antimonopolistisch kennzeichnen, sie 
unterliegen vielmehr sehr viel kompli­
zierteren und eigenständigeren Formie­
rungsprozessen. 

Zweitens wird der beherrschende Ein­
fluß der Monopole auf die staatliche Poli­
tik vor allem durch zwei Faktoren relati­
viert: Zum einen sind die Interessen 
.des" Monopolkapitals nicht einheitlich; 
ihre Unterschiedlichkeit und teilweise 
gegenseitige Blockade schafft den Raum 
für relativ selbständiges Handeln des 
Staates. Zum anderen öffnet die Form der 
bürgerlichen parlamentarischen Demo­
kratie auch anderen als monopolisti­
schen, und auch anderen als kapitalorien­
tierten Interessen Artikulations- und Ein­
flußmöglichkeiten: technologische, .kul-

turelle, ökologische, soziale, Jug. end ..•. -.. :.·'.'.' ......... ·.· .. ' .. '.' .. '.' Altersfragen usw. Die breite A -
renzierung von Interessen und.,-;' · ·' < 
men entzieht sich einer Analyse'"':, .•. :''' 
einem einfachen Monopolschema ">imd 
erst recht einer Lösung entlang einem 
einfachen Antimonopolismus-Schema. 
Dies macht moderne kapitalistische,Sy­
steme so - im Vergleich zum untergegan­
genen Sozialismus - flexibel in doppel­
tem Sinne: einerseits aufnahmefähig für 
neue Probleme, Kräfte und Interessen, 
die bemerkt und bearbeitet werden; ande­
rerseits überlebensfähig als System, das 
diese Interessen nicht nur be-, sondern 
dabei zugleich verarbeitet, sich einver­
leibt und nicht daran zugrundegeht. Hier­
bei spielen insbesondere die (Massen) 
Medien eine zentrale Rolle: Ihr Pluralis­
mus sorgt dafür, daß Probleme wahrge­
nommen, artikuliert und - durchaus kon­
trovers - diskutiert werden könne"; zu­
gleich sorgen die ökonomische Struktur 
der privaten und die politische Struktur 
der öffentlichen Medie" dafür, daß Arti­
kulationen radikaler. Systemalternative" 
marginalisiert werden. Dennoch·· schafft 
die begrenzte politische Off~nheit _des 
modernen Kapitalismus zumiruiest die 
Perspektive und Möglichkeit für Verän­
derungen, die . nicht bl_qße . kosmetische 
Operationen sind. 
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Drittens wirft die zunehmende In­
ternationalisierung neue Fragen auf, 
die den Rahmen der traditionellen 
SMK-Theorie sprengen: Welche Rolle 
spielt nationalstaatliche Regulierung 
noch für große Konzerne, die nicht nur 
immer mehr Waren exportieren, son­
dern auch mehr und mehr im Ausland 
produzieren fmd das Beschaffungswe­
sen weltweit organisieren? Bedeutet 
Internationalisierung den Anfang vom 
endgültigen Ende des SMK - als einer 
historischen Phase des national orien­
tierten (oder .fordistischen") Kapita­
lismus? Tendiert sie dazu, an die Stelle 
des nationalen einen inteqiationalen 
staatsmonopolistischen · Kapitalismus 
zu setzen? Oder hat der traditionelle 
SMK auch unter den Bedingungen zu­
nehmender Internationalisierung noch 
eine Funktion, sozusagen als Verstär­
ker der jeweiligen nationalen Kapitale 
in ihrem Kampf auf dem und um den 
Weltmarkt? Die Diskussion dieser Fra­
gen hat in den 80er Jahren begonnen. 
Schlüssige Antworten darauf gibt es 
noch nicht; aber es wird zunehmend 
klar, daß zumindest solide fundierte 
Antworten zu einer Schlüsselfrage 
nicht nur für die Theoriebildung, son­
dern auch für die politische Artikulati­
on von Alternativen zur herrschenden 
Entwicklungsrichtung werden. 

Dle vierte - und m. E. wichtigste -
Relativierung der SMK-Theorie ist die 
Tatsache, daß wesentliche Probleme der· 
modernen kapitalistischen Gesellschaft 
nicht durch die Existenz oder Strategie 
der Monopole, oder des SMK, nicht 
einmal durch · das Kapitalverhältnis 
überhaupt erklärbar sind und ihre 
zwanghafte Rückführung auf diese 
oder .Ableitung" aus diesen Kategori­
en mehr den Blick für bestimmte Pro­
bleme verstellt als ihn öffnet. So ist die 
zunehmende Zerstörung der Umwelt 
nicht primär ein Resultat der kapitali­
stischen Form der industriellen Ent­
wicklung, sondern ein Resultat eines 
Wachstumsfetischismus, der zwar hi­
storisch erstmals im Kapitalismus auf­
trat und von ihm gefördert und gestaltet 
wurde, aber keinesfalls auf ihn be­
schränkt blieb - wie die deprimieren­
den Erfahrungen mit ökologischen Zer­
störungen in sozialistischen Ländern 
zeigen. Auch die Tatsache, daß es Un­
terdrückung von _Frauen durch Männer 
nicht nur im Kapitalismus, sondern als 
gesellschaftliche Erscheinung in vorka­
pitalistischen und sozialistischen Ge0 

sellschaften gab, weist den zumindest 
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in der ersten Hälfte der 80er Jahre im­
mer wieder erhobenen Anspruch der 
Theorie des SMK zurück, alle relevan­
ten gesellschaftlichen Phänomene und 
Probleme in letzter Instanz erklären 
und folglich aus dieser Erklärung auch 
Wege zu ihrer Lösung ableiten zu kön­
nen. 

Viele dieser Einwände und Relativie­
rungen sind in den 80er Jahren im Rah­
men der Theorie des SMK aufgegriffen 
und intensiv und mit unterschiedlichen 
Akzenten diskutiert worden. Zwar gab es 
kein einheitliches Ergebnis dieser Dis­
kussion, aber es lassen sich nach meinem 
Eindruck doch zwei gemeinsame Ten­
denzen feststellen: Zum einen wurde die 
Analyse der ökonomischen Kernstruktur 
und des ökonomisch-politischen Funk­
tions- und Regulierungsmechanismus 
getrennt von den früher mit der Theorie 
des SMK verbundenen geschichtsphilo­
sophischen Thesen von der allgemeinen 
Krise und dem zwangsläufig nahenden 
Ende des SMK. Zum anderen wurde 
klargestellt, daß diese Theorie ein we­
sentliches und tragendes Element der 
Analyse des modernen Kapitalismus, 
nicht aber diese Analyse insgesamt sei. 
Sie ist kein toter Hund der Kapitalismus­
analyse, aber auch kein schlafender 
Löwe, dessen neuerliches Erwachen alle 
wesentlichen Dinge klarstellen könnte. 
In dieser .abgespeckten" und auf die drei 
oben zusammengefaßten Hauptaussagen 
reduzierten Form dürfte sie auch heute 
noch einen fruchtbaren, ich meine sogar 
unverzichtbaren Ansatz zur Analyse 
ökonomischer Kernprozesse und ihrer 
Regulierung darstellen. 

IV. Entwicklungsvarianten 
des SMK 

Eine spezifische Linie im Rahmen 
der Diskussion über den SMK verdient 
hervorgehoben zu werden, weil sie auch 
heute, nachdem der erste Schock über 
den Zusammenbruch sozialistischer 
Fehlentwicklungen und Illusionen ver­
arbeitet wurde, Ansatzpunkte für eine 
analytisch produktive ·Diskussion und 
politisch weiterführende Orientierung 
bietet. Es handelt sich um die Diskussi­
on der verschiedenen möglichen Ent­
wicklungsvarianten des SMK, die insbe­
sondere vom Institut für marxis_tische 
Studien und Forschungen (IMSF) in 
Frankfurt vorangetrieben wurde. Sie ba­
sierte auf der. - für Vertreter Innen der 
kommunistischen Partei immerhin be­
merkenswerten - Einschätzung, daß an-

gesichts der Schwäche der Kräfte, die 
sich auf die Überwindung des Kapitalis­
mus richteten, eine solche Perspektive 
für konkretes politisches Handeln nicht 
hilfreich, sondern eher lähmend sei. Un­
ter den gegebenen Bedingungen komme 
es vielmehr darauf an, die Entwick­
lungsrichtung des SMK selbst zu beein­
flussen. Dies könne bessere Ausgangs­
bedingungen für das Herangehen an den 
Sozialismus schaffen. 

Seit der Weltwirtschaftskrise Mitte 
der 70er Jahre zeichnet sich in der Bun­
desrepublik die Tendenz zur Herausbil­
dung einer aggressiv-autoritären und 
konfrontativen Variante des SMK ab: 
Der sozialpartnerschaftliche Konsens 
wird von Seiten der Unternehmen auf­
gekündigt, die Bundesregierung sekun­
diert mit Abbau sozialer Leistungen und 
gewerkschaftlicher Rechte. Die ökono­
mische Orientierung richtet sich zuneh­
mend auf den Weltmarkt: Forschungs­
und Technologiepolitik wird mehr und 
mehr in den Dienst der Stärkung interna-. 
tionaler Weitbewerbsfähigkeit und 
Weltmarktüberlegenheit gestellt, von 
der natürlich in erster Linie die großen 
international operierenden Konzerne 
profitieren. Die Bindung der Kapitalver­
wertung an ausreichende Kaufktaft auf 
dem Binnenmarkt wird erheblich gelok­
kert; steigende Profite sollen nicht von 
Binnenwachstum abhängen. Eine solche 
Politik programmiert soziale Polarisie­
rung; stärker autoritäre und disziplinie­
rende Politik soll die damit verbundene 
politische Polarisierung und tendenziel­
le Destabilisierung eingrenzen. 

Bekanntlich haben sich · diese damals 
frühzeitig gesehenen und analysierten 
Tendenzen zur weltmarktorientierten 
Neuformierung des SMK mittlerweile -
und beschleunigt durch den Zusammen­
bruch des Sozialismus - in hohem Maße 
durchgesetzt. Sie haben bei uns durch die 
deutsche Einheit insofern einen zusätzli­
chen Schub erfahren, als Deutschland 
plötzlich und unerwartet auch politisch 
Führungsmacht in Europa geworden ist 
und sich anschickt, sich auch militärisch 
in Richtung auf imperialistische "Norma­
lität" zu entwickeln. Das zunächst auf 
den ökonomischen Bereich beschränkte 
Expansions- und Aggressionspotential 
wird hierdurch beträchtlich erweitert. 

Da weder die Abschaffung der öko­
nomischen Kernstruktur ansteht noch 
die politische Regulierung insgesamt 
zur Disposition steht, kommt es darauf 
an, die faktische Politisierung der 
Wirtschaftsregulierung im heutigen 

ZEITSCHRIFT FÜR SOZIAUSTISCHE POLITIK UNO WIRTSCHAFT, HEFT 82, 1995 

------------------------- KAPITALISMUS 

SMK aufzugreifen und in eine andere 
Richtung zu lenken. Diese andere Ent­
wicklungsrichtung wurde damals re­
Jorm- und binnenorientierte Entwick­
lungsvariante des SMK genannt. Dabei 
geht es darum, die Unterordnung von 
immer mehr gesellschaftlichen Proble­
men und Ansprüchen unter die Priori­
tät der Weltmarktkonkurrenz - d.h. der 
Rückkehr zu einer recht platten Form 
des SMK - nicht zuzulassen und Wirt­
schaftspolitik primär direkt an wesent­
lichen materiellen Interessen der Be­
völkerung auszurichten: Beschäfti­
gung, intakte Umwelt, soziale Sicher­
heit, Versorgung mit öffentlichen Gü­
tern. Das führt noch nicht zur Abschaf­
fung oder Überwindung des SMK, 
kann ihn aber auf einen anderen als den 
vorherrschenden Entwicklungspfad 
zwingen. Auch dies ist allerdings nur 
möglich auf der Grundlage einer ener­
gischen Mobilisierung der Bevölke­
rung und es zielt auf eine stärkere de­
mokratische Beteiligung an der Regu­
lierung der Wirtschaft. Dafür braucht 
es materielle Konzeptionen und nicht 
nur Antikonzeptionen. 

V. Beitrag der 
SMK-Theorie zur 

Diskussion der Linken 
Im Rahmen der Weiterentwicklung 

und politischen Nutzung der Theorie des · 
SMK ist die konzeptionelle Erarbeitung 
von realistischen, d.h. reformorientierten 
Alternativen zur herrschenden Variante 
der kapitalistischen Entwicklung zu ei­
nem Schwerpunkt dieser Diskussion ge­
worden. Diese Hinwendung zu Fragen 
alternativer Politik hat sie gemeinsam mit 
anderen Richtungen oppositioneller 
Theorie und Politik: Die Grünen entwik­
keln konkrete Szenarios für den Ausstieg 
aus der Atomenergie, linke Sozialdemo­
kratinnen propagieren Reformprojekte 
für eine soziale Grundsicherung für alle 
und für ein alternatives Verkehrssystem, 
alternative Wirtschaftswissenschaftlerin­
nen, Raumplanerinnen, Naturwissen­
schaftlerinnen, Informatikerinnen und 
viele Gruppen mehr stecken enorm viel 
Energie in Beiträge zum wirtschaftli­
chen, sozialen und ökologischen Umbau 
der Wirtschaft und Wirtschafts-, For­
schungs- Sozialpolitik usw. Diese Kon­
vergenz der Arbeitsperspektiven für alle, 
die etwas verändern wollen, schafft ob­
jektiv günstige Voraussetzungen für bes­
sere Kommunikation und Kooperation. 
Frühere Abgrenzungen, oft mehr inter-

minologischer Hinsicht als in der Sache, 
sind auch für das eigene Selbstverständ: 
nis entbehrlich geworden und stehen ei­
ner produktiven Diskussion und Zusam­
menarbeit nicht mehr im Weg. 

Gibt es einen spezifischen Beitrag, 
den die Theorie des SMK zu der drin­
gend erforderlichen - und bereits in 
Gang gekommenen - Diskussion und 
Verständigung der Linken leisten kann, 
sozusagen als fruchtbares Erbe der 
theoretischen Arbeit am Ende der 80er 
Jahre? Sie kann und sollte versuchen, 
bestimmte zentrale Aussagen einzubrin­
gen, die den Test durch die Realität be­
standen haben. Sie betreffen die oben 
skizzierten Kernaussagen über den au­
ßerordentlich großen Einfluß, den weni­
ge führende Unternehmen auf die Wirt­
schaft, die Wirtschaftspolitik und mit 
Abstufungen auch andere Bereiche 
staatlicher Regulierung haben. Die In­
teressen der Automobilindustrie müssen 
sich zwar nicht zwangsläufig und auf­
grund der Logik des SMK durchsetzen. 
Nur: faktisch tun sie es, ebenso wie die 
der großen Energiekonzerne und der 
Chemieriesen. 

Forderungen nach Ökologisierung 

in politische Reformstrategien zu be­
rücksichtigen ( die sich natürlich nicht 
im Antimonopolismus erschöpfen dür­
fen), das ist wahrscheinlich der wichtig­
ste originäre Beitrag, den die Theorie 
des SMK auf absehbare Zeit zur theore­
tischen und praktischen Formierung ei­
ner linken gesellschaftlichen Bewegung 
leisten kann. 

Das ist deshalb nicht wenig, weil es 
vor zwei Gefahren bewahren kann: er­
stens einer Leugnung oder Verkennung 
von Interessenunterschieden und -ge­
gensätzen und zweitens vor Illusionen 
hinsichtlich der Härte der politischen 
Auseinandersetzung um wirkliche Ver­
änderungen. Während diejenigen, die 
der ersten Gefahr aufsitzen, sich ge­
wöhnlich irgendwann im Lager derer 
wiederfinden, die die Gemeinsamkeit 
der Interessen über die Notwendigkeit 
von Veränderungen stellen, führen ge­
platzte Illusionen häufig zum Abschied 
von politischen Ambitionen überhaupt. 
Beides läßt sich durch gnadenlose Illusi­
onslosigkeit bei der Analyse von Macht­
strukturen und Interessenformierungen 
vermeiden, und dazu kann die Theorie 
des SMK in besonderer Weise bei-

der Wirtschaft und Übergang zu nach- tragen. 
haltiger Produktionsweise 

. ;r:U!Ut1:~r gründen sich sicher zu Recht 
auf Ansätze, die, um es freund­
lich zu sagen, nicht primär auf 
dem Boden der SMK-Theorie 
entwickelt wurden. Die daraus 
abgeleiteten Forderungen nach 
grundlegenden Verhaltensän­
derungen der einzelnen Indivi­
duen in der Gesellschaft sind -
früher von Vertreterinnen der 
SMK-Theorie im besten Fall 
belächelt - sicher gerechtfer­
tigt. Aber es gilt auch: Die Be­
schränkung oder auch nur die 
hauptsächliche Konzentration 
auf individuelle Verhaltensän­
derungen bringt die Gefahr mit 
sich, daß die ökonomischen In­
teressen und die politische 
Durchsetzungsmacht verkannt 
oder zumindest unterschätzt 
werden, die - nicht notwendi­
gerweise, aber faktisch - zu 
dem gegenwärtigen Zustand 
geführt haben, davon profitie­
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,,Stimmen für Stahmer'' 
gegen ,,la:,itiative W.M. '95'' 

oder: Wie eine andere Partei entsteht 

··~l~MM,N FÜR, 
···• ::SJAHMER·· 

Weiterentwick­
lung der Partei 
stehen. Zu fra­
gen ist, welche 
Rückwirkungen 
auf die innerpar­
teiliche Arbeit 
und den weite­"•i'.::/ ";,.·, 

!·.' ::~:;,· ·. 

1.-,:: ;"':'~----.,', 

i~f::::·::~" 

Im folgenden Te. xt soll es ni.cht um die 
Suche nach Gründen für das konkre­
e Ergebnis der Urabstimmung zur 

Spitzenkandidatur der Berliner SPD 
vom 5. Februar gehen. Ebensowenig 
sollen die Konsequenzen des Votums 
ausgeleuchtet werden, soweit sie die ent­
standene Personenkonstellation an der 
Parteispitze und die Ausgangslage für 
die Abgeordnetenhauswahlen betreffen. 
Im Mittelpunkt des Interesses sollen 
vielmehr der Ablauf des innerparteili­
chen Wahlkampfes und die darin sicht­
bar gewordenen Konsequenzen für die 

'"" Andreas Wehr, Berlin 

ren Weg der 
Berliner SPD zu 
erwarten sind. 

Schließlich 
muß die Frage 
angegangen 
werden, ob das 
erstmals ange: 
wandte Verfah­
ren der Kandida­
tenauswahl denn 
tatsächlich einen 
Gewinn dar­
stellt. Eine, zu­
gegeben, ziem­
lich ketzerische 
Frage angesichts 
von mehr als 
400 Neueintrit­
ten während der 
Wahlkampagne, 
von neidischen 
Blicken aus den 
konkurrierenden 
politischen La­

. ,., .• : .. ,V.!" .•. ,.,: gern von CDU 
bis PDS und ei-
ner über Wo­

chen anhaltenden Medienaufmerk­
samkeit, die die Partei nach schlauen 
Berechnungen - hätte sie selbst für 
soviel Raum Anzeigen schalten sollen -
mehr als sieben Millionen Mark 
gekostet hätte. Doch hatten wir das 
nicht schon einmal gehört? Auch nach 
der Mitgliederbefragung auf Bundes­
ebene am 13. Juni 1993 gab es kaum 
einen Zweifel am Erfolg des Expe­
riments. Gebracht hat es aber letztlich 
nichts. Bei der Bundestagswahl er­
innerte sich kaum noch jemand daran. 
Entscheidend blieb vielmehr, daß 
wir mit dem falschen Kandidaten an­
traten. 

von Andreas Wehr* 

Die Urwahl zur Spitzenkandidatur 
für die Berliner SPD steht im Kontext 
von sich häufenden Personalplebiszi­
ten, national wie international. Einige 
SPD-Bundestagskandidaten wurden so 
nominiert, erstmals wurde der Ham­
burger SPD-Landesvorsitzende von der 
Mitgliedschaft bestimmt und die CDU 
Nordrhein-Westfalen kürte auf diesem 
Weg ihren Kandidaten für das Amt des 
Ministerpräsidenten. Diskutiert wird die 
Urwahl des· Bundespräsidenten und der 
Ministerpräsidenten. In einige Länder­
verfassungen wurde die Direktwahl der 
Bürgermeister aufgenommen. Auch in 
Frankreich entschied vor kurzem die Ba­
sis der Sozialistischen Partei über ihren 
Präsidentschaftskandidaten. 

In die SPD fand der Gedanke der Ur­
wahl Eingang über den von der "Pro­
jektgruppe SPD 2000" des Parteivor­
standes erstellten Vorschlag, der 1993 
unter dem Titel .Ziele und Wege der 
Parteireform" vorgelegt wurde. In der 
Satzung der Partei wurde sie auf dem 
Wiesbadener Parteitag 1993 verankert, 
nachdem sie bereits zuvor - allerdings 
noch ohne jede satzungsgemäße Legiti­
mation -in Form der Mitgliederbefra­
gung etabliert worden war. Von Beginn 
an fanden sich als ihre Befürworter ganz 
unterschiedliche Positionen zusammen. 
Da gab u'nd gibt es zum einen diejeni­
gen, die die Urwahl als Chance zur inne­
ren Demokratisierung, der stärkeren Be­
teiligung der breiten Mitgliedschaft und 
zur Öffnung der Partei nach außen be­
greifen. Mit Sicherheit handelte die 
übergroße Mehrheit der Mitglieder der 
Projektgruppe des Parteivorstandes aus 
diesen Motiven heraus. Daneben gab 
und gibt es aber auch eine, wenn auch 
nicht so lautstarke, aber dennoch äußerst" 
einflußreiche Strömung, die die Mitglie­
derbefragung als willkommene Mög­
lichkeit sieht, die oft lästigen Funktio­
närsebenen, von denen man schon seit 
langem vermutet, daß sie in ihrer Zu­
sammensetzung nicht mehr die breite 
Mitgliedschaft repräsentieren, in ihrer 
Bedeutung zu reduzieren. So war es 
nicht ganz zufällig, daß der Gedanke der 
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· direkten Mitgliederbefragung auf Bun­
desebene in einer Zeit mehrheitsfähig 
wurde, als die Parteiführung unter 
Engholm mit ihrem .Befreiungs­
schlag" von Petersberg zur Abschaf­
.fung des Asy !rechts, zur unbeschränk­
ten Teilnahme an UNO-Blauheimmis­
sionen und zur Einwilligung zum gro­
ßen Lauschangriffs in den tief gestaf­
felten innerparteilichen Abwehrkämp­
fen steckenblieb - um einmal im Bild 
der Militärs zu bleiben. 

Auch Ditmar Staffelt hatte bei der 
Durchsetzung der Urwahl für die Berli­
ner Spitzenkandidatur wohl eher die 
Stärkung seiner Rolle gegenüber den wi­
derpeustigen Funktionären in den Krei­
sen und den allzu selbständigen Partei­
tagsdelegierten mit Hilfe eines Basisvo­
tums im Sinn. Pech nur für ihn, daß -
kaum hatte er als damals noch alleiniger 
Kandidat die Urwahl durchgesetzt -ihm 
in Ingrid Stahmer eine _Konkurrentin er­
wuchs, g6gen die er von Beginn an 
chancenlos war. 

Wahlkampf 
in der Berliner SPD -

erste Schlußfolgerungen 

Mehr als zwei Monate innerparteili­
chen· Wahlkampfes um die Spitzenkan­
didatur ergeben im Rückblick ein noch 
sehr unvollkommenes Gesamtbild. 
Manche zuvor geäußerten Befürchtun­
gen im Hinblick auf die Auswirkungen 
der Urabstimmung fanden keine Bestäti­
gung, anderes ist weit schlimmer ge­
kommen, vieles bleibt widersprüchlich 
und läßt nur eralmen, wohin sich die 
Partei auf diesem für sie neuen Weg be­
geben wird. Schon jetzt karm festgehal­
ten werden: 

1. Unterbezirke, Ortsvereine, Ar­
beitsgemeinschaften und Fachausschüs­
se glaubten anfangs, die Angelegenheit 
wie eine ganz normale Nominierungs­
runde angehen zu können. So lud man 
denn die beiden Kandidaten ein, ließ sie 
ihre Vorträge herunterspulen, eröffnete 
die Diskussion und wunderte sich, daß 
die Veranstaltung steril, farblos und 
nicht selten ausgesprochen langweilig 
ablief. Des Rätsels Lösung: Am Ende 
gab es eben nichts zu entscheiden, die 
Vorstellungen dienten lediglich der In­
formation für den späteren Wahlgang. 
Die wenigen Kreisverbände, die den­
noch eine Nominierung aussprachen, 
bezogen denn auch bald Prügel aus der 
Mitgliedschaft ob der autoritären Bevor-

mundung der Basis. Auch die Kandida­
ten empfanden diese Veranstaltungen -
ein wenig abschätzig als .Doppelpack" 
benannt - als lästige Pflichtübungen ei­
nes vergehenden Parteilebens (was hätte 
man in dieser kostbaren Zeit nicht für 
wichtige journalistische Hintergrundge­
spräche führen können!). Es gehört nicht 
viel Weitsicht dazu vorauszusagen, daß 
bei künftigen Wahlgängen solche „Ri­
tuale" fast gänzlich wegfallen werden. 

2. Aber auch die Kandidaten selbst 
trugen viel zur schnell aufkommenden 
Langeweile bei, denn der Kampf der 
Personen verlief ohne jegliche inhaltli­
che Polarisierung. Indrid Stahmer und 
Walter Moml'er wurden nicht müde, 
ihre nahtlose Ubereinstimmung in nahe­
zu allen inhaltlichen Fragen immer und 
immer wieder zu betonen. Die hier nur 
„millimetergroßen Abstände" wurden 
zu stehenden Redewendungen. Weder 
das groß herausgestellte „ II+ 1-Punkte­
Programm für Aufschwung und Sicher­
heit" Walter Mompers noch die in Bro­
schüreform unter das Parteivolk verbrei­
teten .10 Fragen - 10 Antworten" von 

Kandidaturen zu Spit­
zenämtern werden in der 
Zukunft untrennbar mit 
der Verfügung über 
eigene Gelder bzw. mit 
der über Spendengelder 
verbunden sein. 

Ingrid Stahmer boten irgendetwas 
wirklich Neues. So erhielten· die vor­
handenen und auch wichtigen Unter­
schiede in den Persönlichkeitsprofilen 
und Führungsstilen der beiden eine Be­
deutung, die ihnen eigentlich nicht zu­
kam, und die wohl kaum einen derartig 
aufwendigen mehrmonatigen Wahl­
kampf rechtfertigen konnten. 

In der inhaltlichen Farblosigkeit 
zeigte sich ein Dilemma der gesamten 
Urabstimmung. Anders als bei den oft 
zum Vergleich bemühten Vorwahlen in 
den USA gibt es bei den deutschen Par­
teien noch immer eine relativ große pro­
grammatische Dichte und eine d~v~ 
abgeleitete Partei- und Frakt1onsd1sz1-
plin, die bei Personalauseinandersetzun­
gen nicht einfach abgestreift werden 
kann. Beide Kandidaten waren an allen 
wichtigen Entscheidungen der Berliner 
SPD in den letzten Jahren aktiv beteiligt 
und haben sie auch mitgetragen, ob das 

z.B. der Beschluß zur Großen Koalition 
oder die Abgrenzung gegenüber der 
PDS war. Jede gravierend davon abwei­
chende Haltung wäre daher nur schwer 
verständlich zu machen gewesen. Man 
kann aber gespannt sein, in welche 
Richtung sich das jetzt noch bestehende 
Spannungsverhältnis zwischen den An­
sprüchen an einen echten innerparteili­
chen Wahlkampf und der Gebundenheit 
an programmatische Aussagen bzw. an 
die Fraktionsdisziplin der Partei auflö­
sen wird. Es ist nicht unwahrscheinlich, 

· daß - vergleichbar mit den Verhältnis­
sen in den USA - die Personalisierung 
der Politik die progranunatischen Struk­
turen auch der deutschen Parteien wei­
ter auflösen wird. Die gegenwärtig in 
der Berliner SPD zu beobachtende Ge­
ringschätzung von Parteitagsbeschlüs­
sen (Stichwort: Landesschulamt) weist 
ebenfalls in diese Richtung. 

3. Wenn oben davon die Rede war, 
daß eine Strömung in der Partei das In­
strument. der Urabstimmung als Mög­
lichkeit der Disziplinierung der unge­
liebten Aktivmitgliedschaft durch ein 
Votum der einfachen Mitglieder sieht, 
so kann die Anlage des Wahlkampfes 
von Walter Momper als ein konkl,'~~s 
Beispiel für diesen Versuch ge "" 
werden. In der an alle Mitglie " 
schickten Werbebroschüre heißt,, •. , •.. • 
den "Gründen für Walter Momper!;~~': 
"Führende Funktionärskreise wolleri'ihn 
lieber nicht" . In einem Gespräch mit 
dem Tagesspiegel sprach er gar von der 
.Fettschicht der Funktionäre". Da kam 
mehr als lange aufgestauter Ärger über 
eine angeblich ungerechte Behandlung 
durch die Partei zum Ausdruck, da wur­
de bewußt der vor allem von einigen 
Medien geführte Antiparteiendiskurs 
bedient. , 

Wenn es dennoch nicht gelang, die 
,,einfachen Mitglieder" gegen die da­
zwischen von ganz oben aus zu mobili­
sieren, so lag es sicherlich auch darin be­
gründet, daß es eine starre Trennung 
zwischen Mitgliedern und Funktionären 
nicht mehr gibt. Nach einer Studie des 
Berliner Landesverbandes waren ca. 
40% aller Mitglieder einmal in Funktio­
nen tätig bzw. sind es immer noch. Zu 
viele Wählerinnen und Wähler waren 
denn.auch nicht bereit, mit der Stimmab­
gabe zugleich mit sich selbst scharf ins 
Gericht zu gehen. Der lange Wahlkampf 
und die dichte innerparteiliche Kommu­
nikation in einer Großstadt sorgten zu­
dem dafür, daß viele Parteimitglieder -
sowohl Funktionäre als auch Mitglie-

39 



SOZIALDEMOKRATIE ----------------------,~--

der ohne Funktionen - über Orts ver­
einsversammlungen, Arbeitsgemein­
schaften, Fachausschüsse in den. Dis­
kussionsprozeß einbezogen waren, so 
daß eine Trennung der Einstellungen 
entlang der Funktionen nicht autkom­
men konnte. Zwar gab es bei den Funk­
tionären von Beginn an ein deutliches 
Übergewicht zugunsten von Ingrid 
Stahmer, doch eine Analyse der Ein­
zelergebnisse zeigt, daß auch bei einer 
hohen Wahlbeteiligung ihr Stimmenan­
teil größer war. Es bleibt der äußerst 
bedenkliche Umstand, daß der Wett­
streit um die Spitzenkandidatur einer 
Partei mit dem Kampf gegen die tra­
genden Strukturen eben dieser Partei 
verbunden wurde. 

4. Der innnerparteiliche Wahlkampf 
trug viele Merkmale einer echten Wahl­
auseinandersetzung zwischen konkur­
rierenden Parteien. Es wurden Mitarbei­
terstäbe gebildet, örtliche Wählerinitiati­
ven fanden sich zusammen, Kleinanzei­
gen und Prominentenaufrufe erschienen 
in Tageszeitungen, mehr .oder weniger 
gelungene Logos wurden entworfen, es 
entstanden Kandidatenbroschüren, es 
kursierten Spendenaufrufe, auch die un­
vermeidlichen Künstlerinitiativen mach­
ten sich bemerkbar, jedes Parteimitglied 
erhielt von Walter Momper ein persönli­
ches Anschreiben, oft dazu noch von 
Mitgliedern der "Initiative W.M. '95" 
einen Telefonanruf, und man lud zu Fe­
ten und zum Kaffee ein. Selbst der Stra­
ßenwahlkampf wurde nicht ausgelassen. 
So konnte man Walter Momper am 
Weddinger Leopoldplatz mit Bürgerin­
nen und Bürgern diskutieren sehen. 

Das von der Parteispitze angeordnete 
innerparteiliche W ahlkarnpfbeschrän­
kungsabkommen erwies sich durch das 
Vorgehen des Momper-Teams als Ma­
kulatur. 

Vor allem der Wahlkampf von Wal­
ter Momper war um vieles professionel­
ler und aufwendiger als das noch eher 
hausbackene Werben der Gruppe um 
Ingrid Stahrner. Er war auch um ein 
vielfaches teurer: Schätzungen gehen 
allein dort von gut 100.000,- DM aus. 
Geld, das in keinem innerparteilichen 
Rechenschaftsbericht auftauchen wird. 
Bedenkt man, daß all das sozusagen aus 
dem Stand heraus organisjert wurde, so 
kann man erahnen, was auf die Partei 
zukommt, wenn derartige Kampagnen 
über einen langen Zeitraum angelegt 
und organisiert werden. Es werden sich 
feste Stäbe bilden, die sich professionell 
mit der Bildung von Unterstützerkrei-
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sen, der Beobachtung der Partei, mit 
der Pressearbeit und vor allem mit dem 
Eintreiben von Geldern befassen wer­
den. Kandidaturen zu Spitzenämtern 
werden in der Zukunft untrennbar mit 
der Verfügung über eigene Gelder bzw. 
mit der über Spendengelder verbunden 
sein. 

5. Die sich im innerparteilichen 
Wahlkampf herausbildenden Fronten 
überlagerten für einen kurzen Zeitraum 
die in Berlin traditionellen Flügelstruk­
turen, sie schienen wie aufgelöst. Ein­
trächtig warben in Anzeigen und Aufru­
fen Rechte wie Linke für Momper wie 
für Stahmer. Die Rechte präsentierte 
sich zutiefst gespalten. Die linken Kreis­
verbände, die Jusos und der Donners­
tagskreis plädierten zwar mehrheitlich 
für Stahmer, doch überall gab es beacht­
liche Minderheiten für Momper. 

Es ist nicht auszuschließen, daß die­
se, bisher nur kurzlebigen, um Personen 
organisierten Bündnisse die innerpartei­
lichen Flügelbildungen ablösen werden, 
ganz ähnlich wie bei den französischen 
Sozialisten. Die SPD hätte damit einen 
großen Schritt in Richtung einer Präsidi­
alpartei getan. 

6. Entgegen mancher Befürchtungen 
haben die Medien die Wahl nicht ent­
schieden. Zeitungen und Sender waren 
fast alle um Neuträlität bemüht. Er­
schien am Montag mit Ingrid Stahmer in 
einer Zeitung ein Interview, so konnte 
man sicher sein, daß Walter Momper am 
Dienstag dran war. Auch die Sendemi­
nuten war~n genau zugeteilt. Kaum ein 
Journalist wollte sich der einen oder an- -
deren Seite zurechnen lassen. Das Bild 
hätte sicherlich ganz anders ausgesehen, 
wenn der Personenwahlkampf auch ein 
inhaltlicher Kampf gewesen wäre. 

Waren die Medien zwar nicht wahl­
entscheidend, so wäre die Urwahl in die­
ser Form ohne sie aber gar nicht erst vor­
stellbar gewesen, handelte es sich doch 
um eine auf Medienwirkung hin ausge­
richtete Inszenierung. Einen Großteil ih­
rer Wahlkampfarbeit verwendeten die 
Kandidaten denn auch darauf, die Mit­
glieder über Rundfunk, Fernsehen und 
Zeitungen zu erreichen bzw. in der brei­
ten Öffentlichkeit ein für sie günstiges 
Klima zu schaffen, das wiederum auf die 
Entscheidung des einzelnen Parteimit­
glieds einwirken sollte. Ganz besonders 
begehrt waren Statements oder gar Um­
fragen darüber, wer die größeren Chan­
cen gegen Diepgen habe. So profitier­
ten diesmal alle Seiten vom symbioti­
schen Verhältnis von Politik und Medi-

en. Die einen waren dankbar für den 
gebotenen Unterhaltungswert der per­
sonality-show, bei den anderen 
herrschte eitel Freude über soviel un­
bezahlbare Sendeminuten und Zeilen. 
Dort wo die Medien kein Interesse 
zeigten - wie an den gleichzeitig abge­
haltenen Urwahlen über die Bezirks­
bürgermeisterkandidaten -, fanden sie 
in der Öffentlichkeit faktisch nicht 
statt. Wen interessiert schon die Ab­
stimmung über meist nur einen Kandi­
daten in einem der 23 Berliner Stadtbe- · 
zirke? Kaum ein Parteimitglied hätte 
sich dafür auf den Weg in das Wahllo­
kal gemacht. 

Urwahlen - ein Beitrag 
zur innerparteilichen 
Demokratisierung? 

Für endgültige Schlußfolgerungen 
über die Auswirkungen der Urwahlen 
auf den künftigen Weg der SPD ist es 
mit Sicherheit noch zu früh. Der hier be­
schriebene Wahlkampf in der Berliner 
SPD ist im wesentlichen eine Moment­
aufnahme eines regionalen Schauplat­
zes. Weitere Erfahrungen, national wie 
international, müssen aufgearbeitet wer­
den, damit sich ein vollständigeres Bild 
ergibt. Schon jetzt lassen sich aber eini­
ge Trends ausmachen: 

1 . Die Übernahme plebiszitärer Ele0 

mente - oft verwechselt mit Formen di­
rekter Demokratie - in den innerparteili­
chen Meinungsbildungsprozeß stehen in 
einem engen Zusanunenhang mit einer 
sich entwickelnden Bereitschaft, die im­
mer komplexer und unüberschaubarer 
werdenden gesellschaftlichen Zusam­
menhänge auf Personen und Symbole zu 
reduzieren. Die zunehmende Bedeutung 
und Macht der Medien sind sowohl Be­
dingung als auch Ergebnis dieses Re­
duktionsprozesses. Symbolische Hand­
lungen, seien es Inszenierung von Par­
teitagen oder die Auswahl von immer 
neuen "Hoffnungsträgern" ersetzen da­
bei eingreifende Politik durch inhaltslo­
se Kommunikation. ,,Politische Integra­
tion bleibt aber nötig für eine funktions­
fähige und damit stabile Demokratie. 
Dabei ist das natürlich der wesentlich 
schwierigere, kompliziertere, zeitauf­
wendigere Weg. Diesen Weg meiden zu 
können, scheint mir ein ursächlicher 
Hintergrund bei der Forderung nach 
plebiszitären Elementen · im Staat als 
Ganzem und innerhalb der Parteien zu 
sein", so das SPD-Präsidiumsmitglied 
Christoph ZöpeJI. 
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< 2. Sollte aus den Einzelbeispielen 
ile~:, Urwahlen eine allgemeine. inner­
' ·• · . eiliche Praxis werden, so ':""d steh 
::l:1sPD von einer repr.äsentattv-demo­
iratischen zu emer pras1d1al-demokra­

I : tischen Partei wandeln, vergleichbar 
· · den französischen Sozialisten oder gar 

der Demokratischen Partei der USA. 
Die sie dann durchgängig prägenden 
innerparteilichen Personenkonkurren­
zen werden in den Medien und kaum 
noch in den Gremien der Partei selbst 
ausgetragen. Die Konsequenzen für die 
innerparteiliche Demokratie werde_n 
weitreichend sein. Noch einmal Chn-
stoph Zöpel: ,,Die SPD als eine Partei, 
die auf Parteitagen über Details strei­
tet die ihre Kompromisse in einem zu­
säi'zlichen Spiegelstrich findet, ist mög-

Name· .. 
Vorname: ... 
Anschrift: 
1 ................ Berlin- .. . 

Unterschrift 

licherweise auf dem Weg in die Irrele­
vanz. In der Folge wird Sachloyaliiät 
durch Personalloyalität ersetzt werden 
- aber diese Loyalität ist eine andere"'. 

Die bisher nicht stattgefundene in­
nerparteiliche Debatte über die Proble­
me und Konsequenzen der Urwahlen 
muß spätestens jetzt begonnen werden. 
Diejenigen, die sie als Durchbruch m der 
innerparteilichen Demokratisierung fei­
ern, sollten prüfen, ob sie die sich jetzt 
abzeichnenden bedenkhchen Auswir­
kungen dabei auch im Sinn hatten. 

Was tun?- vier Vorschläge 
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illusorisch, zu groß ist immer noch die 
Erwartung, daß damit auf Dauer eine 
größere innerparteiliche Mobilisierung 
erreichbar ist. Es sollte allerdings be­
dacht werden, daß die Bundessatzung 
nur die Möglichkeitvon Urabstimmun­
gen in den Bezirken vorsieht, über die 
Aufnahme in das jeweilige Statut ent­
scheiden die örtlichen Gremien. Dort, 
wo dies noch nicht geschehen ist, soll­
te, vor dem Hintergrund der beschrie­
benen Erfahrungen, eine kritische Dis­
kussion mit dem Ziel geführt werden, 
die satzungsmäßige Verankerung der 
Urabstimmung zu verhindern. 

Die von den Kandidaten aufgewendeten 
bzw. als Spenden eingenommenen Fi­
nanzmittel müssen hinsichtlich ihres Ur­
sprungs und ihrer Verwendung nach­
vollziehbar sein. Um eine gewisse 
Chancengleichheit zu gewährleisten, 
sollten Obergrenzen bei den Ausgaben 
festgelegt werden. Anschreiben an alle 
Parteimitglieder sollten nur von der Par­
tei selbst erfolgen, die Adressenbestände 
sollten den Kandidaten nicht zur Verfü­
gung gestellt werden. . 

4. Um der Entmachtung der Partei 
entgegenarbeiten zu können, sollten 
Urwahlen mit der innerparteilichen Ar­
beit so eng wie möglich verknüpft wer­
den. Die Briefwahl sollte ausgeschlos­
sen sein, sie war auch bei den Berliner 
Wahlen nicht möglich. Noch besser ist 

2. Wo sich die Medien für die Urab­
stimmung nicht interessieren, läuft sie 
in's Leere. Trotz des monatelangen Ber­
liner Wahlkampfes um die Spitzenkan-
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didatur auf Landesebene gingen in den 
westlichen Bezirken gerade mal knapp 
über 50 % der Parteimitglieder in die 
Wahllokale. Wäre über die gleichzeitig 
bestimmten Kandidaten für die Bezirks­
bürgermeister isoliert abgestimmt wor­
den, so wäre ein Fiasko zu erwarten ge­
wesen, denn in der Berichterstanung ka­
men diese Wahlen nicht vor. Die von 
vielen angeregten Abstimmungen auf 
unterer Ebene, z.B. über Landtags- und 
Bundestagsabgeordnete, sollte man da­
her sein lassen, es sei denn, man will 
das Instrument der Urabstimmung 
schnell ad absurdum führen. 

es, man verknüpft den Wahlgang mit 
einer Ortsvereinsveranstaltung, auf der 
am Ende geheim abgestimmt wird. 

Es sollte aber Klarheit darüber herr­
schen, daß die Urwahlen nur ein Ele­
ment der schleichenden Aushöhlung der 
innerparteilichen Demokratie darstellen. 
Die Eingrenzung der mit ihr einherge­
henden negativen Effekte wird nur dann 
wirksam sein, wenn man der Entdemo­
kratisierung der Partei als ganzes - der 
Reduzierung von Parteitagen auf insze­
nierte Medienereignisse, der Loslösung 
der Fraktionen und Regierungen von 
Entscheidungen der Partei, der Mißach­
tung von Progranunen - entgegentritt'. 

1. Die Forderung nach Wiederauf­
hebung der Urwahl in den Satzung_:'be­
stimmungen der Partei ist gegenwart1g 

3. Es sollte bei Urabstimmungen ver­
hindert werden, daß Wahlkampfstäbe 
organisatorisch und . finanziell ~hän­
gig von. den Partetstrukturen agieren. 

1 Thomas Meyer/Klaus-Jüi'gen SchererfCtiristoph 
Zöpel: Parteien in der Defensive, Köln 1994, 
s. 13 

2 ebd., S. 14 
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Durch Wettbewerb zur Macht 
Die Geschichte der SPD-Landtagsfraktion NRW 1946-1966 

Rezension zu: Dieter Düding: Zwischen 
Tradition und Innovation. Die sozialde­
mokratische Landtagsfraktion in Nord­
rhein-Westfalen 1946-1966, Bonn 1995 
(Forschungsinstitut der Friedrich­
Ebert-Stijiung. Reihe: Politik- und Ge­
sellschaftsgeschichte, Bd. 37, hrsg. von 
Dieter Dowe und Michael Schneider). 
Verlag J.H W. Dietz Nachfolger, 408 
Seiten, DM 68,-

echtzeitig zum NRW-Landtags­
wahlkampflegt der Kölner Histo­
iker ein Buch vor, in dem es um 

die Vorgeschichte der Erfolgsstory der 
SPD im bevölkerungsreichsten Bundes­
land geht. Nur den wenigsten in der jün­
geren Generation dürfte bewußt sein, 
daß die Sozialdemokratie in den ersten 
zwanzig Jahren der Landesgeschichte 
lediglich auf Platz zwei in der Wähler­
gunst stand, Politik und Regierung in 
dieser Zeit maßgeblich von der CDU ge-
prägt wurden. · 

Die Landtagsfraktion stand aus zwei 
Gründen im Zentrum sozialdemokrati­
scher Politik in NRW: Einmal, weil sie 
meistens Oppositionsfraktion war, SPD­
Politik sich an der Spitze also hier ab­
spielte und· zum anderen, weil es in 
NRW keinen starken SPD-Landesver­
band gab; die traditionellen Bezirks­
strukturen waren im Parteileben vor­
herrschend. Damit ist die Geschichte der 
SPD in Nordrhein-Westfalen von 1946 
bis 1966 im wesentlichen die Geschichte 
ihrer Fraktion, was die Bedeutung des 
Buches unterstreicht. 

Juniorpartner der CDU 
und Defensivposition in 

der ~achkriegszeit 
Düding unterteilt die zwanzig Jahre 

in drei Phasen. In der Zeit zwischen der 
Einberufung des ersten Landtags im 
Herbst 1946 und den Landtagswahlen 
von 1950 war die SPD als Juniorpartne­
rin an CDU-geführten Regierungen be­
teiligt, die über eine breite parlamentari­
sche Mehrheit verfügten (bis 1948 ge­
hörte auch die KPD der NR W-Landesre-

„ Christoph Meyer, KOln, spw-Recfaktion 
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gierung an; die FDP nur bis 1947). In 
der Fraktion dominierten Politiker wie 
der Fraktionsvorsitzende und Dortmun­
der Oberbürgermeister Fritz Henßler 
(1886-1953), die schon in der Weimarer 
Republik aktive Sozialdemokraten und 
in der Nazizeit Widerstandskämpfer, 
Verfolgte, Emigranten bzw. KZ-Häftlin­
ge gewesen waren. Beseelt von dem 
Willen, das Land nach sozialdemokrati­
schen Vorstellungen zu ordnen, machte 
sich die SPD-Fraktion gemeinsam mit 
den anderen Parteien an den Autbau des 
von der britischen Besatzungsmacht ge­
schaffenen Landes. Die Errichtung der 
parlamentarischen Demokratie gelang -
mit weitergehenden sozialistischen Ziel­
vorstellungen scheiterten die Sozialde- • 

Es war also nicht nur der 
soziale Wandel in NRW, 
der die Wählerinnen und 
Wähler in Massen der 
SPD zutrieb. Es war in 
ganz erheblichem Maße 
das Werk der SPD 
selbst 

mokraten. Dabei hatte sich die SPD­
Fraktion auf zwei Bereiche konzentriert, 
die ihr besonders wichtig erschienen und 
ihre Vorhaben im Parlament auch 
durchgesetzt: die Sozialisierung der 
Bergbauindustrie mit den Stimmen von 
Zentrum und KPD, die Durchsetzung 
von Wirtschaftsdemokratie mittels pari­
tätisch besetzter Wirtschaftskanunern 
gemeinsam mit der CDU. Beide Gesetze 
scheiterten 1948 bzw. 194 9 am Veto der 
Briten. Obwohl Labour-regiert, beugte 
sich die Besatzungsmacht den Interessen 
der wirtschaftlich stärkeren US-Ameri­
kaner. Die dritte entscheidende Nieder­
lage brachten die stark katholisch ge­
prägten Fraktionen von CDU und Zen­
trum der SPD in der Schulpolitik bei: 
Alle (weitgehenden) Kompromißange­
bote der den Gedanken der (überkonfes­
sionellen christlichen) Gemeinschafts­
schule vertretenden Sozialdemokraten 

von Christoph Meyer* 

aus dem Wind schlagend, setzten sie 
eine Verfassung durch, die die konfes­
sionelle Bekenntnisschule zur Regel- . 
schule erklärte, das Elternrecht über das 
Wohl des Kindes stellte und dafür auch 
die Entstehung von Zwergschulen mit 
bis zu acht Jahrgängen in einer Klasse 
billigend in Kauf nahm. Die SPD unter­
lag bei der Volksabstimmung über die 
Verfassung und bei der Landtagswahl 
von 1950. 

Auf den Aufbruch der unmittelbaren­
Nachkriegszeit folgte eine sich über die 
gesamten 50er Jahre erstreckende Peri­
ode der Defensive. Unter dem Druck der 
politischen Verhältnisse in der frisch ge­
gründeten Bundesrepublik und - konkret 
- unter dem Einfluß von Bundeskanzler 
Adenauer mußte die NRW-CDU der 
SPD die Regierungsbeteiligung verwei­
gern. Durch Tod oder Abwanderung in 
die Bundespolitik verlor die SPD-Frakti­
on einen Großteil ihres Führungsperso­
nals-. Henßlers Nachfolger im Fraktions­
vorsitz, der Hagener Oberbürgerrneister 
Fritz Steinhoff (1897-1969), war nicht 
in der Lage, neue politische Impulse zu 
setzen. Der fehlende organisatorische 
Unterbau führte dazu, daß die ge­
schwächte SPD-Fraktion auf Landes­
ebene weitgehend auf sich allein gestellt 
war. Durch den Niedergang der sozial­
demokratischen Lizenzpresse verlor die 
SPD an Einfluß auf die NRW-Öffent­
lichkeit. Während die Fraktion in der 
Schulpolitik trotz ihrer Kompromißbe­
reitschaft an der harten Haltung der ka­
tholischen Landtagsmehrheit scheiterte, 
konnte sie sich auf zwei wichtigen Poli­
tikfeldern nicht einmal auf eine gemein­
same Linie einigen: Bei der Abstim­
mung über die Kommunalverfassung 
unterstützte ein Teil der SPD-Fraktion 
die Regierungsmehrheit, die für die Bei­
behaltung der von den Briten eingeführ­
ten Ratsverfassung mit der „Doppelspit­
ze", also den Dualismus zwischen Ge­
meindevertretung und Gemeindever­
waltung, eintrat, während der andere 
Teil für eine „unechte Magistratsverfas­
sung" nach preußischem Muster plädier­
te. Ähnlich verhielt sich die Fraktion bei 
der Abstimmung über die Landschafts­
verbandsordnung. Daß die SPD 1956 
dennoch in einer Koalition mit FDP und 
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Zentrum und mit Steinhoff als Minister­
präsident die Regierungsverantwortung 
übernehmen konnte, war nicht ihr eige­
nes Verdienst. Die FDP führte diesen 

· Koalitionswechsel aus bundespoliti­
schen Gründen herbei. Der Fähigkeit der 
neuen Regierung zur Politikgestaltung 
waren enge Grenzen gesetzt: Mit dem 
katholischen Zentrum ging nichts in der 
Schulpolitik, und die wirtschaftsliberale 
FDP blockierte jeden Ansatz zur Sozia­
lisierung. Mit der Parole „Kampf dem 
Atomtod!" zog die sozial-liberale Regie­
rung in den Landtagswahlkampf von 
1958. Er endete - es war das einzige Mal 
in der Landesgeschichte - mit der abso­
luten Stimmenmehrheit für die CDU. 

Modernisierung der 
NRW-SPD in den 

60er Jahren 
Es folgt der Schwerpunkt der Unter­

suchung - Schwerpunkt nicht nur auf, 
grund der besseren Quellenlage, son­
dern vor allem, weil der Autor die kon­
zeptionellen und institutionellen Verän­
derungen in der Politik der SPD-Land­
tagsfraktion als entscheidend für die 
Übernahme der Regierungsmacht im 
Jahr 1966 ansieht. 

Nach einer Übergangsphase unter 
den Fraktionsvorsitzenden Steinhoff 
und Kassmann übernahm der Kölner 
Bundestagsabgeordnete Heinz Kühn 
( 1912-1992) die Führung des Landtags­
wahlkampfes von 1962 und nach der 
(deutlich knapperen) Wahlniederlage 
auch die Spitzenposition in'der Fraktion. 
Diese personelle Entscheidung und die 
Modernisierung der Bundespartei (Go­
desberger Programm, 1959) entfalteten 
eine Dynamik der Innovation in der 
Fraktionspolitik. Kühn setzte den Auf­
bau einer politikflihigen Landes-Partei­
organisation dllrch, zog sich inner- und 
außerhalb der Fraktion ein Team politi­
scher Experten heran und schuf durch 
den Autbau von Arbeitskreisen zu den 
einzelnen Politikfeldern auf Fraktions­
und Parteiebene den zur Entwicklung 
von tragfähigen Konzepten notwendi­
gen Unterbau. Er sorgte für eine profes-

. sionelle Presse- und Öffentlichkeitsar­
beit der Fraktion; das zerrüttete Verhält­
nis zur katholischen Kirche wurde durch 
öffentlichkeitswirksame Kontakte zum 
Klerus verbessert. Die SPD-Fraktion un­
ter Heinz Kühn initiierte eine Parla­
mentsreform, die vom Wettbewerbsge­
danken zwischen Regierung und Oppo-

sition ausging und die Stellung des Op­
positionsführers sowie des Parlaments 
stärken sollte. Die SPD-Fraktion entwik­
kelte ( ohne den Sozialisierungsgedan­
ken auskommende) Konzepte zur Über­
windung der Bergbaukrise, profilierte 
sich auf dem „modischen" Gebiet der 
Raumordnung und Landesplanung und 
bemühte sich auf dem Boden der beste­
henden Landesverfassung um eine so­
ziale und konfessionelle Öffuung der 
NRW-Schulen. Inhaltlich-konzeptionell 
und - mit Ausnahme des jungen Kultus­
ministers Mikat - auch personell hatten 
die Regierungsparteien CDU und FDP 
der schwungvoll vorgetragenen SPD­
Strategie nicht viel entgegenzusetzen. 
Die Landtagswahl von 1966 entschied 
die SPD mit 49,5% und 99 von 200 Sit­
zen eindrucksvoll für sich. Wenige Mo­
nate später trat (zu Zeiten der Großen 
Koalition in Bonn!) eine sozial-liberale 
Koalition an, die sich bis 1980 in der Re­
gierungsverantwortung behaupten soll­
te. 

Es war also nicht nur der soziale 
Wandel in NRW, der - unter dem Deck­
namen „Genosse Trend" - die Wählerin­
nen und Wähler in Massen der SPD zu­
trieb. Es war in ganz erheblichem Maße 
das Werk der SPD selbst, die Moderni­
sierung von Partei- und Fraktionsarbeit 
auf der Landesebene, die für den Um­
schwung sorgte. Die Erneuerung der 
SPD war nicht nur die Sache der Bun­
despartei; die NRW-Landtagsfraktion 
leistete einen eigenständigen Beitrag 
dazu. 

Gemeinsamkeit, 
Wettbewerb oder 

Konfrontation? - Fazit 
Godesberg kann nicht einfach nur als 

Bruch der SPD mit sozialistischen Prin­
zipien verstanden werden. Godesberg 
war auch der Bruch mit dem Dualismus, 
der die SPD seit dem Erfurter Programm 
von 1891 kennzeichnete: auf der einen 
Seite einen gesellschaftlichen Endzu­
stand namens klassenlose Gesellschaft 
anzustreben, andererseits aber - damit 
unverbunden - reformistische Politik zu 
betreiben oder sich - wie die NRW-SPD 
in den fünfziger Jahren - gleich mit 
stillschweigender Kooperation" (S. 

213) mit dem bürgerlichen Lager zu be­
scheiden. So gesehen beflihigte die welt­
anschauliche Öffnung die SPD, d_ie be­
stehende Gesellschaft zu gestalten, in: 
dem sie sich auf sie einließ. 

Während die Bundespartei allerdings 
in erster Linie nach Gemeinsamkeiten 
mit der CDU suchte, setzten die NRW­
Sozialdemokraten auf Wettbewerb mit 
der Regierung, Wettbewerb allerdings 
auf der Basis eines gemeinsamen 
Grundkonsenses, oder, um es mit den 
Worten von Heinz Kühn zu sagen: ,,Der 
Streit konzentriert sich zunehmend auf 
Prioritäten, auf Akzente, auf Methoden, 
nicht mehr auf die Inhalte, sondern auf 
die Geschwindigkeiten und Energien, 
mit denen man die oftmals gleichen In­
halte zu realisieren versucht" (S. 214, 
Anm. 861 ). Diesen Grundkonsens be­
gründete er mit „den Entwicklungen des 
modernen Wohlfahrtsstaates" (ebd., 
Anm. 860). 

Was vermag uns die Geschichte der 
SPD-Landtagsfraktion NRW heute zu 
sagen? 'Zweifellos lohnt sich das Studi­
um der Oppositionsstrategie von Heinz 
Kühn. Viele der damals verwandten 
Mittel stünden der SPD auch heute gut 
zu Gesicht - wenn auch in modifizierter 
Form. Insbesondere, daß die NRW-So­
zialdemokraten die Regierungsparteien -
anders als im Bund - mit einer kompeti­
tiven, nicht einfach nur kooperativen 
Strategie jagten und die CDU 1966 auch 
eindrucksvoll (und, wie sich zeigen s.ö!h 
te, dauerhaft) zur Strecke bracht~·:lf.-:i; 
lerdings haben sich die geschich~ 
Konstellationen seitdem verändert/Der 
auf dem erfolgreichen „Wohlfalirts­
staat" basierende Grundkonsens ·wird 
derzeit im Namen des Standorts ·vom 
Kapital und seinen Vertretern aufgekün­
digt. Entscheidend ist, daß die SPD diese 
veränderte Grundkonstellation erkennt. 
Eine sozialdemokratische Strategie kann 
heute nicht zuerst die Gemeinsamkeiten 
suchen, sie ist auch nicht nur auf Wett­
bewerb, sie ist in der Sache auf Konfron­
tation angewiesen. 

Ein Fazit zum Buch: Es ist reich an 
Fakten, anschaulich geschrieben und er­
öffnet eine neue Perspektive auf den 
Wandel der Sozialdemokratie von der 
,,Klassen-" zur „Volkspartei". Die Lek­
türe lohnt sich - auch außerhalb von 
Nordrhein-Westfalen. 
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,,Sahnehäubchen auf einem Kaffee, 
der gar nicht will'' 

Das mit „Sahnehäubchen" und 
„Kaffee" bezieht sich auf das 
Verhältnis von Führung und Par­

tei der PDS und stammt vom grünen 
Sahnebatzen Joschka Fischer. Es ist ein 
durchaus schräges Bild, aber noch recht 
freundlich als Bewertung von Partei und 
Parteitag der PDS und nicht allzu unge­
recht. Heribert Prantl von der „Süddeut­
schen" hingegen hatte seinen Kommen­
tar der „ 1. Tagung des 4. Parteitages der 
PDS" überschrieben mit: ,,Der Anfang 
vom Ende der PDS" - um dann ähnlich 
wie Fischer bildhaft zu werden: ,,Gysi 
und Bisky, auch die Schriftsteller Heym 
und Zwerenz, die sogenannte bunte 
Truppe der PDS im Bundestag, ist der 
Schnittlauch auf einer Suppe: schwimmt 
obenauf, verändert aber den Geschmack 
und die Substanz nicht." 

Nun, den Anfang vom Ende der PDS 
habe ich in Berlin noch nicht verspürt. 
Man kann getrost davon ausgehen, daß 
mit der PDS noch einige Jahre zu rech­
nen ist. Zumindest als linke, ostdeutsche 
Regionalpartei (teilweise mit Volkspar­
teicharakter) hat sie sich mit über 6000 
Mandatsträgern bei 121.000 Mitgliedern 
im Osten (West: 2000) institutionali­
siert. Zudem: Parteitage sind sicher 
wichtig, aber selten entscheidend. Gäbe 
es aber eine kurze, treffende Bezeich­
nung für „wieder'.mal·knapp-an-der-Ka­
tastrophe-vorbeigeschrammt", ich wür­
de sie als Schlagwort zur Charakterisie­
rung der Situation während des PDS­
Parteitages durchaus empfehlen. 

Nach ihrem Bundestagswahlerfolg 
(mit 2.066.000 Sti,hmen) sollte dieser 
Parteitag eine Konsolidierung der Auf­
wärtsbewegung erreichen, ein inhaltli­
ches und personelles Signal für die Poli­
tikfähigkeit der PDS als modernisierter 
sozialistischer Partei in der ganzen Bun­
desrepublik setzen. Vier Themen/ Auf­
gabenkomplexe standen folgerichtig im 
Vordergrund: Opp,ositionsverständnis 
und parlamentarische Arbeit (Regie­
rungstolerierung oder gar -beteiligung), 
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Frank Wilhelmy, Bad Münster a. St., Politikwis­
senschaftler, Sprecher des Juso-Bezirkes 
Rheinland-Hessen-Nassau 

Der Berliner Parteitag der PDS 

modernes sozialistisches Profil und Ab­
grenzung vom „Stalinismus", Westver­
ankerung der Partei und schließlich 
,,PDS und Jugend". In allen vier Berei­
chen hat es letztlich keine richtige Klä­
rung gegeben. Erzwungene Formelkom­
promisse, eklatante Widersprüche oder 
schlicht Dürftiges an Inhalten konnten 
keine nachhaltige Motivation oder bes­
sere Orientierung vermitteln. 

Ursprünglich sollte der Parteitag „ lO 
Thesen zum weiteren Weg der PDS" 
diskutieren und beschließen (siehe Ka­
sten). Das Intellektuellen- bzw. Vor­
standsmehrheits-Papier, von vielen als 
das „Godesberg" der PDS beargwöhnt, 
war aber zu spät vorgelegt worden und 
stieß mit Begriffen wie „Gesellschafts­
vertrag'' und einem pragmatisch reform­
politischen, gestaltungswilligen Tenor 
auf massive Kritik und Vorbehalte aus 
Partei und Bundestagsgruppe. Neben 
der Ablehnung durch die Kommunisti­
sche Plattform und Teile der AG Junge 
Genossinnen befürchteten auch West­
linke und die ,,Zentristen" in der PDS, 
z.B. Mitglieder wie Uwe Jens Heuer, 
daß sich die Partei zu stark von der iden­
titätsrelevanten DDR-Vergangenheit di­
stanziere, sich zu sehr an die Erwartun­
gen der bürgerlichen Öffentlichkeit und 
der Sozialdemokratie anpasse und ihren 
Antikapitalismus vernachlässige. 

Die PDS-Führungs-Troika Bisky/ 
Gysi/Modrow versuchte nun, ein abge­
specktes Essential-Papier,· die ,lünf 
wichtigsten Diskussionspunkte" (siehe 
Kasten), ohne Debatte und für Bisky 
persönlich mit der Kandidatur als Partei­
chef verbunden, durchzupeitschen. Dies 
gelang nicht ohne eklatähnliche Kom­
plikationen. Zuerst stimmte der Partei­
tag in die Reihung der Positionen, von 
denen die PDS sich abgrenzen wo[[te, 
die mit einer Mitgliedschaft „unverein­
bar'' seien (nationalistische, chauvinisti­
sche, antisemitische sowie stalinistische 
Auffassungen) den Begriff „Antikom­
munismus" hinein. Das hätte womöglich 
den Mandatsverzicht des erklärten „An­
tikommunisten" Gerhard Zwerenz, 
MdB, zur Folge gehabt und gleichfa!Is 
den Ausschluß von Graf Einsiedel, 

von Frank Wilhelmy* 

MdB. In einer Kampfabstimmung fand 
man am anderen Tag eine Kompromiß­
formel: ,,Als sozialistische Partei kann 
und darf die PDS nicht antikommuni­
stisch sein. Sie ist nicht bereit, ·auf demo­
kratisch-kommunistische Positionen in 
ihren Reihen zu verzichten." Das gestat­
tete gleichzeitig die Duldung des Anti­
kommunismus Einzelner, die Verein­
barkeit mit der Tradition des „demokra­
tischen Kommunismus" einiger anderer 
und die Abgrenzung vom „Stalinismus". 

Kraftakt erster Teil. .Nun mußte die 
Kommunistische Plattform (KPF), deren 
Vertreterin Wagenknecht in den Vor­
stand wo[[te - was Gysi an einer Kandi­
datur gehindert und für Bisky vie!Ieicht 
den Rücktritt bedeutet hätte, rhetorisch 
niedergerungen werden. Kraftakt und 
Kunststück Teil zwei. Die Schwierigkeit 
bestand darin: geht man die KPF zu 
scharf an, vergrätzt man die Masse der 
Partei gleich mit, diejenigen nämlich, 
denen rigider Antikapitalismus und 
selbst erfahrene DDR-Vergangenheit 
unverzichtbare Identitätselemente sind. 
Weiter mußte tunlichst vermieden wer­
den, genauer zu bestimmen, was denn 
nun „demokratischer" ini Unterschied 
zum „stalinistischen" Kommunismus 
ist, was kommunistische Politik heute 
überhaupt heißt und was davon legitim 
in der PDS vertreten und mit ihr umge­
setzt werden könnte. Denn eigentlich 
sind a!Ie klassischen Elemente, die 
Kommunisten stets von Sozialisten (und 
Sozialdemokraten) unterschieden (här­
tere Dogmenfestigkeit, Avantgardismus, 
Zentralismus, instrumentelles Demokra­
tieverständnis, systemzerstörendes Re­
volutionsverständnis, Gewaltfrage etc.) 
in der PDS offiziell explizit nicht mehr 
programmatisch vorhanden bzw. wer­
den sie strikt abgelehnt. 

Eine wirkliche inhaltliche Diskussi­
on über die ideologischen Grundlagen 
der PDS-Politik ( die von ihr gerne auch 
mit dem Etikett „Pluralismus" abgewie­
gelt wird), hätte m.E. unweigerlich zu 
Brüchen und Spaltungen führen müssen. 
Das nicht tun zu müssen, um den bislang 
nützlichen heterogenen Sammelbecken­
charakter der Partei nicht zu gefährden, 
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war das Problem: Wasch mir den Pelz, 
aber mach mich nicht naß! 

Die KPF symbolisch zu bezwingen, 
ohne es bis zur letzten Konsequenz 
durchfechten zu wo!Ien (und machtpoli­
tisch zu können) war die rhetorische 
Leistung Gysis. Er kämpfte gegen eine 
nach seinem (und meinem) eigenem 
Empfinden „ beklemmende" Stimmung 
im Saale an: böse Ressentiments gegen 
die Führung, die öffnende programmati­
sche Bewegung zu erreichen suchte. 
Sein Manöver: er koppelte die emotional 
tiefe Ablehnung der Partei für die russi­
sche Tschetschenienintervention mit ei­
nem Zitat aus Wagenknechts Buch „An­
tisozialistische Strategien ... " Sie hatte 
über Prag 1968 geschrieben (S. 153): 
„Nicht nur war die KPC weitgehend auf 
einen sozialdemokratischen Kurs einge­
schwenkt; die Entwicklung erreichte 
schließlich einen Punkt, an dem der Sta­
tus quo im Sozialistischen Lager ernst­
haft erschüttert zu werden drohte und 
binnen kurzem sich in Prag die Macht­
frage stellen konnte." Genau in diesem 
Moment habe die Sowjetunion einge­
griffen und die „Konterrevolution" nie­
dergeworfen. Kein Wort habe sie, so be­
merkte Gysi dazu richtig, zur Verurtei­
lung der damaligen Intervention verlo-

ren. Die PDS könne aber heute nur dann 
glaubwürdig gegen den Tschetschenien­
krieg auftreten, wenn sie prinzipiell das 
Selbstbestimmungsrecht der Völker an­
erkenne und deshalb auch die damalige 
Intervention verurteile. Das war der 
Durchbruch. Riesenapplaus für Gysi. 

Bei den Vorstandswahlen wurde 
Bisky mit 83% zum Vorsitzenden wie­
dergewählt (was überraschte - er selbst 
hatte mit größerer Ablehnung gerechnet 
und wohl auch überlegt, ob er den Bettel 
hinschmeißen solle), Wagenknecht 
scheiterte knapp mit 33 % der Stimmen. 
Die Zeche, den indirekten Denkzettel 
für die Führungsspitze, zahlten der Wes-. 
si Wolfgang Gehrke, der drei Wahlgän­
ge brauchte, um stellvertretender Partei­
vorsitzender zu werden und besonders 
der programmatische Kopf und ehemali­
ge Wahlkampfleiter Andre Brie, der sich 
im Kampf um die Position des Ge­
schäftsführers nicht gegen den amtieren­
den Genossen Harnack durchsetzen 
konnte - später (nach persönlicher Be­
denkzeit, ob er noch weiter kandidieren 
solle) aber mit besserem Ergebnis als 
Gysi in den Vorstand gewählt wurde. 

Die Jugenddebatte erbrachte neben 
dem Ergebnis, daß man keinen Jugend­
verband der PDS wolle, da dies ,kontra-

produktiv" bzw. ,,antiquiert" sei, die 
Rolle rückwärts im Oppositionsver­
ständnis. War in den „5 Punkten" von 
Tolerierung und Koalition die Rede (sie­
he Kasten), setzte der Beschluß „PDS 
und Jugend" massiv auf außerparlamen­
tarischen Druck und fundamentalere 
Opposition: ,,Die PDS ist keine Regie­
rung im Wartestand." 

Die Debatte um die Verankerung der 
PDS im Westen war schließlich die zweit­
wichtigste und -schwierigste und zu­
gleich aber auch dürftigste des gesamten 
Parteitages. Neben rührenden Erfah­
rungsberichten waren Wiederholungen 
der inhaltlichen Positionen der PDS zu 
hören, Selbstermunterungen und Banali­
täten. Die Beschlußfassung listete die 
Bereiche und Ebenen auf, wo man wie 
bisher oder mehr als zuvor oder immer 
mehr arbeiten will .. Geniale strategische 
Durchbrüche wie: Der Parteivorstand be­
rät regelmäßig mit den westlichen Lan­
desverbänden!- oder: Zentrale Konferen­
zen fmden künftig verstärkt im Westen 
statt! - verdeutlichen das Grundproblem 
der PDS. Ihre Zukunft entscheidet sich 
im Westen. Momentan sieht es da duster 
aus, wenn man die Ausstrahlung des Par­
teitages nehmen wollte. Da fällt.mir de 
doch unweigerlich der Prantl wieder, .,. 
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,,Einzig aussichtsreich ist die Idee 
eines libertären Sozialismus'' 

interview mit Andre Brie* 
spw: Im Unterschied zur Partei- und 

Bundestagsgruppenführung (Bisky, 
Gysi) hast Du den Parteitag der PDS 
harsch kritisiert. Du hast den Wider­
spruch festgestellt, daß die Partei zwei 
sich ausschließende Beschlüsse zu ihrem 
Oppositionsverständnis verabschiedet 
hat: Fundamentalopposition und Ver­
weigerung versus Bereitschaft zum Mit­
gestalten, Tolerieren, evtl: langfristig 
Mitregieren. ... 

Brie: Ja, ich frage mich, warum glei­
che und sehr große Mehrheiten an einem 
Tag :'" einer entscheidenden Frage des 
Pohl!kverständnisses und. im übrigen 
auch der Politikflihigkeit der PDS das 
eine w:'d am nächsten Tag das Gegenteil 
beschheßen. Warum sind wir uns so we­
nig bewußt, was wir beschließen? Na­
türlich habe_n die schlechte und sehr spä­
te Vorbereitung des Parteitages dur<:h 
den Parteivorstand und das fehlen einer 
transparenten- Diskussion innerhalb der 
PDS im Vorfeld des Parteitages (eben­
falls durch die mangelhafte Arbeit des 
Vorstandes, dem ich angehöre und in 
dessen Kritik ich einzuschließen binJ die 
Parteitagsdelegier!en vor eine fast unlös­
bare Aufgabe gestellt. Ich denke daß 
ganz prinzipielle Entwicklungsp;obles 
~e der. PDS deutlich geworden sind: 
e1~e Flucht aus realer Widersprüchlich­
keit und der Unbequemlichkeit von Po­
litik; eine immer noch existierende Har­
moniesehnsucht; eine defizitäre Kom­
munikation, ein noch wenig entwickel­
ter Diskurs innerhalb der PDS· das Feh­
len einer ausreichenden the~retischen 
Versicherung. 

her so klar dominierende Linie von 
Bisky und Gysi durchsetzte. Als deren 
Anhänger bedaure ich das einerseits an­
dererseits - und das ist zunächst s~gar 
wichtiger - ist es Ausdruck für einen 
fortgeschrittenen Emanzipationsprozeß 
für eine endlich vollzogene Abnabelun~ 
von der SED. Kern meiner Kritik ist daß 
es noch nicht gelungen ist, Neues i~ der 
PDS zu vereinbaren, zu einer Strategie 
des konkreten und wirksamen Eingrei­
fens in Politik und Gesellschaft der BRD 
überzugehen. 

Zweitens gibt es in der PDS Kräfte 
die zwar Stalins Terror-Regime kritisie'. 
ren, aber glauben und glauben machen 
wollen, daß damit der Rest staatssoziali­
stischer Zeit mehr oder weniger Bestand 
haben könne. Drittens. Die Politik des 
Massenmordes und extremer Repressio­
nen unter Stalin hatte Voraussetzungen: 
De?1okratiefeindlichkeit, antiemanzipa­
tonsche politische und gesellschaftliche 
Praxis, die Mißachtung der politischen 
und individuellen Menschenrechte Zen­
tralismus und Dirigismus usw. Genau 

Vieles kann gar nicht anders sein. 
Der Kollaps der SED, aus der die PDS 
kommt, ihrer Praxis und ihrer Theorie­
gebäude liegt erst 5 Jahre zurück. Die 
gesamte Linke steht vor grundlegend 
neuen theoretischen und praktischen 
Fragestellungen und befindet sich in ei­
ner geradezu katastrophalen flefensive. 
Immerhin war der jüngste Parteitag der 
PDS aber auch zum ersten Mal dadurch 
ge~ennzeichnet, daß sich der innerpar­
te1hche Plurahsmus auch gegen die bis-
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Dr. Andrl! Brie, Berlin, Politikwissenschaftler 
Mitglied im Parteivorstand der PDS. Für sp~ 
führte Frank Wilhelmy das Gespräch. 

Das 
„Stalinismus"-Problem 
spw: In der beschlossenen Abgren­

zung vom „ Stalinismus" (aber auch vom 
„Antikommunismus ''.) sollte wohl ein 
starkes Signal gegen ein wie auch immer 
geartete~ ,, orthodoxes" Sozia!ismusver-

. ständnis und gegen nostalgische Ver­
gangenheitsverklärung gesetzt werden. 
Findest Du nicht, daß der „Stalinismus­
begrifj" dafor eigentlich ungeeignet ist? 
Ist es nicht eine kolossale Verharmlo­
su_ng, des stalinistischen Terrors, wenn 
man Ulbricht-Nostalgikerinnen wie 
Sahra Wagenknecht so bezeichnet? 

diese Voraussetzungen blieben aber 
auch nach dem XX. Parteitag der 
KPdSU als prägende Züge der staatsso­
zialistischen Gesellschaften und der Po­
litik der kommunistischen Parteien er­
halten. Diese Kontinuität war letztlich 
für die Reformunfähigkeit der ,real so­
zialistischen Länder" veran1wortlich 
un_d wurde mit der Verwendung des Be-

Brie: Hinsichtlich des Stalinismus­
Begriffes befand und befindet sich die 
PDS in einem mehrfachen Dilemma. Er­
stens begann die Geschichte der PDS 
auf dem . Außerordentlichen Parteitag 
der SED 1m Dezember 1989 mit einer 
massiven Auseinandersetzung mit dem 
gescheiterten staatssozialistischen Sy­
stem der DDR, das damals von Markus 
Wolf als „Stalinismus in den Farben der 
DDR" und auch von praktisch allen an­
deren Rednerinnen und Repnern als sta­
linistisch gekennzeichnet wurde. Das 
~~g man heute wissenschaftlich und po­
hllsch für falsch halten, weil es die 
grundsätzlichen Unterschiede zwischen 
der Zeit des stalinistischen Terrors und 
dem Poststalinismus verwischt. Es ist 
aber real gewordene Geschichte der 
PDS. Jeder Versuch, diese Ursprungs­
d~skussion „umzukrempeln", würde 
mcht nur als Zurückgehen hinter die da­
malige Schärfe der Auseinandersetzung 
aufgefaßt werden, sondern vorhandene 
Tendenzen, genau das zu tun, bestärken. 

griffs des Stalinismus auf dem Außeror­
dentlichen Parteitag der SED betont. 

spw: Wie auch immer, gab bzw. gibt 
es denn „Stalinisten" in der PDS? Wor­
um geht es wirklich? Wo ist die inhaltli­

_che Linie, ab der sich die „pluralisti­
sche" PDS (Selbstbezeichnung) abgren­
zen muß? 

. Brie: Die Verharmlosung des stalini­
stischen Terrors ist tatsächlich selten ge­
worden, und in dieser Hinsicht gibt es in 
der PDS praktisch keine „Stalinisten". 
Ich bin mir durchaus bewußt daß mit 
dieser Debatte über Stalinismu; und An­
tistalinismus, Kommunismus und Anti­
kommunismus, Gysi/Bisky contra Wa­
genknecht die eigentlichen Probleme 
Widersprüche und Inhaite eher ver'. 
schleiert werden können. Der eigentli­
che Gegenstand der Auseinandersetzun­
gen in d_er PDS ist nur ungenügend be­
wußt. Die PDS will einen linken Plura­
lismus in der Partei, und sie hat bislang 
davon durchaus profitiert. Kommunisti­
sches Gedankengut (leider meistens in 
orthodoxer Form, selten. wirklich bei 
Rosa Luxemburg oder Antonio Gramsci 
~der dem ~lten Trotzki anknüpfend), 
hnksalternat1ve Vorstellungen, linksso­
zialdemokratische Orientierungen, radi­
kal ökologische und radikal feministi­
sche Positionen oder eine ziemlich star­
ke Arbeitsgemeinschaft von Christinnen 
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Christ~n in und bei der PDS haben 
. ,'j,rogrammatische Diskussion der 
·s deutlich vorangebracht. Dieser Plu­
"ismus in der PDS kann aber selbstver­

Iiändlich nicht beliebig sein. Soll die im-
1•i mer noch offene Entwicklung-eines neu­
. en sozialistischen Projekts gelingen, so 
muß dieser Pluralismus Sozialismus, 
Demokratie und Libertät verbinden, und 
das nicht als Wortgeschwafel, sondern 
in konkreter Politik. 

spw: Gibt es denn dafür Resonan.z 
bzw. -Träger in der Partei?_ 

Brie:_ Es treffen in der PDS zumin­
dest drei programmatische Richtungen 
aufeinander, eine sicherlich eher schwa­
che, die weitgehend an den Sozialismus­
vorstellungen der Vergangenheit fest­
hält (unter dem Motto „Zurück zu Le­
nin"), eine zweite, wahrscheinlich die 
dominierende, die bestrebt ist, sozialisti­
sche Positionen mit einem wirklichen 
Demokratismus zu verbinden, aber So­
zialismus nach wie vor primär als Ver.; 
staatlichung sieht und auch in ihren ak­
tuellen politischen Vorstellungen staats­
orientiert ist. Schließlich gibt es eine 
dritte Richl!mg, die ich persönlich für 
die einzig aussichtsreiche bei der Er­
neuerung des sozialistischen Projekts 
halte, die Idee eines libertären Sozialis­
mus, in dem westliche Modeme und So­
zialismus zusammengedacht werden. 
Rainer Land charakterisierte diese Rich­
tung in einem unveröffentlichten Artikel 
(,,Orthodoxie und Modernität in der 
PDS") wie folgt: ,,Diese Gesellschafts­
und Reformvorstellungen gehen davon 
aus, daß die spezifischen Eigendynami­
ken moderner westlicher Gesellschaften, 
etwa die Modemisierungs- und Innova­
tionsantriebe der Kapitalwirtschaft nicht 
aufgehoben werden können oder sollten. 
Vielmehr wird angenommen, daß die 
negativen sozialen und ökologischen 
Wirkungen der Modeme beherrschbar 
und sogar emanzipatorisch-progressiv 
gewendet werden können, wenn es ge­
lingt, partizipatorische Brücken zwi­
schen „Systemen" und Individuen ein­
zubauen. An die Stelle staatlicher Inter­
ventionen sollen hier zivilgesellschaftli­
che und sozialgemeinschaftliche Partizi­
pation treten ... " 

Bisher hat in der PDS die Diskussion 
und Auseinandersetzung um eine solche 
Programmatik und Politik noch nicht 
einmal richtig begonnen, Unabhängig 
davon muß aber in der PDS bereits jetzt 
klar sein, daß undemokratische Politik­
vorstellungen in der PDS nichts zu su­
chen haben. Das ungelöste Problem be-

steht jedoch darin, daß natürlich nie­
mand in der PDS sich zu solchen (unde­
mokratischen) Positionen bekennen 
würde ... 

Perspektiven der PDS 
spw: Du hast immer wieder auf die 

Strukturprobleme der PDS hingewiesen. 
Neben der weiter anstehenden Klärung 
der inhaltlichen Fragen wird das lang­
fristige Über/eben der PDS von der Pro­
filierung als gesamtdeutsche linke Par­
tei (bis zur Bundestagswahl 1998) ab­
hängen. Bis heute hat sich aber an der 
Kümmerexistenz der West-PDS nichts 
geändert. ,, Massenzulauf" hat die PDS 
im Westen lediglich durch Kader altlin­
ker Sekten. .. 

Brie: Die PDS hat in Westdeutsch­
land keinen „Massenzulauf'. Immerhin 
dürfte sie die einzige linke Gruppierung 
sein, die in den vergangenen zwei Jah­
ren ihre Mitgliederzahl substantiell ver­
größert hat. Um das gleich und entschei­
dend zu relativieren: die Zahl stieg von 
500 auf 2000. Der größere Teil des „Zu­
laufs" sind junge Menschen. Gleichzei­
tig ist die PDS durch ihren Wahlerfolg, 
zu dem ja auch die Wahl von 5 Bundes­
tagsabgeordneten in den westdeutschen 
Ländern gehört, für etliche alte linke 
Gruppierungen interessant geworden. 
Das Problem sind nur selten deren ein­
zelne Mitglieder, sondern ist die Tatsa­
che, daß angesichts der personellen 
Schwäche der PDS in Westdeutschland 
schon eine gut organisierte Gruppe von 
10 oder 20 Leuten den Charakter eines 
ganzen PDS-Landesverbandes völlig 
ändern kann. 

Die eigentliche Schwierigkeit ist je­
doch eine völlig andere. Es gibt gegen­
wärtig keine gesellschaftliche Bewe­
gung, aus der heraus sich ein neues so­
zialistisches Projekt entwickeln könnte, 
so wie beispielsweise die Grlinen aus 
dem Aufbruch 1968, der Anti-KKW-, 
der Frauen- und der Friedensbewegung 
der 70er Jahre entstanden sind. Wir han­
deln aus Abwehrkämpfen heraus, aus 
dem gerade erfolgten, sehr umfassenden 
Scheitern eines sozialistischen Ver­
suchs, aus der Defensive. Es gibt keine 
Patentrezepte. Ich bin überzeugt, daß 
eine sozialistische Partei nur als bundes­
weite Partei eine Perspektive hat. Ich bin · 
auch überzeugt, daß es links von SPD 
und Grünen genügend Platz für eine sol­
che Partei gibt und daß eine im demo­
kratischen und libertären Sinne moderne 
antikapitalistische und sozialistische 

Partei im Ensemble anderer politischer 
Kräfte in der BRD dringend erforderlich 
ist. Aber Parteien sind auch kulturelle 
Phänomene und lassen sich nicht 
,,künstlich" oder administrativ entwik­
keln. Das langfristige Überleben der 
PDS - in dieser Hinsicht stimme ich völ­
lig zu - wird sich mit der Profilierung als 
bundesweite Linkspartei entscheiden 
und maßgeblich vom Bundestagswahl­
ergebnis 1998 abhängen. Dafür ist in 
Westdeutschland und Westberlin min­
destens eine Verdoppelung der I 994 er­
reichten 1 % erforderlich. 

spw: Die „ taz" hat unlängst süffisant 
getitelt, daß die PDS programmatisch 
auf dem Weg nach „Godesberg" sei. 
Die Kommunistische Plat!form hat dies 
naturgemäß beklagt, andere haben es 
als Taktik abgetan, wiederum andere se­
hen darin eine Unausweichlichkeit: Wie 
anders als reformistisch, also sozialde­
mokratisch kann denn heute noch linke 
Politik begründet und organisiert wer­
den? 

Brie: Warum eigentlich sind wir al­
lesamt nur in der Lage, in zwei Polen zu 
denken: sozialdemokratisch - kommuni­
stisch, . revolutionär - reformisti~h, 
schwarz - weiß oder wie ein Computtir,l 
- O? Das Bild von Godesberg sti . · '•' 
keiner Weise. Die SPD war lange::' 
eine reformistische und nicht e 
eine linkssozialdemokratische · Pwf: 
Die PDS ist nicht auf dem Weg riacl:! 
Godesberg. Es gibt nichts Überflüssige­
res im deutschen Parteiensystem: als eine 
zweite sozialdemokratische Parlei, und 
es gibt in der Linken nichts Anachroni­
stischeres als den kommunistischen Pfil­
teityp. Die Perspektive der PDS liegt 
nicht zwischen, sondern jenseits der 
Pole von Sozialdemokratismus und 
Kommunismus. Reformen können viel 
revolutionärer sein als der verhängnis­
volle Versuch, ,,alle Mächte ~er alten 
Gesellschaft zu zerschlagen" oder die 

· neue Gesellschaft auf den Trümmern der 
alten aufzubauen. Man mag reformi­
stisch und sozialdemokratisch zu Recht 
gleichsetzen. Reformerisch und sozial­
demokratisch jedoch sind keine Synony­
me. Das reformerische wird erst dann re­
formistisch, wenn das Ziel einer gesell­
schaftlichen Alternative aufgegeben 
wird, in der die sozialen, kulturellen, 
ökologischen und anderen gemein­
schaftlichen Interessen vorherrschen 
und realisiert werden können (im übri­
gen, ohne die anderen Interessen zu er­
sticken). 
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Neue Drogenpolitik • 1n 

Ritte zu Beginn der neuen drogen­
politischen Debatte Ende der 

Oer Jahre in Schleswig-Holstein 
jemand behauptet, ab 1994 würde bun­
desweit über die Frage gestritten, wie 
Cannabis-Produkte so ans Volk ge­
bracht werden können, daß einerseits 
den Gesetzen Genüge getan, anderer­
seits man den Ansprüchen ei"nes voran­
gegangenen Verfassungsgerichtsurteils 
gerecht würde, so wäre dieser Mensch 
für verrückt erklärt worden. 

Tatsächlich gibt es diesen Streit seit 
Mitte des letzten Jahres. Er wird "öffent­
lich und mit viel Vehemenz ausgetra­
gen; die Schlachtlinien sind (fast) diesel­
ben wie in den 70er Jahren, doch das 
Gewicht der Kontrahenten hat sich 
durch das Verfassungsgerichtsurteil 
vom März 1994 verschoben: Das • Can­
nabis-Urteil" testiert der herrschenden 
Drogenpolitik zwar die Verfassungsmä­
ßigkeit und spricht sich gegen das vom. 
Lübecker Richter Wolfgang Neskovic 
postulierte „Recht auf Rausch" aus, 
nimmt jedoch gleichzeitig die Andro­
hung der Strafverfolgung von den Kon­
sumentinnen, räumt auf mit der Mär von 
der Einstiegsdroge Haschisch, hält die 
gesundheitlichen Folgen des Cannabis­
Konsums für wissenschaftlich untersu­
chungswürdig - und damit nicht mehr 
für feststehend negativ - und öffnet nach 
Ansicht vieler in der Gesundheits- und 

Konrad Nabel Mdl, Ahrensburg, sozialpoliti­
scher Sprecher der SPD-Landtagsfraktion 
Schleswig-Holstein 

Justizpolitik sogar die Möglichkeit, über 
legale Erwerbsmöglichkeiten für Kon­
sumentinnen nachzudenken. 

Die gemeinsame 
Richtlinie zu §31 a BtMG 
Insgesamt bestätigte das Verfas­

sungsgericht damit die ersten Entkrimi­
nalisierungsschritte, die nach der Ergän­
zung des Betäubungsmittelrechts um 
den §3la eingeleitet wurden, hob aber 
zusätzlich die Möglichkeit, auf Sanktio­
nen zu· verzichten, in den Rang eines 
verfassungsrechtlichen Gebots. Schles­
wig-Holstein hatte bereits im Mai 1993 
als erstes Bun\lesland eine Richtlinie zur 
Umsetzung des §3la BtMG' beschlos­
sen, nach der die Staatsanwaltschaft in 
der Regel - auch in Wiederholungsfällen 
" von der Verfolgung absieht, wenn 
,,Anbau, Herstellung, Einfuhr, Ausfuhr, 
Durchfuhr, Erwerb, Verschaffen in son­
stiger Weise oder Besitz (von Drogen) ... 
lediglich dem Eigenverbrauch in gerin­
ger Menge" dienen. Als geringe Mengen 
wurden definiert: 30 g Cannabisproduk­
te, 5 g Kokain oder Amphetamine und 1 
gHeroin. 

Die durch das Urteil dem Bund und 
den Ländern gegebenen Aufträge er­
zeugten zunächst zwar viel Geschäftig­
keit, Ergebnisse sind aber noch nicht 
wirklich greifbar. So konnten sich die 

. Justizministerinnen bislang nicht zu ei-
ner einheitlichen Bewertung der .gerin­
gen Menge" durchringen. Eine Einigung 
scheiterte nicht nur an der' starren Hal­
tung Bayerns, sondern auch an den neu­
en Bundesländern, die sich neuen, bisher 
nicht gekannten Problemen gegenüber 
sahen, und auch an einigen SPD-regier­
ten West-Ländern. 

Dagegen haben die für die Gesund­
heit zuständigen Ministerinnen den Auf­
trag des Verfassungsgerichts offensiver 
angenommen, zu prüfen, ob mit einer 
eher liberalen Handhabung - vergleich­
bar der in den Niederlanden - die dro­
genpolitischen Ziele besser als derzeit 
umgesetzt werden können. In ihrer ge­
meinsamen Entschließung vom Novem­
ber 1994 haben sie sich darauf verstän'. 
digt, ne11e gesundheitspolitische Kon­
zepte zu erarbeiten, mit dem Ziel, .zu ei­
ner der Realitätentsprechenden Neuber-

der BRD 
von Konrad Nabel 

wertung weicher Drogen zu kommen 
und damit auch die Konsumenten wei­
cher Drogen vor dem kriminellen Um­
feld zu schützen". Dabei sind auf der 
Grundlage auch .der Analyse der in eu­
ropäischen Nachbarstaaten gemachten 
Erfahrungen" die „ recht! ichen und tat­
sächlichen Möglichkeiten von einzelnen . 
... Maßnahmen ... beim regelnden Ein­
griff in den illegalen Cannabismarkt zu 
prüfen"2

• 

Damit ist natürlich auch die Frage 
nach legalen Möglichkeiten des Erwerbs 
der immer noch illegalen Droge Canna' 
bis gemeint. Entsprechend dem Ur­
sprung der Initiative für diese Entschlie­
ßung wurde die schleswig-holsteinische 
Gesundheitsministerin Heide Moser mit 
der Federführung bei diesem Vorhaben 
beauftragt. Ihr lautes Nachdenken, wie 
denn solche Maßnahmen aussehen 
könnten - vielleicht eben wie in den Nie­
derlanden die Coffee-Shops - hat die ak­
tuelle Auseinanderst\tzung neu entfacht.-

Auch we.nn die schleswig-holsteini­
sche SPD auch in der Bundespartei ge­
zielt auch auf diese Position hingearbei­
tet hat, ist es nötig, die hinter dieser Aus­
einandersetzung vielfach vergessenen 
anderen Bestandteile der Drogen- und . 
Suchthilfepolitik aufzuzeigen, die für 
Betroffene und das Hilfessystem minde­
stens eiiie genauso große, meist eine 
größere Rolle spielen. Neben der Entkri­
minalisierung von Drogenbenutzerin­
nen und der angestrebten Trennung der 
Märkte sind die Prävention, das Bera­
ttmgs- und Hilfesystem sowie die Sub-· 
stitution Bestandteile einer modernen 
Drogen- und Suchthilfepolitik, die sich 
seit 1988 zunächst im Land; in vielen 
Teilen auch bundesweit zunehmender 
Akzeptanz erfreut. 

Ein umfassender 
Suchtbegriff 

Eine der Grundlagen der schleswig­
holsteinischen Drogenpolitik ist ein um­
fassender Suchtbegriff, der nicht unter­
scheidet zwischen legalen und illegalen 
Suchtmitteln, der sowohl für stofflich als 
auch für nicht stofflich gebundene 
Suchtverhalten gilt. Sucht wird als Folge 
eines vor Konfliktsituationen auswei­
chenden Verhaltens gesehen, das sich 
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im Laufe der Zeit bei häufigen ,Erfolgs­
erlebnissen" zunächst über die Gewöh­
nung zu einem zwanghaften Verhaltens­
muster entwickelt und damit die Betrof­
fenen krank macht. 

Die Bedingungen für die Entstehung 
von Sucht sind vielfältig, jeder und jede 
Süchtige hat seine eigene „Suchtkarrie­
re", aber maßgeblich für die Entstehung 
von Sucht ist auch das Lebensumfeld, 
die gesellschaftlichen Rahmenbedin­
gungen können die Entwicklung süchti­
ger Verhaltensweisen begünstigen. 

Hauptziel bleibt neben der Entkrimi­
nalisierung von Drogenbenutzerllll1en 
und der Anerkelll1ung von Sucht als be­
handlungsbedürftiger Krankheit (auf der 
Basis der WHO-Definition von 1964) 
bei allen Sozialleistungsträgern - und 
damit die konsequente Anwendung des 
Regelsystems der gesundheitlichen V er­
sorgung in' vollem Umfang auf die 
Suchtgefährdeten und Suchtkranken -
die gesellschaftliche Integration von 
Suchtkranken und die Suchtvorbeu­
gung. 

Prävention· 

Gesundheitspolitik im allgemeinen 
und Drogenpolitik im speziellen baut 
nach sozialdemokratischem Verständnis 
au{ einer weitgefaßten Prävention auf. 
Der „Suchthilfebericht 1995"3 der 
schleswig-holsteinischen Landesregie­
rung nennt „neben der Förderung eines 
angemessenen Gesundheitsverhaltens 
und der Stärkung von Eigenverantwor­
tung, Konfliktfähigkeit und sozialer 
Kompetenz ... die angemessene Gestal­
tung von allgemeinen Lebensbedingun­
gen", führt also sowohl verhaltens- als 
auch verhältnisbezogene Präventions­
ziele auf. 

Zwar werden die gesundheits- und 
sozialpolitischen Ziele von Prävention 
wie schon im ersten .Drogenhilfeplan -
Suchthilfe in Schleswig-Holstein"' auf 
die Abstinenz von Suchtmitteln jeder 
Art gerichtet, darüber hinaus wird 
Suchtvorbeugung jedoch „auch auf das 
Ziel eines kontrollierten Umganges mit 
Drogen, dem bestimmungsgemäßen Ge­
brauch von Medikamenten und Selbst­
kritik gegenüber sonstigen Alltagssüch­
ten ausgerichtet"5• 

Seit 1991 wurde der Präventionsbe­
reich erheblich gestärkt durch die Ein­
richtung einer Zentralstelle für Sucht­
vorbeugung, einer Koordinationsstelle 
für schulische Suchtvorbeugung und die 
Verankerung von Prävention als Quer-

schnittsaufgabe aller Schularten. Beide 
Einrichtungen werden im Land und zum 
Teil bundesweit stark nachgefragt, die 
Ausbildung zur Suchtpräventionskraft6 

wurde von rund 300 Teilnehmerinnen 
aufgenommen, darüber hinaus arbeiten 
weit über 150 Multiplikatorlnnen im 
präventiven Bereich. 

Dem dänischen und holländischen 
Modell folgend wird dabei zunehmend 
berücksichtigt, daß viele junge Men­
schen Cannabisprodukte gebrauchen. 
Wie für Alkohol und andere legale Dro­
gen gilt: Die Droge Cannabis muß ent­
mystifiziert werden, über Hanf als Kul­
tur- und Nutzpflanze muß genauso in­
formiert werden wie über den vernünfti­
gen Umgang mit Cannabis und gesund­
heitliche Risiken aus dem Cannabiskon­
sum. 

Beratung und Hilfe 
Das zweite Standbein der schleswig­

holsteinischen Suchthilfepolitik ist eine 
inzwischen dichte Beratungs-Infrastruk­
tur, die auf der 1988 vorgefundenen auf­
und ausgebaut wurde. Im Hinblick auf 
das Ziel, drogenkranke Menschen zu 
entkrirninalisieren und damit zu entstig­
matisieren, wurde die Trennung der Be­
ratungs- und Hilfeangebote für Abhän­
gige von legalen und illegalen Drogen 
aufgegeben, wo dies aus medizinischer 
und sozialpädagogischer Sicht gerecht­
fertigt ist. Beratung für Konsumentin­
nen illegaler Drogen und ihre Angehöri­
gen findet heute nicht nur in neuen, auf 
möglichst breite konzeptionelle Vielfalt 
angelegten niedrigschwelligen · Bera­
tungsstellen statt, sondern auch in eini­
gen ehemals ausschließlich auf Alkohol­
Probleme spezialisierten Einrichtungen. 
Darüber hinaus steuern mobile Bera­
tungsstellen zusätzliche Orte an, einige 
Streetworkerlnnen arbeiten direkt in der 
Szene. Mit nur rund 43.000 Einwohne­
rinnen pro Beraterin liegt Schleswig­
Holstein nach Bremen· bundesweit an 
der Spitze. 

Das Beratungs- und Hilfeangebot für 
Suchtkranke trägt den speziellen Be­
dürfnissen unterschiedlicher Zielgrup­
pen Rechnung: So gibt es eigene Bera­
tungs- und Hilfenangebote für Frauen, 
Kinder, HIV-infizierte Menschen und 
Strafgefangene. Ebenso großer Wert 
wurde auf ein breites konzeptionelles 
Spektrum gelegt. Dabei sind die niedrig­
schwelligen Hilfen als suchtbegleitende 
Hilfen oder Überlebenshilfen von zen­
traler Bedeuttmg. Suchtkranke Men-

sehen müssen sich nicht mehr durch ein 
glaubhaft versichertes Abstinenzziel für 
Hilfeangebote der Gesellschaft „qualifi­
zieren", sondern jeder und jedem stehen 
die individuell nötigen Hilfen zu. 

1n diesem Sinne kolll1te das Medika­
mentengestützte Therapiekonzept (,Me­
thadon-Programm") des Landes erheb­
lich erweitert werden. 1990 wurde die 
Substitutionsbehandlung opiatabhängi­
ger Menschen zunächst mit 30 Patienten 
begonnen, Anfang 1995 sind es bereits 
über 400 Drogenabhängige, die in 
Schleswig-Holstein Polamidon L/Me­
thadon erhalten. Ein nicht mehr wegzu­
denkender Baustein im Rahmen der 
Substitutionsbehandlung für Drogenab­
hängige ist die Drogenambulanz in Kiel, 
in der neben Methadon auch Codein zur 
Substitution abgegeben wird. 

Daneben wurden gleichzeitig die 
Entgifttmgsstationen und auch die absti­
nenzorientierten Langzeittherapieein­
richttmgen erheblich erweitert, so daß 
die Versorgung mit stationären Thera­
pieplätzen in Schleswig-Holstein von 
den Experten für ausreichend gehalten 
wird. Gab es früher bis zu Wartezeiten 
bis zu 6 Monaten, so können Suchtkran­
ke nach dem Entzug heute illl1erhalb we~ 

.. , ,!-.,:•,,,: 
niger Wochen einen Therapiepla1fil~!fü: 
halten. "'-·.:"'n,i ·c··.·. :tlf·i\i1_.,1 

Von entscheidender Bedeu!UJ!ii!1.~: 
also die Bereitstellung einer breite·n~Plf.:.' · 
lette von Beratungs- und Hilfeangeboten 
für Menschen mit Drogen- und Sücht­
problemen. Diese werden von Betroffe­
nen und Angehörigen zunehmend ange­
nommen und auch in der Bevölkerung 
mehr _und mehr akzeptiert. 

1 Gemeinsame Richtlinie zur Umsetzung ·des 
§ 31 a BtMG, Schleswig-Holsteinisches Amts­
blatt, S. p75ff. (beteiligt waren: Justizminister, 
Minister für Arbeit und Soziales, Jugend, Ge· 
sundheit und Energie, Ministerin für Bildung, 
Wissenschaft, Kultur und Sport, Frauenministe­
rin) 

2 Entschließung der 67. GMK am 17/18.11.1994, 
u.a. zitiert im ~Suchthilfeplan 1995", S. 157 

3 Suchthilfebericht für Schleswig-Holstein, Mini­
sterium für Arbeit, Soziales, Jugend und Ge­
sundheit des Landes Schleswig-Holstein, Kabi­
nettsbeschluß vom 07 .02.95 

4 Drogenhilfeplan - Suchthilfe in Schleswig-Hol­
stein, Ministerium für Arbeit, Soziales, Jugend, 
Gesundheit und Energie cles Landes Schleswig· 
Holstein, 1991 

5 Suchthilfebericht 1995, a.a.O., S.19 
6 informationen zu dieser bundesweit bisher 'ein­

maligen Ausbildung: Landesstelle gegen die 
Suchtgefahren, Schauenburger Straße 36, 
24105 Kiel 
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Wohnen als Problem 
der Gerechtigkeit 

Rezension zu: Peter Conradi/Christoph 
Zöpel: Wohnen in Deutschland - Not im 
Luxus, erschienen bei Hoffmann und 
Campe, Hamburg 1994, 336 Seiten. 

Die beiden SPD-Bundestagsabge­
ordneten Peter Conradi und 
Christoph Zöpel haben ein Buch 

vorgelegt, von dem sie selbst' sagen, daß 
es „kein weiteres Fachbuch"' sein solle, 
sondern das sich an interessierte Laien 
wendet. Sie wollen ,,zeigen, welche 
Wohnprobleme Menschen in unserer Ge­
sellschaft haben können und welche 
Möglichkeiten es gibt, diese Probleme zu 
lösen." (23) 

Am Anfang des Buches stehen daher 
Zahlen und Fakten: Znr unterschiedli­
chen Wohnversorgung in europäischen 
Ländern, zur Größe der Wohnungen, 
zum Wohnungsbestand in Deutschland, 
u.a.m. Es folgt eine Darstellung der Ent­
wicklung der Wohnungspolitik in 
Deutschland nach 1949, die die Autoren 
zusanunenfassend als ,,Erfolgsstory' be­
werten. Beständig sei die Zahl der Woh­
nungen in Deutschland gestiegen, die 
Wohnfläche je Einwohner habe sich au­
ßerordentlich vergrößert und die Qualität 
der Wohnungen sei besser geworden. 
„Dennoch haben Ungerechtigkeiten.eher 
zugenommen, wird eines d,er existentiel­
len, der ursprünglichsten Bedürfnisse des 
Menschen, in sozialer Geborgenheit zu 
leben, für viele nicht erfilllt. Wohnen in 
Deutschland ist und bleibt ei,r Problem 
der Gerechtigkeit' (68). 

Deutlich fällt die Kritik an der Woh­
nungspolitik der Bundesregierung nach 
1982 aus. Zu ihren Maßnahmen gehörten 
u.a. die Lockerung des Mietrechts, die 
Aufhebung der Steuerbefreiung für ge­
meinnützige Unternehmen und eine fort­
gesetzte Verringerung der Finanzmittel 
für den sozialen Wohnungsbau bis hin 
zum Rückzug des Bundes aus der Förde­
rung für Mietwohnungen im Jahre 1984. 
Diese Wohnungspolitik führte zu einem 
kurzfristigen Anstieg der Neubauten im 
Jahr 1984. Darauffolgte jedoch ein steti­
ger Rückgang der Neubautätigkeit, bis 
1988 mit 209.000 Wohnungen ein Tief-
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stand erreicht wurde, während gleichzei­
tig die Mieten deutlich anstiegen. Diese 
Regierung habe ,,durch tatsächliche fal­
sche Wohnungspolitik Wohnungsmangel 
und unnötige Mietsteigerungen herbei­
gefahrt' (118). 

Dieser gescheiterten Wohnungspoli­
tikstellen die Autoren ihre Vorstellungen 
einer „Wohnungspolitik über die neunzi­
ger Jahre hinaus" entgegen, die drei 
Grundentscheidungen verpflichtet ist: 
• ,,Der Bau neuer Wohnungen { ... ) be-

. darf der steuerlichen Förderung", (172) 
• ,,Ein ausreichender Bestand an Sozial­
wohnungen( ... ) ist erforderlich", (ebd.). 
• ,,Die Vermietung von Wohnungen 
und die Gestaltung der Wohnverhältnisse 
ist auch eine soziale Aufgabe", (ebd.). 

Für eine gezielte und 
effiziente steuerliche 

Förderung 
Die Autoren beklagen zu Recht, daß 

bei der Diskussion über die Förderung 
des sozialen Wohnungsbaus der große 
Bereich der steuerlichen Förderung ver­
schwiegen wird. Dabei werden für diese 
steuerliche Förderung jährlich zwischen 
30 und 50 Milliarden DM an staatlichen 
Mitteln aufgewandt, während für die di­
rekte Förderung nur 10 bis 20 Mill. DM 
aufgewandt werden. Gerade bei der steu­
erlichen Förderung liegt jedoch vieles im 
Argen: In. ihrer derzeitigen Ausgestal­
tung ist weder die soziale noch die regio­
nale Treffsicherheit gewährleistet. Die 
Förderung geht an deti Brennpunkten des 
Bedarfs vorbei und trägt kaum dazu bei, 
den Wohnungsmangel derjenigen zu be­
seitigen, die sich ohne öffentliche Hilfe 
nicht mit Wohnraum versorgen können. 
Vielmehr sind Mitnahmeeffekte durch 
Bezieher höherer Einkommen die Regel. . 

,,Mehr Gerechtigkeit und Effizienz der 
eingesetzten Finanzmittef' (171) ist also 
dringend erforderlich. Hierzu muß zu­
nächst die steuerlichen Begünstigung des 
Wohnungsbaus oder des Wohnungs­
kaufs Einkommensstärkerer einge­
schränkt und müssen Mitnahmeeffekte 
vermieden werden. 

Die Autoren machen zahlreiche Vor­
schläge zur Reform der steuerlichen För-

von Hans-Günter Bell* 

derung (197 ff.), von deren Umsetzung 
sie sich Steuennehreinnahmen in eine 
Größenordnung von bis zu 8 Milliarden 
DM versprechen. U.a. schlagen sie vor, 
Kostenobergrenzen bzw. Höchstbeträge 
a) bei der Absetzung nach Abnutzung 
nach §7 (5) Einkommenssteuergesetz, b) 
bei der Verrechnung der Verluste aus 
Vermietung und Verpachtung mit ande­
ren Einkünften und c) bei Erhaltungsauf­
wendungen festzulegen. 

So sinnvoll diese Vorschläge im Ein­
zelnen auch sind, so reichen sie ktztlich 
nicht aus, Wohnungsnot zu beseitigen. 
Notwendig wäre es vielmehr, den ange­
deuteten · Weg „eines gesetzlichen An­
spruchs auf öffentliche Förderung des ei­
gengenutzten Wohneigentums" zielstre­
big zu beschreiten. Die Autoren beklagen 
zwar, daß sich dieser Gedanke bei den 
Beratungen des Zweiten Wohnungsbau­
gesetzes 1956 nicht durchsetzen konnte 
(90), greifen ihn jedoch auch selbst nicht 
wieder auf. M. E. müßte die steuerliche 
Förderung grundlegend umgestellt und 
auf eigengen.utztes Wohneigen/um be­
schränkt werden. Hierdurch würde 
• einerseits Spekulation und Luxusmo­
dernisierung eingeschränkt werden und 
in ihrer Folge die Vertreibung von Miete­
rinnen begrenzt werden und 
• andererseits würde ein zweistelliger 
Milliardenbetrag zusätzlich frei, der für 
den sozialen Wohnungsbau eingesetzt 
werden könnte. 
Die Autoren.vertreten die Meinung, ,,daß 
es ohne einen zureichenden Bestand an 
öffentlich geförderten Wohnungen nicht 
geht'' (200), und stellen die Bedeutung 
der Belegungsbindungen, stabiler Mieten 
und einer gleichmäßig hohen Sunune 
staatlicher Finanzmittel heraus. 

Für eine soziale 
Organisation der 
Wohnungspolitik 

Als Folgerung aus der Tatsache, ,,daß 
zumindest das untere Drittel der sozialen 
Pyramide Schwierigkeiten am Woh­
nungsmarkt hat'' (207) fordern sie eine 
,,soziale Organisation der Wohnungs­
wirtschaft' (ebd.) in der die Kommunen 
u.a. durch die Bildung kommunaler Im-
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mobilienfonds und den Ankauf von Bin­
dungen Einfluß auf die Nutzung eines 
Teils des örtlichen Wohnungsangebots 
nehmen. 

Unverständlich jedoch, warum die 
Autoren die Bodenreform als nachrangig 
ansehen. Zumal sie selbst die Problem­
stellung richtig benennen: ,,Wirtschaftli­
che Umstrukturierung, Altlastenbeseiti­
gung, ökologisch orientierter Stadtum­
bau und Bebauung von Baulücken, Bra­
chen und ungenügend genutzten Flächen 
(erfordern) bessere Zugriffsrechte der 
Kommunen" (210). Meines Erachtens ist 
die Bodenreform längst überfällig. Die 
steuerliche Bevorzugung des Bodens 
schall eine künstliche Nachfrage und 
treibt die Bodenpreise zusätzlich in die 
Höhe. Erforderlich sind u.a.: 
• ein preisbegrenztes Vorkaufsrecht der 
Kominunen, 
• die Besteuerung von Bodenwertstei­
gerungen, 
• die Möglichkeit der Kommunen, 
Meßzahlen und Hebesätze abgestuft fest­
zulegen. 
Ausführlich beha.ndelt werden auch qua­
litative Aspekte des Wohnungsbaus. 
Sinnvolle und notwendige Forderungen 
in diesem Zusanunenhang sind 
• eine größere Flexibilität der Woh­
nungsgrundrisse, 
• die Unterstützung unterschiedlichster 
Möglichkeiten der Selbsthilfe z.B. in Ge­
nossenschaften und beim Selbstbau, 
• die Beteiligung der zukünftigen Mie­
ter an der Gestaltung ihrer Wohnung, 
• die Beachtung 'äkologischer Anforde­
rungen an den Wohnungsbau. 

Bei diesen qualitativen Anforderun­
gen an den zukünftigen Wohnungsbau 
fehlt leider eine Fragestellung, die in der 
öffentlichen Diskussion zu Recht zuneh­
mend Beachtung findet, nämlich die 
frauengerechte Ausgestaltung der Woh­
nung und des Wohnumfeldes. 

Ausführlich behandelt werden hinge­
gen die Ansätze zur Kosteneinsparung. 

Kommunale Finanzkrise 
Inhaltliche Kritik verdienen u.a. die 

Ausführungen zur Krise der kommuna­
len Finanzen und zur Erhöhung der Ein­
kommensgrenzen im sozialen Woh­
nungsbau. 

An mehreren Stellen verweisen die 
Autoren auf die Finanzkrise der Kommu­
nen und fordern eine Konsolidierung und 
,,die Ausgaben den Einnahmemöglich­
keiten anzupassen" (303). Ich hätte an 
dieser Stelle ein engagiertes Plädoyer far 

die notwendige Gemeindefinanzreform 
erwartet, deren Ziel es sein müßte, den 
Kommunen für ihre unabweisbar not­
wendigen Aufgaben zusätzliche und ver­
läßliche Finanzmittel an die Hand zu ge­
ben. Aber weit gefehlt. Stattdessen setzen 
die Autoren auf „Public Privat Part­
nership" und fragen, ,,wieviel Personal 
von den Städten in welcher Höhe bezahlt 
werden kann?" (304). Privatisierung ö.f 
fentlicher Leistungen und Personalab­
bau im öffentlichen Dienst - sind das 
wirklich die richtigen Antworten auf die 
kommunale Finanzkrise? 

Einkommensgrenzen im 
sozialen Wohnungsbau 
Die Einkommensgrenzen im sozialen 

Wohnungsbau sind seit 1980 den stei­
genden Einkommen nicht mehr angepaßt 
worden, so daß immer we~iger Men­
schen Zugang zu einer Sozialwohnung 
hatten. Auf Drängen der SPD-geführten 

„Im gebauten Kontrast 
von Palästen und Hütten 
wird der extreme Gegen­
satz von Reich und Arm 
für jeden ständig 
sichtbar." C. Zöpel 

Länder wurden dann jedoch 1994 die 
Einkommensgrenzen angehoben, so daß 
jetzt etwa 40 Prozent der Haushalte be­
zugsberechtigt sind. Die Autoren vertre­
ten die Meinung, daß dies ein Erfolg so­
zialer Wohnungspolitik sei. Dem möchte 
ich widersprechen. 

· Ihre eigene Erklärung ist bereits in 
sich widersprüchlich. Einerseits behaup­
ten sie, daß „der soziale Abstieg mancher 
Quartiere ( ... ) auch dadurch program­
miert (war), daß die Bundesregierung 
( ... ) nicht willens war, die Einkommens­
grenzen im sozialen Mietwohnungsbau 
den steigenden Einkon:imen anzupassen" 
(313). Deshalb hätten die Städte oft Mie­
ter mit geringem Einkommen und per­
sönlichen Problemen in diesen Gebieten 
konzentrieren müssen, ,,statt durch eine 
gezielte Belegungspolitik mit besserver­
dienenden Angestellten und Arbeitern 
( ... ) die soziale Entmischung eines Quar­
tiers zu verhindern" (ebd.). Andererseits 
weisen sie auf das Problem hin, daß sich 
die Bundesregierung aus dem sozialen 
Wohnungsbau zurückgezogen hatte - mit 
der Folge, daß die Neubautätigkeit dra-

stisch zurückgegangen ist und damit die 
Wohnungsversorgung Einkommens­
schwächerer zunehmend schwieriger ge­
worden ist. Es ist dann jedoch nur folge­
richtig, daß sich in den verbleibenden So­
zialwohnungen zunehmend die Einkom­
mensschwachen und sozial Benachteilig­
ten sammeln. Denn, wo sonst sollen sie 
wohnen? Was ist die Alternative? Den 
„besserverdienenden Angestellten und 
Arbeitern" die weniger werdenden Sozi­
alwohnungen zu überlassen und die Ein­
kommensschwächeren der Obdachlosig­
keit zu überlassen? 

Daß der Kern des Problems nicht bei 
den Einkommensgrenzen, sondern bei 
den fehlenden Sozialwohnungen liegt, er­
kennen die Autoren zwar auch: ,,Erst die 
Steigerung des Neubaus von Wohnungen 
mit Bindungen bringt den vollen Nutzen 
der Anhebung der Einkommensgrenzen 
( ... ). Andernfalls würde sie auch neue 
Probleme schaffen, weil immer mehr 
Anspruchsberechtigte öffentlich gefür ~ 
derte Wohnungen nachfragen können 
und dieses Nachfrage vom Staat nicht 
durch ein ausreichendes Angebot befrie­
digt werden kann" (209). Diese Einsicht 
kommt jedoch zu spät. Die Einkomni~s­
grenzen sind angehoben ~orden, {~~~:,, 

daß der Neuba.u von Soz1alwohn··i····.1 .. 1 .... ; .. •.'.;·· im notwendigen Umfang gesic~'. . .1 ,!!' · 
Damit stehen zahlreiche Verdrä,fh.,.. ,, .·: 
Einkommensschwächerer bevor. ,1!/j'f 

Eine Kritik, die sowohl von Manlr&i 
Rommel, dem CDU-Oberbürgermeister 
von Stuttgart, im Vorwort des Buches 
(15) als auch von der Bundesvereini@ng 
der kommunalen Spitzenverbände geteilt 
wird. ,,Einkommensschwache Bevölke­
rungsgruppen und stigmatisierte Woh­
nungsnotfälle kommen ( ... ) kaum mehr 
zum Zuge, weil sich die Vermieter die 
'geringsten Risiken' aussuchen werden. 
Es ist zu befürchten, daß es zu einer ver­
stärkten Konzentration dieser Personen­
gruppen in wenig attraktiven Wohnlagen 
und Provisorien kommt" (Stellungnahme 
vom 13.06.1994). Die bloße Anhebung 
der Einkommensgrenzen im sozialen 
Wohnungsbau ist also kein Erfolg einer 
sozialen Wohnungspolitik. 

Für „den interessierten Laien"·ist dies 
sicherlich ein lesenswertes Buch, das ei­
nen guten Einblick in die aktuelle woh­
nungspolitische Diskussion gibt und eine 
Fülle an Fakten und Zusanunenhängen 
nachvollziehbar vermittelt. Für in woh­
nungspolitischen Initiativen Engagierte 
oder beruflich mit der Wohnungspolitik 
Befaßte bietet dieses Buch jedoch wenig 
neuen Erkenntnisse oder Anregungen. 
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Frauen 
uch im 'intemationalen Jahr der 
Familie' und trotz durchaus zu­
espitzter und konkreter Alter­

nativprogramme der Parteien und ge­
sellschaftlichen Gruppen hat die Diskus­
sion um die sozialstaatliche Sicherung 
von Menschen mit Kindern - mal "Fami­
lienlastenausgleich", mal .Kinderlei­
stungsausgleich" genannt - in der Öf­
fentlichkeit weder die ihr zukommende 
Aufmerksamkeit noch die politische 
Ernsthaftigkeit erreicht, die, ihr ange­
messen wäre. Stattdessen war und ist zu 
hören,. mit der Pflegeversicherung sei 
die letzte große Lücke der sozialen Si­
cherung geschlossen worden. 

Die Frage der Leistungen des Staates 
oder der Sozialversicherungen an Kin­
der und ihre Eltern ist allgemein wichtig 
für die Frage der Einkommensverteilung 
und -umverteilung und im speziellen für 
die Armutsbekämpfung: Zugleich hat 
sie eine entscheidende Bedeutung für 
das gesellschaftliche Geschlechterver­
hältnis, dessen Rahmen immer weniger 
allein durch Druck und Tradition in den 
Familien und Lebensgemeinschaften 
und immer stärker durch das soziale Si­
cherungssystem gesetzt wird, das inso­
fern nicht nur die soziale Sicherungs­
funktion, sondern auch die ordnungs­
und (patriarchalisch) herrschaftssichern­
de Funktion des Familienverbandes 
übernommen hat. 

Unzureichender 
und ungerechter 

"Familienlastenausgleich" 

Gegenwärtig findet ein großer Teil 
des 'Familienlastenausgleichs' im Steu­
errecht statt. Mit der gemeinsamen 
Steuerveranlagung von Ehegatten (Ehe­
gattensplitting) werden nicht Erziehung 
und Unterhalt von Kindern unterstützt, 
sondern die Ehe "als solche" - und zwar 
um so mehr, je größer der Einkom­
mensunterschied der Eheleute ist. Mit 
den Kinderfreibeträgen vermindert sich 
das zu versteuernde Einkommen von 
Eltern. Dies nützt denjenigen, deren 
Einkommen besteuert wird, und es 
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und Kinder zuerst? 

nützt ihnen mit steigendem Einkommen 
immer stärker. Der dritte größere Teil 
ist das Kindergeld. das auch durch ei­
nen Zuschlag für Geringeverdienende 
nicht ausgleichen kann, was das System 
der Steuerfreibeträge verursacht: .einen 
'inversen Lastenausgleich', das heißt, 
unterstützt werden am stärksten diejeni­
gen, die besser verdienen. Kinder rei­
cherer Eltern sind dem Staat auf diese 
Weise - und nach den .dem Steuerrecht 
eigenen Prinzipien folgerichtig - mehr 
wert. 

Dazu kommt, daß die absolute Höhe 
des 'Ausgleichs' gering ist. Die Kosten 
von Kindern tragen nach wie vor 
überwiegend die Eltern selbst. Bis zum 
achtzehnten Lebensjahr fallen Kosten 
von etwa 500.000 DM an. Dies führt 
zu einer Schieflage, einer Ungerechtig­
keit innerhalb des Sozialsystems: die 
'Alterslast', das heißt der Unterhalt 
derjenigen, die zu alt zum arbeiten 
sind, wird über die Rentenversicherung 
und andere Sicherungssysteme von den 
aktuell arbeitenden Menschen bestrit­
ten ( denn die Versicherungsbeiträge 
kommen ja nicht auf die hohe Kante). 
Durch die Pflegeversicherung ist ein 
beträchtlicher Teil des verbliebenen 
Risikos der Kinder der Älteren wegge­
nommen worden, für die nicht mehr ar­
beitsfähigen Eltern aufkommen zu 
müssen. Der Unterhalt derjenigen, die 

von Konrad Nabel und Felix Welti* 
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zu jung zum arbeiten sind, wird aber 
nur zu einem geringen Teil - über das 
(fragwürdige) System des Familienla­
stenausgleichs - von der aktiven Er c 

werbsbevölkerung insgesamt ' bestrit­
ten, zu einem größeren Teil von den in­
dividuellen Eltern dieser Kinder. 

Eltern bestreiten also aus ihrem Er­
werbseinkommen einen wesentlich grö­
ßeren Teil von Lasten für nicht Erwerbs­
tätige als Kinderlose. Zugleich ist ihr 
Beitrag in Unterhaltsleistungen und Er­
ziehungsarbeit notwendige Vorausset­
zung dafür, daß für ihre Generation das 
System weiter funktioniert, d.h. die heu­
te aktive Bevölkerung im Rentenalter 
wiedernm von dann werktätigen Men­
schen ernährt wird. Hier liegt ein Kon­
struktionsfehler der Sicherungssysteme 
vor, der zu einer ungerechtfertigten Be­
nachteiligung der Eltern gegenüber den 
Kinderlosen führt, 

Übertrieben ist es, hierin eine zwin­
gende oder die einzige Gefährdung des 
Rentensystems zu sehen1

• Steigt zum 
Beispiel die Produktivität, kann in ei­
nem flexiblen und solidarischen Sozial­
system auch die Quote der aktiv Er­
werbstätigen reduziert werden. Zuwan­
derung aus Ländern mit erheblichem 
Bevölkerungszuwachs bleibt eine Mög­
lichkeit, die sinkende Bevölkerungs­
zahl auszugleichen, wenn dies notwen­
dig erscheint. 
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Unzureichende 
Versorgung mit 

Kinderbetreuungs­
einrichtungen 

Nicht .die Deutschen sterben aus!" 
ist das Problem, sondern der Verlust an 
Lebenschancen für Kinder und Lebens­
qualität für Eltern. Kinder sind noch vor 
Arbeitslosigkeit das größte Armutsrisi­
ko in der Bundesrepublik. 1991 bezogen 
9% der Kinder und Jugendlichen in den 
westlichen Bundesländern Sozialhilfe'. 
Insbesondere vom dritten Kind an wird 
ein stark erhöhtes Armutsrisiko festge­
stellt, weil dann im allgemeinen erhöhte 
Wohnungskosten anfallen und wegen 
mangelnder gesellschaft1icher Kinder­
betreuung der Einkommensausfall der 
Mutter fast zwingend wird'. Treffen 
Arbeitslosigkeit und Kinderreichtum 
zusammen, ist die Gefahr sozialen Ab­
rutschens und materieller Armut am 
höchsten. Kinder aus solchen Familien 
sind extrem benachteiligt, was Bil­
dungs- und Berufschancen und die 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
betrifft. Die seit Jahren real sinkende 
Sozialhilfe und die Diskussion um das 
Lohnabstandsgebot bei der Sozialhilfe 
treffen wiederum Eltern mit Kindern, 
denn nur bei ihnen greifen die zyni­
schen Rechenspiele, die belegen sollen, 
daß ein Haushalt mit Sozialhilfe besser 
dasteht, als wenn 'der Ernährer' die 
Kinder alleine 'ernährt' - was mit einem 
niedrigen Arbeitseinkommen eben gar 
nicht anständig möglich ist. 

Nicht zuletzt die schlechte Versor­
gung mit Kindertageseinrichtungen hat 
die Bundesrepublik Deutschland in der 
Analyse ihres Sozialsystems im Ver­
gleich von EU-Ländern in die Rubrik 
,,ehebezogener Patriarchalismus" ge­
bracht"'. So kann von einer Vollversor­
gung für die Drei- bis Sechsjährigen in 
Belgien, Frankreich und Dänemark ge­
sprochen werden (BRD: 67 % , Schles­
wig-Holstein deutlich darunter), wo auch 
noch 25-50 % der unter Dreijährigen ei­
nen Platz haben (BRD 1,8 % )'. Dort ist 
auch der Grundschultag durchgehend. In 
Frankreich sind 74 % der Frauen mit un­
ter dreijährigen Kindern berufstätig, in 
der BRD 33 % , auch wenn die Mütter der 
bis Sechsjährigen betrachtet werden, 
steigt die Quote nur auf 40 % 6• 

Der Rechtsanspruch auf einen Kin­
dertagesstättenplatz ist im patriarcha­
len Kontext folgerichtig im Rahmen 
der repressiven Neuregelung des Ab-

treibungsrechts verankert worden - als 
rechtlich "milderes Mittel", die Ent­
scheidung von Frauen zu beeinflussen. 
Dieser Rechtsanspruch hat einen weite­
ren und entscheidenden Fehler. · Wäh­
rend er bundesgesetzlich verankert ist, 
müssen für die Verwirklichung die 
Kommunen und Länder aufkommen: 
Die Kosten betragen 14 Milliarden DM 
für die jahrzehntelang versäumten Inve­
stitionen und bis zu 6 Milliarden DM 
jährlich an Betriebskosten. Werden noch 
die dringend benötigten Einrichtungen 
für Kinder unter drei Jahren und im 
Schulkindalter bei einem Versorgungs­
grad von nur 20% hinzugenommen, er­
höht sich dieser Betrag auf 42 Milliar­
den DM für Investitionen und 11 Milli­
arden DM jährliche Betriebskosten'. 

Am Rechtsanspruch auf einen Kin­
dertagesstättenplatz wird deutlich, wie 
die für die meisten Menschen schwer 
durchschaubare Verteilung von Koil)pe­
tenzen, Pflichten und finanziellen La­
sten zwischen Bund, Ländern und Kom­
munen Reformpolitik lähmt und es er­
schwert, die politische Verantwortung 
klar zu verorten. Die Erklärung der zu­
ständigen Ländermiriister, den Rechts­
anspruch nicht verwirklichen zu kön­
nen, schlägt gegen die sozialdemokrati­
schen Länderregierungen in einem 
Feld, in dem tatsächlich noch erhebli­
che Reformanstrengungen unternom­
men werden. Der Unmut der Betroffe­
nen schließlich richtet sich oft genug 
gegen die Kommunen, denen ohnehin 
in der Verschiebung von Sozialkosten 
in den letzten fünfzehn Jahren erhebli­
che Lasten aufgebürdet wurden. Die 
Forderung nach einem Einstieg des 
Bundes in die Kindertagesstättenfinan­
zierung muß aufgrund. der gesellschaft­
lichen Notwendigkeit wie aus grund­
sätzlichen Erwägungen der Finanzver­
fassung und Sicherung der Substanz 
kommunaler Selbstverwaltung erhoben 
werden. Ihre Verankerung im Bundes­
tagswahlprogramm der SPD' gehörte 
zu den erfreulichen .hard facts" des 
Programms, die es wert gewesen wä­
ren, auf die Probe gestellt zu werden. 

Das Fehlen von Kinderbetreuungs­
einrichtungen führt in starkem Maße zu 
Arbeitslosigkeit und auch Sozialhilfeab­
hängigkeit von Frauen; nicht nur Allein' 
erziehenden. sondern auch solchen in 
Familien oder Partnerschaften, die bei 
"normaler" Einkommensstruktur und 
Rollenzuweisung feststellen müssen, 
daß sich Erwerbstätigkeit fast nicht 
lohnt, wenn Kinderbetreuung privat fi-

nanziert werden· muß. 
' In den Ländern der früheren DDR 

hat sich die Situation der alleinerzie­
henden (18% der Haushalte mit Kin­
dern dort) am stärksten verschlimmert. 
In der DDR wurden 80% der Kinder­
kosten durch staatliche Transfers über­
nommen; heute sind Familien mit Kin­
dern und eben Alleinerziehende dort 
die schlimmsten Verlierer der Einheit'. 
76% der Haushalte mit drei Kindern in 
den neuen Bundesländern hatten 1993 
ein Pro-Kopf-Einkommen von unter 
700 DM1°. 

Der ehebezogene Patriarchalismus 
des bundesdeutschen Sozialsystems legt 
es darauf an, Frauen durch die Kinderer­
ziehung aus dem Erwerbsleben zu drän­
gen: mit dem Ehegattensplitting fängt es 
an, das sich am stärksten bei Ein-Verdie­
ner-Ehen lohnt. Das Erziehungsgeld ist 
an die Aufgabe der Erwerbstätigkeit ge­
kgppelt, die Kündigungsschutz-Rege­
lungen und Vorkehrungen für die Wie­
dereingliederung der Erziehungsurlau­
berinnen sind unzureichend. Weil es so 
niedrig ist, wird das Erziehungsgeld fast 
nur vom schlechterverdienden Partner in 
Anspruch genommen, in 99% der Fälle 
von der Frau. 

Schließlich ist auch der konsertiljy~:, 
Ausweg aus der Schieflage im · ' · "'·' •:: 
Kinderleistungsverhältnis typis · 
der Anerkennung von Kin ... ·"""' 
hungszeiten als Rentenzeiten so!F,lh 
'Beitrag der Kindererziehung zur. Rens 
tensicherung' abgegolten werden - aller­
dings nur, wenn er von einer Hausfrau 
erbracht wurde. Dies war der vom Bun­
desverfassungsgericht in seiner 'Famili­
enentscheidung' vom 7. 7. 1992 aufge­
zeigte Weg. Die Kritik daran sollte sich 
nicht deswegen zurückhalten, weil das 
BVerfG überhaupt die Notwendigkeit 
einer Reform des Familienlastenaus­
gleichs einforderte11

• 

Dem konservativen Familienkonzept 
steht auf sozialdemokratischer Seite im­
merhin das klare Bekenntnis zur Ab­
schaffung der Kinderfreibeträge und 
der Zahlung eines einheitlichen Kinder­
geldes von 250 DM im Monat gegen­
über": kein unmotiviertes Wahlge­
schenk, sondern verteilungspolitisch 
überfällig, wenn auch nicht hiJ!rei­
chend. Die emotional oft als "links" ein­
geordnete Alternativ~, das Kindergeld 
noch stärker an Einkommensgrenzen zu 
koppeln, würde in Wirklichkeit den 
weiteren Rückzug des Sozialstaats aus 
dem Generationenvertrag und damit 
eine weitere Erosion seiner Akzeptanz 
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bedeuten. Werden Kinderleistungen 
endgültig zu Fürsorgeleistungen statt zu 
einem Solidarbeitrag, dann werden die 
dann außen ·vorstehenden .besserver-

mit höherem Einkommen durch die 
Kinderfreibeträge bleibt aber erhalten. 

. dienenden• Lohnabhängigen keinen 
Sinn mehr darin sehen, sie mitzufinan­
zieren - und noch anfälliger für die 
Ideologie des Sozialabbaus. 

Anfang März 1995 wurde als Kom­
promiß zwischen Familien- und Finanz­
politikerinnen und zwischen CDU/CSU 
und FDP ein neues Moöell der Wahlfrei­
heit zwischen Kinderfreibeträgen - er­
höht auf 6264 DM je Kind - oder Kin­
dergeld - erhöht auf 200 DM für das er­
ste und 300 DM für jedes weitere Kind -
vorgestellt. Im Ergebnis bedeutet dies 
eine Verbesserung der sozialen Siche­
rung der meisten Kinder ( vor allem bei 
Familien mit einem Kind, kinderreiche 
Familien werden durch Wegfall des bis­
herigen Kindergeldzuschlags dagegen 
schlechter gestellt) und · öffentliche 
Mehrausgaben bzw. Mindereinnahmen 
von 6 Milliarden DM. Die sozial unge­
rechte höhere Förderung von Familien 

Das Kindergeld soll in Zukunft durch 
einen Abzug von der Einkommensteuer­
schuld verrechnet bzw. durch die Fi­
nanzämter ausgezahlt werden. Dadurch 
sind die an der Einkommensteuer betei­
ligten Länder in die Finanzierung mit 
einbezogen - mit welchen Beträgen wer­
den noch anstehende Verhandlungen 
zeigen. Dennoch ist diese geplante Neu­
regelung ein - wenn auch unzureichen­
der - Fortschritt, der durch vergleichs­
weise klare SPD-Aussagen und öffentli­
chen Druck erreicht wurde. 

Die von den Familienpolitikerinnen 
und -politikern der Bundestagsfraktion 
vorgeschlagene Kinderkasse als neue 
Sozialversicherung mit einer existenzsi­
chernden Leistung von 600 DM war bis­
lang nicht mehrheitsfähig. Sie würde die 
Ungerechtigkeit zwischen Kinderlosen 
und Eltern stark vermindern, Doch auch 
hier wäre wieder zu befürchten: nur die 
Arbeitenden bezahlen die Reform. 
Darum müßte auch hier eine zumindest 
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Erscheinun9.sjohr. 
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- wie bei den Sozialver­
sicherungen üblich 
hälftige, am besten 
wertschöpfungsorien­
tierte Finanzierung ins 
Auge gefaßt werden. 

Be!.relkouJ>O:!!. ______________________ _ 

Der öffentlich er­
weckte Schein der Ge­
meinsamkeit in Fragen 
der' Förderung von Fa­
milien mit Kindern ist 
also brüchig; an den ent­
scheidenden Fragen 
muß vielmehr genau ge­
prüft werden, ob eine 
"familienfördernde" 
Maßnahme auf die 
Chancengleichheit von 
Kindern und Eltern oder 
auf die Stärkung patriar­
chaler Strukturen und 
die Zementierung von. 
Einkommensunterschie-
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den hinausläuft. Und 
daß auch dieser Bereich 
der Sozialpolitik nicht 
vor einer .Mißbrauchs­
debatte • geschützt ist, 
zeigt das Beispiel der 
USA. Dort haben die 
frisch mit einer Mehr­
heit ausgestalten repu­
blikanischen Reaktionä­
re alleinerziehende 
Mütter unter pauschalen 
Mißbrauchsverdacht ge­
stellt, schlagen vor, ih-

nen die Sozialhilfe zu streichen und die 
Kinder in Waisenhäusern unterzubrin­
gen. Die Barbarei, den Bezug von Sozi­
alleistungen als .Sozialmißbrauch" zu 
definieren, kann schon bald in die For­
derung nach Zwangs-Geburtenlenkung 
für Einkommensschwache münden. 
Wollte der Kapitalismus früher noch 
eine zuverlässige Reservearmee, sind 
die Kinder der ärmeren Schichten heute 
in Gefahr, als „ Überbevölkerung" defi­
niert zu werden - nicht rtur global, son­
dern zunehmend auch national. · 

In Abgrenzung dazu kann und muß 
die Linke die Frage, wie Leben mit 
Kindern für alle Beteiligten eine höhe­
re Qualitat erreicht und wie gerade für 
Frauen keine 'Kinderfalle' mehr in der 
Erwerbsbiographie steht für sich beset­
zen. Zum ausbaufähigen Modell 'Kin­
derkasse' muß ein integrierter Entwurf 
kommen, bei dem 'familien' - 'frauen' -
und 'arbeitsmarkt'politische Forderun­
gen ein ausstrahlungsfähiges Gesamt­
konzept ergeben: radikale Arbeitszeit­
verkürzung, eine Elternversicherung 
mit einer Lohnersatzleistung für aus 
Erziehungsgründen verminderte (nicht 
aufgegebene) Erwerbsarbeit, eine 
quantitativ und qualitativ verbesserte 
Kinderbetreuung und die verfassungs­
mäßige und reale Gleichstellung aller 
Menschen und Lebensgemeinschaften, 
die Kinder erziehen, gehören dazu. 

1 So in dem dennoch· lesenswerten Buch von 
Jürgen Borchert: Renten vor dem Absturz, 
Frankfurt am Main 1993. 

2 DPWV/DGB: Armutsbericht, Reinbek 1994, 
s. 219: 

3 Christiane Dienel: Familienpolitik und Ar­
mutsbekämpfung in der EG, in: Aus Polit.ik 
und Zeitgeschichte 7-8/94, S. 25. 

4 Susanne Schunter-Kleemann: Sozialrechtli­
che Behandlung der Vereinbarkeit von Fami­
lie und Beruf auf EG-Ebene, in: Bäcker/Stolz­
Willig: Kind, Beruf, soziale Sicherung: Zu­
kunftsaufgabe des Sozialstaates , Köln 
1994, S. 197ft. Dieser Sammelband ist ins­
gesamt sehr zu empfehlen. 

5 Marlene lohkamp-Himmighofen Vereinbar­
keit von Familie und Beruf, in: Aus Politik 
und Zeitgeschichte 7-8/94, S. 8f; Hedi Col­
berg-Schrader: Einrichtungen für Kinder, in: 
Bäcker/Stolz-Willig: Kind, Beruf, soziale Si­
cherung, Köln 1994, S. 155ft. 

6 J. Hermann: Die Familienpolitik in Frankreich, 
ZfS 1994, S. 45; Ellen Kirner: Sozialleistun­
gen, Einkomensausgleich und erziehungsbe­
dingte Teilzeitarbeit, in: Bäcker/Stolz-Willig: 
Kind, Beruf, soziale Sicherung, Köln 1994,.S. 
72ft. 

7 So die Bundesvereinigung der kommunalen 
Spitzen\lerbände in ihrer Stellungnahme vom 
2.6.1992, BT-Os 12/2875, S. 127ft. 

8 3.Kapitel. 
9 Armutsbericht, S. 90f, 271f. 
10 Roland Merten: Junge Familien in den neuen 

Bundesländern, in: Sozialer Fortschritt 1994, 
s. 19. 

11 Vgl. Franz Roland: Das Bundesvertassung·s­
gericht und der Kinderlastenausgleich, in: 
Neue Zeitschrift für Sozialrecht 1993, S. Hf. 

12 3. Kapitel. 
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KRIEG UND FRIEDEN 

Deutschlands Abstand zur Geschichte 
1 in der Luft1 und 1 am B0den 1 

Zur Rolle bildlicher Vorstellungen im Out-of-area-Diskurs 

Nach der "Zukunft des Krieges" 
befragt, erklärte Francis Fu­
kuyama vor kurzem, daß uns 

"die Art der Kriege, auf die sich die in­
dustriellen Demokratien" einzustellen 
hätten, vertraut vork9mmen müsse. 
Nicht "molekularer Bürgerkrieg" 
(Enzensberger 1993) oder "makroskopi­
scher Krieg" (S. Hunington) sei zu er­
warten, sondern eine Art Krieg der 
'dritten Art', "gewöhnlicher alter Krieg, 
so wie der im persischen Golf 1991"1• 

Zwar ist Fukuyama darin, daß sich die­
ser Typ Krieg durchsetzen werde, zuzu­
stimmen. Dies jedoch keineswegs auf­
grund einer - wie auch immer gearteten 
- Zwangsläufigkeit, wie sie Fukuyama 
nahelegt. Nimmt man ihn mit seiner er­
neut vorgebrachten "Hypothese" vom 
"Ende der Geschichte", genauer von der 
allgemeinen Annäherung der Staaten an 
die "Modelle von Kapitalismus und libe­
raler Demokratie" (Fukuyama 1994, S. 
16-23), ernst, dann verläuft mit seinem 
"Krieg der Zukunft" der Näherungspro­
zess allerdings in diametral entgegenge­
setzter Richtung. Hat doch besonders 
der Golfkrieg von 1991 deutlich gezeigt, 
wer sich wem annähert. Sollte dieser 
Krieg doch dem Anspruch der kriegfüh­
renden Industrienationen nach vor allem 
der "Wiederherstellung konventioneller 
Abschreckung" (Stürmer 1993) im Rah­
men einer Neuen Weltordnung dienen, 
in der - so Bush damals -, "nur selektive 
Gewalt zu selektiven Zwecken" ange­
wandt werden dürfe. Wenngleich inzwi­
schen auch öffentlich das Scheitern die­
ser Form von flexible response in neuem 
Gewand eingeräumt wird (Reader 
1994), so hat das am Golf praktizierte 
Modell von vorgeblicher Konfliktlösung 
nichtsdestotrotz Karriere gemacht. Es 
wird also' nicht erst in Zukunft als ein 
aus der Mottenkiste heraus wiederbeleb­
tes Konzept 'kriegerisch' sichtbar wer­
den. Denn erhalten hat sich die Vorstel­
lung, man könne die weltweit zuneh-

Andreas Oisselnkötter, Mitglied der Oiskurs­
werkstatt Bochum e.V., Mitherausgeber der 
kultuRRevolution, zeitschrift für angewandte 
diskurstheorie 

menden Konflikte durch den selektiven 
Einsatz von Kampftruppen 'vor Ort' in 
den 'Griff' bekommen. Genau dies ist 
das Kernstück jener Strategie, die seit 
dem Golfkrieg - z. B. in Somalia - mehr­
fach erprobt worden ist. 

Von hier aus wird verständlich, wes­
halb für die Staaten der G7 - und damit 
besonders auch für Deutschland - der 
Feldzug Russlands in Tschetschenien als 
weiterer Raum für 'friedensschaffende 
Maßnahmen' im Weltpolizei-Gewand 
von vornherein ausscheidet, denn eine 
solche 'Maßnahme' wird dort gleich ih­
rer Vorstellung von Konfliktlösung von 
'Freund Boris' praktiziert. So hat es 
auch erst zu einem Zeitpunkt Kritik an 
Jelzin gegeben, als durch medienöffent­
lichen Druck deutlicher sichtbar wurde, 
daß der Krieg eskaliert und nicht mehr 
als vermeintlich 'chirurgischer Eingriff' 
abgeschlossen werden kann, was bei 
Weltpolizeiaktionen das vorgebliche 
Ziel ist. Und erst nachdem dieser Krieg 
zunehmend eskalierte, deutete "Kinkel 
härtere Reaktionen gegen Russland an" 
(SZ, 13.2.1995). Auch aus der prinzipi­
ellen Übereinstimmung bezüglich des 
'Konflikt-Handlings' innerhalb der Staa­
ten der G7 und Russlands heraus ist ein 
solches, die Katastrophe billigendes, 
Handeln zu erklären. Und die folgenlo­
se, mit Blick auf Tschetschenien getrof­
fene Feststellung Kinkels, daß "mit 
Bomben ( ... ) der Konsens nicht erreicht 
werden" (FAZ, 4.1.1995) könne, hat z. 
B. für Bosnien keine Gültigkeit, denn 
dort ist das Ja-Wort zu Bomben durch 
deutsche Tornados bereits gesprochen. 
Das vorläufige Ergebnis des Einsatzes 
von russischen High-Tech Waffen (al­
lein 25.000 Tote unter der Zivilbevölke­
rung in Grosny) kann als Anhaltspunkt 
für eine risikoanalytische Betrachtung 
des geplanten NATO-Einsatzes in Bos­
nien. gelten, die allerdings ,bei der Tor­
nado-Debatte in Deutschland schlicht 
ausgeblendet wird. So bleibt die medi­
enübergreifende Feststellung "Es wird 
ernst" (Theo Sommer) auf die Frage 
nach "weltpolitischer Verantwortung" 
vs. "Verweigerung" beschränkt. 

von Andreas Disselnkötter* 

Dieser aktuelle Hintergrund verdeut­
licht endgültig die deutsche Wande­
rungsbewegung seit '89, heraus "aus der 
deutschen Fußgängerzone" (K. Ki!ikel) 
und hin zu bis dahin 'nur' in medial ent­
worfenen Bildern und Vorstellungen 
aufgezeigten Räumen zum Einsatz der 
Bundeswehr out of area. Alle Anläufe 
zur Auslotung neuer 'Bewegungsfreihei­
ten' der Bundeswehr stießen jedoch an 
jene symbolische Grenze des 'Einsatzes 
von Blut', die nach '89 mit einer dann 
postulierten 'Bringschuld' des neudeut­
schen Staatssubjekts an 'Blutzoll' deut­
lich wurde'. Von hier aus ist bezüglich 
der Frage nach aufspürbaren Grenzen 
oder den Strategien der Ausgrenzung in­
nerhalb des Out-of-area-Diskurses · zu, 
nächst von einem massiven Einreiße11 
der bis vor kurzem noch gültigen : · ·· 
zen zu sprechen; so von jener · 
die sich mit Foucaults Feststell 
der Kontinuität eines "immerw" · 
Krieges" (Foucault 1986, S. 21) a1s"Pfui~ 
se des allmählichen Übergangs von m0 

fänglicher "Aufrüstung in den Köpfen" . 
(Link/Parr 1989, S. 224-238) bis zum 
Umschlagen in die 'Tat' beschreiben 
läßt. Forderungen nach Einsätzen der 
Bundeswehr in der 3. Welt oder im per­
sischen Golf wurden während dieser 
Zeit wiederholt vorgebracht (Disselnköt­
ter 1993, S.28-35). Dieses Drängeln nach 
Einsätzen außerhalb des NATO-Ver­
tragsgebiets wurde aber nicht etwa des­
halb nicht in die Tat umgesetzt, weil die 
jeweiligen politischen Eliten prinzipiell 
die damit verbundenen Einsatzformen 
abgelehnt hätten, sondern wegen des 
Verweises auf die damals gültige Rechts­
auffassung, oder auch mit dem Hinweis 
auf die mögliche Gefahr eines "Hinein­
schlitterns" in einen 3. Weltkrieg. 

Out of area als Ausdruck 
· nationaler Identität 

Somit ist der Prozeß der allmähli­
chen Steigerung, vom Drängeln bis '89 
über sogenannte "humanitäre Einsätze" 
bis hln zum Konzept 'Krisenreaktion' -
in neuestem Gewand als Tornado-Diplo-
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matie - bruchlos erfolgt, und er ist kei- Hieraus resultierte dann eine ganze 
neswegs als ein Wechsel in den prinzipi- Serie von wiederkehrenden Formulie­
ellen Vorstellungen von Konfliktbewäl- rungen und Reizworten im medienpoliti­
tigung nach '89 anzusehen. Was aber sehen Diskurs: Vorwürfe von 'Schlapp­
hat diesen Übergang bis hin zum Um- heit', 'Feigheit', der 'Drückebergerei', 
klappen in eine 'Philosophie der Tat' verbunden mit Forderungen wie 'zügig' 
überhaupt ermöglicht? Der dia- heraus aus der 'Nische', der 'Gemüt­
chrone Blick zeigt, daß Vorstellungen lichkeit', dem politischen 'Provinzialis­
von Einsätzen der Bundeswehr 'out of mus', der neuen 'Rolle' gerecht wer­
area' seit den 50er Jahren immer wieder den'. Nach der Golfkriegsdiagnose 'im­
einmal vorgebracht wurden, ohne dabei potent', kam dann die 'Therapie': Out­
politisch wirksam werden zu können. of-area-Einsätze der Bundeswehr in 
Welche Veränderungen aber hat es in kleinen Schrinen zu politischen und ver­
dieser Rede gegeben, welche Verzah- fassungsrechtlichen Tatsachen zu ma­
nungen mit Elementen aus anderen Dis- eben. Hieraus entstand eine Eigendyiia­
kursen, die dieser Position zu der heute mik, die zu einer ständig sich weiterdre­
sichtbaren Stärke verholfen haben? henden Schraube führte, weil man mal 

Eine solche Kopplung von Elemen- von der einen, mal von der anderen Sei­
ten zweier Diskurse erfolgte um '89 mit te der 'Waage' aus argumentierte. So 
der Wiederbelebung der Frage nach der sollte das 'neue Deutschland' einmal 
nationalen Identität durch .die anstehen- mehr 'Verantwortung' übernehmen, 
de Wiedervereinigung, womit der Weg weil es mehr 'Gewicht' bekommen hatte 
für die Formulierung neuer Merkmale und 'normal' werden sollte. Deutsche 
eines deutschen Charakters frei wurde. Soldaten kamen zum Einsatz; in der 
So schien die Wiedervereinigung zu- Adria, in Kambodscha. Dadurch schien 
nächst die Vorstellung von einem end- aber andererseits das 'Gewicht' des 
lieh vollwertigen Nationalstaat zu bestä- deutschen Staates in Relation zu anderen 
tigen. Während des Golfkriegs 1991 wiederum zu wachsen, so sehr, daß erst­
wurde dann die Frage nach der 'militäri- mals am 26.7.1992 K. Kinkel einen Sitz 
sehen Potenz' mit der nach der 'Voll- für ·Deutschland als ständiges Mitglied 
wertigkeit' des deutschen Staatssubjekts im UNO-Sicherheitsrat gefordert hat, 
verknüpft. Sah man sich doch aus - wie was ganz einfach dem neudeutschen 
es immer wieder hieß - vornehmlich hi- 'Gewicht' entspreche. Seither hat das 
storischen Gründen (denn auch das Ver- postulierte 'Gewicht' Deutschlands 
fassungshindernis sei ja aus dieser Hi- · . durch den Einsatz in Somalia, sowie 
storie erwachsen) nicht in der Lage, sich durch diverse Bereitschaftserklärungen 
- wie andere europäische Staaten auch - zu Einsätzen wie z. B. denen in Bosnien, 
deutlich sichtbar an diesem Feldzug zu derart zugenommen, daß jede Rede ab­
beteiligen. Dadurch erschien die zu- seits des Konzepts der 'Krisenreaktion' 
nächst angenomme 'Normalität' erneut als "Gewichtsverlust' oder Rückfall in 
durch einen Rückfall in die 'Anormali- die 'Anormalität' erscheinen muß. 
tät' gefährdet. Dabei wurde symbolisch Dieses Set von derart im medienöf-
ein zweifaches Ungleichgewicht konsta- fentlichen Diskurs konstellierten Reiz.-
tiert: (1) Deutschlands . wirtschaftlicher wörtern hat sicherlich mit dazu geführt, 
Machtstellung und 'Potenz' stehe militä- daß die SPD mit der Bundesregierung in 
rische 'Impotenz' und 'Selbst-Kastrati- den "Grundfragen der Außenpolitik" 
on' gegenüber; (2) dem durch die Wie- seit einiger Zeit "keine wirklichen Dif­
dervereinigung größer gewordenen 'Ge- ferenzen" mehr sehen kann'. Und H. U. 
wicht' entspreche bisher keine größere Klose bemüht sich ganz im Sinne einer 
'Verantwortung', sprich: Rolle in der 'Gewichtsangleichung', wenn er. von 
Weltpolitik. Durch diese immer wieder- Deutschland als einem "großen Land" 
kehrende Rede vom Gewicht (also Brut- mit "ungewöhnlicher ökonomischer Po-
tosozialprodukt + Bevölkerungszahl) tenz" spricht, das in Europa die "Rolle 
auf der einen und der militärischen Im- spiele", welche "die Vereinigten Staaten 
potenz auf der anderen Seite wurden die in der Welt spielen" (FAZ, 13.11. 1993). 
verschiedenen _gesellschaftlichen Praxis- Auf diese Weise ist die SPD in Fragen 
bereiche von Okonomie, Bevölkerungs- der Außenpolitik von der ihr zugescho­
größe und militärische Optionen mitein- benen ·Rolle des 'Verantwortungsverwei­
ander verschränkt. Dadurch erschien gerers' und vom Ort der 'Drückeberge­
die Frage nach out of area Einsätzen als rei' in die symbolische Mitte gerückt, 
direkt an die der nationalen Identi!Jit ge- und somit für diese Mitte konstitutiv. In 
koppelt. jene symbolische Mitte, wo das symbo-

lische Ungleichgewicht zwischen 'neu­
em Gewicht' und 'militärischer Kraft' 
wieder ins Gleichgewicht gebracht wer­
den soll. So findet sich die SPD in 'Fra­
gen der Außenpolitik' in einer großen 
Sachkoalition mit der Bundesregierung 
wieder. Offenbar auch, um in diesem 
Gerangel nicht plötzlich als 'Verweige­
rer' dazustehen, deckt die SPD auf der 
Ebene der militärpolitischen Rahmen­
planungen die jüngsten "Planungsent­
scheidungen" der Bundesregierung mit 
ab (Vgl. Die Welt, 28.1.1995). 

UNO und NATO als 
Instrumente einer neuen 

Weltordnung des Westens 

Einer Doppelstrategie von Kritik und 
Unterstützung der Koalition bei glei­
chen Zielen folgt die SPD auch in der 
Frage des 'Dauersessels' im UN-Sicher­
heitsrat. So gab es in dem Wiesbadener 
Parteitagsbeschluß die paradox anmu­
tende Formulierung: "Um die Arbeits­
fähigkeit der UNO zu verbessern, setzt 
sich die SPD ein für ( ... ) eine veränderte 
Zusammensetzung des UNO-Sicher­
heitsrates, so daß sich alle Staaten und 
Regionen vertreten fühlen. In diesem 
Zusammenhang befürworten wir einen 
ständigen Sitz für dle Bundesrepublik 
Deutschland" (SPD 1993, S. 13-14). 
Nun ist es allerdings kaum möglich, 
durch den weiteren Ausbau der G7-Do­
minanz im Sicherheitsrat ein 'Gefühl' 
der Gleichberechtigung bei anderen 
Staaten entstehen zu lassen: 'Sitz' und 
'demokratische' UN-Strukturen parallel 
sind eben nicht zu haben. Mit dieser Po­
sition allerdings kann die SPD einmal 
den 'Sitz' unterstützen und sich somit 
analog der offiziellen Halttmg der Re­
gierung artikulieren. Sie kann sich aber 
immer dann, wenn sich eine 'Ungleich­
gewichttmg' im Sicherheitsrat in dem ei­
nen Sinn des Parteitags-Beschlußes ab­
zeichnet, von der Forderung nach einem 
'Sitz' distanzieren. Eine Distanzierung 
und mögliche Konsequenzen daraus wä­
ren leicht an eine der verschiedenen Po­
sitionen zur 'Sitz-Frage' innerhalb der 
Koalition anschließbar und somit in Ein­
klang zu bringen mit etwa einer solchen 
innerhalb der CDU/CSU, bei der schon 
im Vorfeld möglicher Umstrukturierun­
gen der UNO ein 'Gefühl' der 'Un­
gleich-Berechtigung' aufsteigt: "Wenn 
der Preis für einen ständigen Sitz 
Deutschlands im Sicherheitsrat in der 
mit einem Vetorecht ausgestatteten 
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Ratsmitgliedschaft zablreicher anderer 
Länder wie Brasilien, Nigeria und Indo­
nesien besteht, ist er zu hoch. Es ist vor­
auszusehen, daß ein Vetorecht für Län­
der, die hauptsächlich mit sich selbst be­
schäftigt sind, viele Entscheidungen 
blockieren wird" (Vgl. FAZ, 
23.10.1994). 

Derartige Äußerungen erläutern den 
Begriff 'Völkergemeinschaft' in seiner 
Bedeuttmg für die 'Reformer' in 
Deutschland. Das Streben nach Gleich­
berechtigung erscheint als "Blockade", 
so daß sich Bemühungen mit dem Ziel 
einer Reform im Sinne der Schaffung 
demokratischer Strukturen in der UNO 
von vornherein als kontraproduktiv -
eben die 'Entscheidungen blockierend' -
und somit indiskutabel erweisen. Zwar 
wird die Debane um einen 'vollwertigen 
Sitz' Deutschlands im UN-Sicherheits­
rat weitergeführt, doch ist es inzwischen 
absehbar, welche Funktion die UNO er­
halten soll: Bekanntlich bedeutete das 
"völkergemeinschaftliche . Handeln" in 
vorgeblich 'demokratischer Weise' im 
Golfkrieg nichts anderes, als daß die 
Staaten der beteiligten Industrienationen 
sich den "Auftrag der UNO" durch ihre 
Dominanz dort praktisch selbst erteil­
ten. In der dazugehörigen Rede von 
"der Völkergemeinschaft" wurde aber 
durch diese vorgebliche 'Beauftragung' 
ein Abhängigkeitsverhältnis zur UNO 
suggeriert ("unser Beitritt zur UNO ver­
pflichtet uns", "wir müssen Beistand lei­
sten, wenn die UNO uns ruft", usw.), 
doch diente diese Rede in Deutschland 
vor allem der Erhöhung des Handlungs­
drucks in Sachen Grundgesetz-Ände­
rung und der massiven· Umstrukturie­
rung der Bundeswehr, denn auf die un­
ter UNO-Dach zu führenden Einsätze -
insbesondere durch die NATO - sah man 
sich auch 'technisch' noch nicht vorbe­
reitet. Habe doch der Somalia-Einsatz 
gezeigt, "wie wichtig es ist, bei künfti­
gen UN-Einsätzen der Bundeswehr" 
über eine bessere "maritime Unterstüt­
zung zu verfügen, als es am Horn von 
Afrika der Fall gewesen" (K. Feldmey­
er, FAZ, 14.1.1995) sei. 

Nachdem bis vor kurzem noch diese 
'Auftragsstruktur' das attraktivste Mo­
dell der Zukunft zu werden schien, ha­
ben sich inzwischen die Gewichttmgen 
verschoben. Die "Unterstellung der 
NATO als 'Gehilfe' der UNO" wird als 
"Fehler" zugunsten einer Abkopplung 
der NATO mit der Forderung nach 
"freier Hand" (V. Rühe) für sie 'ent" 
larvt'. Hier wird die suggerierte Abhän-

gigkeit von der UNO zwar beibehalten, 
doch die NATO solle - einmal beauf­
tragt - "ihre Kräfte und Mittel frei ent­
falten können" (V. Rühe) und nicht län­
ger "Untermieter" der UNO sein. In 
dieser symbolischen Rede wird die 
UNO auf die Funktion einer bloß 'legiti­
matorischen Instanz' reduziert. 

Bei allem Changieren zwischen der 
stärkeren 'Gewichttmg' der UNO auf 
der einen durch "Flagge zeigen" (K. 
Kinkel) und der NATO auf der anderen 
Seite (nicht länger "Untermieter" und 
"Subunternehmer" sein wollen), kann 
nicht übersehen werden, daß die angeb­
lichen "Spannungen" zu dieser Frage 
innerhalb der Staatengruppe der G7 ver­
laufen, die sich in Form einer zweiten 
Art von UNO - symbolisch gesprochen -
diese '~emietet' haben und jetzt über 
eine Anderung im 'Mietverhältnis' 
nachdenken. So gesehen ändert es nichts 
an dem Charakter künftiger Weltpoli­
zeiaktionen, welches Gremium inner­
halb der G7 derartige Einsätze leitet. 
Vielmehr zeichnet sich eine Art Arbeits­
teilung durch die proklamierte "Regio­
nalisierung der Sicherheitsinteressen" 
sowie einer daraus resultierenden Auf­
teilung aus globaler Sicht ("Neue 
W eltordung") in Zuständigkeiten für 
geographische Zonen durch die jeweili­
gen militärischen 'Sub-Unternehmer' 
der NATO ab. Von hier aus wird die 
Einrichttmg solcher Militärbündnisse 
wie z.B. die des deutsch-französischen 
Korps verständlich. Ein solches Bündnis 
ermöglicht Deutschland ein 'Handeln im 
Bündnis' aus der 'Mitte', dem "Kern 
Europas" (W. Schäuble) heraus, wobei 
der Anteil national bestimmten Ran-

delns für Deutschland in solchen Mini­
Kollektiven maximal erhöht ist. 

Die Rede der militärpolitisch.in Sµa­
tegen in Deutschland vom Ausscbluß 
"nationaler Alleingänge" ist somit Vj)ll0 · 

ständig zutreffend, w_eil Deutschland _'als 
inzwischen mindestens dritts.tärliste. 
Kraft innerhalb der G7 durch die ' ' 
meinsamen Interessen zur ehe . 
zierten Weltordnungsmacht aufs . 
"eben nicht klassische Blauhe 
on, wie kleinere und neutrale S 
über Jahrzehnte waren" (V. R"' . ,,. , , 
derart konturierte Beanspruchung· e\i:# 
deutschen Vormachtstellung innc:rhalb 
der verschiedenen Bündnissysteme jst 
somit die 'neue Sonderrolle' Deutsch­
lands. Zum einen gegenüber anderen eu­
ropäischen Staaten, vor allem aber dem­
nächst in der UNO und dort speziell 
noch einmal innerhalb des Kollektivs 
der G7-Mächte gegenüber nahezu 200 
anderen Staaten. Bei den "Spannungen" 
innerhalb dieses Kollektivs wird immer 
deutlicher, daß ein 'zögerliches Verhal­
ten' einzelner Staaten bei Waffenliefe­
rungen und Kampfeinsätzen zu massi­
vem Druck der anderen Mitglieder, zu 
einer Art Aufruf zur 'G7-Raison' führen 
kann. So mußte sich Großbritannien bei 
seiner ablehnenden Halttmg gegenüber 
dem NATO-Konzept "lift and strike" 
(Aufhebung des Waffenembargos bei 
gleichzeitigen Luftangriffen) für Bosni­
en "harsche Kritik" (FAZ, 2.12.1994) 
des NATO-Generalsekretärs Claes in 
London anhören. 

Wer die eskalative Strategie nicht 
mitspielt, erscheint zugleich als Haupt­
verantwortlicher für den Befund, . auf 
den sich zuletzt bei der Münchner 
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Wehrkunde-Tagung geetrugt wurde: 
"Verlust der Glaubwürdigkeit der 
NATO" (SZ, 6.2.1995). Daran schloß 
sich koµsequenterweise die Forderung 
nach "Einsätzen der NATO im UN-Auf­
trag" mit "alleinige(m) Kommando" 
(V. Rühe, Stern, Nr. 8, 16.2.1995) an. 
Hieran ist besonders deutlich ablesbar, 
daß die Frage nach zukünftigen Model­
len zur "Förderung des Friedens in der 
Welt" sich auf militärische Intervention 
im Weltpolizei-Gewand vs. 'Gesichts­
verlust' reduziert. Fortan muß sich jede 
Position 'schämen', in der friedensför­
dernd Modelle unterhalb der Schwelle 
zum 'Einsatz des Blutes' ülJ!,rlegt wer­
den. Sie hat aber so auch keinen Raum 
mehr, in dem sie als 'verantwortliche' 
erscheinen könnte, denn ihr haften ne­
ben den Merkmalen 'Drückeberger', 
'Verantwortungsverweigerer' ( erweiter­
bare Serie, s. o.) im weiteren noch seil-

Eine Auseinandersetzung 
mit als außersystemisch 
gekennzeichneten Posi­
tionen ist nicht nötig, 
denn sie sind mit dem 
Stempel 'utopisch' und 
'anormal' versehen. 

ehe Makel wie 'Ehrlosigkeit' und 'Man­
gel an Werte-Bewußtsein' an. So redu­
zierte sich 1992 für Helmut Kohl der 
Begründungszusammenhang bei der 
Frage nach deutscher Beteiligung an mi­
litärischen Aktionen auf die Feststel­
lung: "Wir können nicht Mitglied des 
Clubs sein, nehmen die Rechte in An­
spruch, aber wenn es an die Pflichten 
geht, dann drücken wir uns. Das ist eine 
zutiefst inakzeptable Position. Sie ist ge­
gen die Ehre unseres Landes ( ... )" (Dör­
ner, 1994, S. 78-95)'. 

Der herrschende Diskurs 
als ausschließendes 

System 

Derartige Konstellationen im Out--0f­
area-Diskurs strukturieren · somit die 
verschiedenen Positionen durch Grenz­
ziehungen. Es konstituiert sich ein 
Raum der symbolischen Mitte, von dem 
aus gegenläufige Positionen zur Frage 
'Krisemeaktion' als außersystemisch er­
scheinen, bzw. als solche an diesen Ort 

. verbannt werden. An einen solchen Ort 
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waren die Grünen jahrelang verbannt 
und gleichzeitig auch jede ihrer politi­
schen Forderungen. Die Aufuahme ins 
System erfolgte endgültig im Wahl­
kampf '94 durch die Frage nach mögli­
chen Bündnissen mit der SPD auch auf 
Bundesebene. In genau der skizzierten 
System-Symbolik (vgl. Disselnkötter/ 
Parr 1994, S.52-65) verortete Robert 
Leicht die Grünen mit ihrer Position zur 
Außen- und Sicherheitspolitik: "Solange 
die Grünen nur eine ganz andere Partei 
sein wollten, konnte dies (seine Halttung 
zu den Grünen, A.D.) jeder halten wie 
er wollte. Nun aber streben die einstma­
ligen Außenseiter unmittelbar zur Re­
gierungsmacht: erst die Alternative zum 
System, jetzt als Alternative im Sy­
stem". Nach Leicht sind Sie jedoch noch 
nicht ganz "im System": "( ... ) - im Au­
genblick wäre selbst im Bundestag eine 
rotgrüne Mehrheit rechnerisch nicht 
ausgeschlossen. Ist sie aber politisch 
möglich und wünschenswert? In der Au­
ßen- und Sicherheitspolitik jedenfalls 
nicht. "6 Auf diese Weise hat Leicht eine 
symbolische 'Spaltung' der Grünen voll­
zogen, indem er den Teil ins außersyste­
mische zurückversetzte, der als Position 
innerhalb des Oui--0f-area-Diskurses 
durch 'utopisch' und 'irrational' gegen­
über "Wahrheit" und "Verläßlichkeit" 
(R. Leicht) gekennzeichnet ist. Die Wir' 
kungsmächtigkeit solcher Zuordnungen 
von Positionen in symbolische Räume 
zeigt sich vor allem darin, daß sämtliche 
als außersystemisch gekennzeichnete 
Positionen überhaupt nicht mehr disku­
tiert werden. Eine Auseinandersetzung 
mit Argumenten von Vertretern solcher 
Positionen ist nicht nötig, denn sie sind 
mit dem Stempel 'utopisch' und 'anor­
mal' versehen und als solche nicht 'ernst 
zu nehmen'. 

Dies bedeutet allerdings nicht in 
jedem Fall, daß Kritik - wie die am Tor­
nado-Einsatz - im Out-of-area-Diskurs 
entsprechend der gezeigten Zuordnun­
gen als indiskutabel ausgegrenzt wird. 
Sie kann vielmehr auch in system-mittig 
angesiedelte Positionen integriert wer­
den, nämlich dann, wenn Elemente aus 
der kritischen Rede sich als kompatibel 
zu solchen der symbolischen Mitte er­
weisen. Eine solche Integration war z. 
B. bei der Kritik möglich, daß der 
Tornado für einen Einsatz in Bosnien 
technisch "ungeeignet" sei'. Die medi­
enöffentliche Debatte verlief einge­
schränkt auf die Frage der "Eignung" 
des aktuell zur Verfügung stehenden 
Kampfflugzeugs, ohne dabei die eigent-

liehen Fragen des Konzepts Tornado­
Diplomatie auch nur zu berühren. Dies 
bedeutet - neben der schlichten Ausblen­
dung von Simulatioµen möglicher Es­
kalationsverläufe durch z. B. Bombar­
dements in Bosnien - auch, daß der 
Krieg des Typs 'Krisenreaktion' im me­
dienpolitischen Diskurs eine massive 
Ästhetisierung erfährt, indem er - wie 
schon bei der 'Krisenreaktion' am Golf 
1991 - die "Illusion einer sauberen, 
punktgenauen Operation" (Haller 1991) 
suggeriert. 

Während die kriegerische Gewalt 
'von uns' in bildlichen Vorstellungen 
aufgelöst wird, wie z. B. in der Vorstel­
lung von 'chirurgischen Eingriffen' so­
wie damit möglich erscheinenden 'glat­
ten Feldzügen', sind Kriege, die für ei­
nen 'Eingriff vor Ort' als interventions­
würdig erkannt werden, als 'barbari­
sche', 'chaotische', 'menschenrechts­
verletzende' gekennzeichnet. Auf der 
einen Seite steht somit der Krieg als 'zi­
vilisatorischer' ( + gerecht, + profes­
sionell, + ordentlich, + verantwortlich, 
+ menschlich, + humanitär, + xy) ge­
gen den Krieg mit allen dazu in Gegen­
satz stehenden Merkmalen von 'nicht -
zivilisatorisch' ( + ungerecht, + chao­
tisch, + unmenschlich, - xy). Die Folge 
derartiger. Gegenüberstellungen hat bis­
her dazu geführt, daß die gesamte Band­
breite militärischer Optionen überhaupt 
nicht als Formen von Krieg mit all sei­
nen Folgen wahrgenommen wird, son­
dern bloß als 'friedensstiftende Maßnah­
men'. Auch dadurch ist jede Rede, die 
unter 'friedensschaffenden Maßnahmen' 
nicht Tornado-Diplomatie und Kriseme­
aktion versteht, nahezu vollständig blok­
kiert, denn sämtliche Vorstellungen von 
'friedlichem Handeln' sind in der dazu 
gegenläufigen Rede 'geparkt'. Nachdem 
das Bundesverfassungsgericht am 
12.7.1994 'klargestellt' hat, daß die gül­
tige Rechtslage fortan Märsche rund um 
den Globus zuläßt", erwächst in dieser 
Lesart geradezu eine aus dem Grundge­
setz abgeleitete Pflicht zu Ausstellung 
entsprechender Marschbefehle. 

Umdeutungen 
deutscher Geschichte 
Was aber von der inzwischen histori­

schen Vorstellung einer Friedenspflicht 
des Grundgesetzes bleibt, läßt sich am 
besten an der noch nicht ganz abgeschüt­
telten Historie in der Tornado-Option 
gegen Bosnien zeigen. Gerade dieses 
'alte Grundgesetz' sei doch auch aus der 
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Erfahrung des zweiten Weltkriegs her­
aus entstanden. Aus diesem Faktum ent­
wickelten sich drei Positionen in der 
Rede über militärische Interventionen 
der Bundeswehr in Bosnien. (]) Der 
Maßstab sei nicht die Geschichte, son­
dern "ob wir wirklich helfen können" 
(V. Rühe, Welt am Sonntag, 5.2.1995). 
Zwar habe die deutsche Wehrmacht 
1941 im Balkan gestanden, aber Jugo­
slawien sei "innerhalb von 14 Tagen ge­
nommen" worden. "Es war sozusagen 
ein glatter Feldzug". Die Bundesregie­
rung bausche "Schuld auf, um sich ver­
weigern zu können" (H. Kremp, Die 
Welt, 19.2.1994). (2) Wegen der Ge­
schichte könne Deutschland sich nicht 
mit Bodentruppen in Bosnien beteiligen, 
nur aus der Luft, aber mit Bodentruppen 
in Kroatien. 9 (3) Aus historischen Grün­
den könne Deutschland sich an keinem 
Kampf-Einsatz im ehemaligen Jugosla­
wien beteiligen. 

Noch 1991 war Pos. (3) mit Pos. (1) 
als Gegenpol die dominante. Danach ge­
fragt, welche Rolle der Anteil symboli­
scher Rede-Elemente an der Verschie­
bung der Dominanz zu (2) hin gespielt 
haben, dann fällt die Vermittlungsfunk­
tion zwischen (1) und (3) durch (2) auf. 
Mit dieser Position läßt sich nämlich der 
'neuen Rolle' bei gleichzeitiger Berück­
sichtigung der Historie gerecht werden: 
Durch die bildlich vermittelte Vorstel­
lung, daß - symbolisch gesprochen -
Deutschland 'in der Luft' durch Torna­
dos und am Boden 'bis an die Grenze 
zur Geschichte' sein 'volles Gewicht' 
einbringe und sich so nicht "Bündnisso­
lidarität verweigert" und "davon­
stiehlt". Warum der in Pos. (1) gefor­
derten Handlungsoption nicht vollstän­
dig gefolgt werden kann, erklärt Volker 
Rühe: "Auf dem Boden werden wir uns 
nach meiner Einschätzung immer stär­
ker zurückhalten als andere. Engländer 
und Franzosen haben da als alte Koloni­
almächte ganz andere Traditionen" 
(Stern, 16.2.1995). Von hier aus läßt 
sich so 'mit der Geschichte' militärisch 
intervenieren, was gleichzeitig Pos. (1) 
in die jetzt dominante Pos. (2) integriert. 
Und Pos. (3) fällt als indiskutabel ( + 
Verweigerung, + inhuman) aus der 
symbolischen Mitte heraus. 

In allen Positionen wird allerdings 
die Frage der Risiken des Einsatzes der 
Bundeswehr 'auf oder 'über' dem Ge­
biet des ehemaligen Jugoslawien nicht 
diskutiert. Während die militärpoliti­
schen Planer über diese Szenarios den 
'Mantel des Schweigens' hängen, um 

später - gemäß der Logik der Eskalati­
onstrategien - überraschend loslegen zu 
können, dämmert einigen offenbar bes­
ser informierten Militärs die Gefahr des 
"Hineinschlitterns" (Welt atn Sonntag, 
5.2.1995) in den Konflikt. Vielleicht er­
innern sie sich auch an die Prognose ih­
res italienischen Kollegen, der für den 
Fall eines NATO-Einmarsches in Bosni­
en 1993 die vorläufige Prognose, daß 
mit "mindestens 500.000 Toten gerech­
net werden muß" (G. Canino, Neue 
Ruhr Zeitung, 9.5.1993), abgab. Eine 
Offenlegung der zu erwartenden 'Schä­
den' humaner wie ökologischer Art 
würde die Merkmale 'realistisch', 
'menschlich', 'sauberer Eingriff' wieder 
von dieser Strategie entkoppeln. Dies 
würde gleichfalls die Chancen eines 
Durchbruchs zu einer Diskussion dees­
kalativer Strategien (Disselnkötter/Link 
1995) im Out-of-area-Diskurs erhöhen. 

Dann wäre vielleicht mit Fukuyama 
die Eskalationsstrategie nicht das "Ende 
der Geschichte", sondern ihr Anfang, 
denn so könnte der Blick auf andere 
Wege zur dringend notwendigen 'Kri­
senintervention' als auf solche, deren 
Untauglichkeit schon bewiesen ist, frei 
werden. Die Chancen hierfür stehen 
dann gut, wenn Nietzsche sich mit sei­
ner Feststellung "Leiden sehn thut wohl, 
Leiden machen noch wohler" (Nietzsche 
1988, S. 203) womöglich doch geirrt ha­
ben sollte. 
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